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Vorwort

Für die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) bildet der Frie-
de von Anfang an ein herausragendes Thema öffentlicher Verant-
wortung. Die Erschütterung über die Verwüstungen des Zweiten
Weltkriegs, Beginn und Verlauf des Ost-West-Konflikts, die Ausein-
andersetzungen über Wiederbewaffnung und allgemeine Wehr-
pflicht, die wechselseitige Abschreckung mit atomaren Waffen und
die wachsende Aufmerksamkeit für den Nord-Süd-Konflikt – all
das waren wichtige Gegenstände kirchlicher Urteilsbildung. Zum
Teil stellten sie die kirchliche Einheit auf harte Proben, wie
insbesondere die Debatte über die Atomwaffen in den ausgehenden
fünfziger Jahren und dann noch einmal in den frühen achtziger Jah-
ren zeigte. Die Arbeit an diesen Themen führte zu kirchlichen Frie-
densbeiträgen von bleibender Bedeutung; aus ihnen ragt nach wie
vor die »Ost-Denkschrift« der EKD von 1965 mit ihrer Ermuti-
gung zu Schritten der Versöhnung heraus. Die auf diesem Weg ge-
wonnenen Einsichten wurden 1981 in der Denkschrift »Frieden wah-
ren, fördern und erneuern« zusammenfassend festgehalten. In den
Kirchen der DDR hat sich die friedensethische Urteilsbildung
besonders in der Friedensdekade, in der großen Wirksamkeit des
Zeichens »Schwerter zu Pflugscharen« und in der beherzten Absage
an Geist, Logik und Praxis der Abschreckung Ausdruck verschafft.

Seitdem hat sich die weltpolitische Situation grundlegend ge-
wandelt. Nach dem Ende des Kalten Krieges, der Überwindung
der europäischen Teilung und der Vereinigung der beiden deut-
schen Staaten in den Jahren 1989/1990 stellten sich zahlreiche neue
friedensethische und friedenspolitische Herausforderungen. Die
Hoffnung, aus der Überwindung des globalen Konflikts zwischen
den USA und der Sowjetunion ergebe sich eine »friedenspolitische
Dividende«, erfüllte sich nicht. Gewaltsame Auseinandersetzungen
auf dem Balkan, der Zerfall staatlicher Autorität in verschiedenen
Regionen Afrikas und Asiens sowie die Privatisierung der Gewalt
in Händen von Warlords und Bürgerkriegsparteien stellten mit neuer
Dringlichkeit die Aufgabe vor Augen, die Gewalt der Herrschaft
des Rechts zu unterwerfen. Zu den großen Friedensgefährdungen
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unserer Zeit zählt insbesondere auch der moderne internationale
Terrorismus. Die Frage ist, wie dieser und anderen akuten Gefah-
ren für den Weltfrieden auf rechtsförmige, wirksame und nachhal-
tige Weise begegnet werden kann.

Die EKD hat auf die neuen friedensethischen Herausforderun-
gen nach der Wende von 1989/90 mit Orientierungshilfen reagiert,
deren vorläufiger Charakter beabsichtigt war. »Schritte auf dem Weg
des Friedens« war der für eine Orientierungshilfe aus dem Jahr 1994
mit Absicht gewählte Titel. Als »Zwischenbilanz« wurde ein sich
daran anschließender Text »Friedensethik in der Bewährung« aus
dem Jahr 2001 bezeichnet. Ihn verabschiedete der Rat der Evange-
lischen Kirche wenige Tage vor den Terroranschlägen des 11. Sep-
tember. An Beispielen aus Afrika wurde 2002 das Verhältnis von
gewaltsamen Konflikten und ziviler Intervention erörtert. »Richte
unsere Füße auf den Weg des Friedens« hieß der Titel dieser von
der Kammer der EKD für Entwicklung und Umwelt verantworte-
ten Studie.

Nach dem 11. September 2001 mehrten sich in der kirchlichen
und gesellschaftlichen Öffentlichkeit die Stimmen, die von der EKD
einen neuen grundlegenden Beitrag zur friedensethischen und frie-
denspolitischen Orientierung erwarteten. Daher beauftragte der Rat
der EKD im Jahr 2004 die Kammer für Öffentliche Verantwor-
tung, eine solche neue Friedensschrift zu entwerfen. Die Kammer
widmete sich dieser Aufgabe mit großem Engagement, mit Sorg-
falt und Sachkunde. Dabei entstand ein Text, den sich der Rat der
EKD in seiner nüchternen Analyse, seiner fundierten biblisch-theo-
logischen Argumentation und seinem durchgängigen Bezug auf den
Leitgedanken des gerechten Friedens gern zu Eigen gemacht hat.
Ich danke den Mitgliedern der Kammer für Öffentliche Verant-
wortung, allen voran ihrem Vorsitzenden, Prof. Dr. Wilfried Härle,
und ihrer stellvertretenden Vorsitzenden, Prof. Dr. Eva Senghaas-
Knobloch, sehr herzlich für die geleistete Arbeit.

In Denkschriften soll nach Möglichkeit ein auf christlicher Ver-
antwortung beruhender, sorgfältig geprüfter und stellvertretend für
die ganze Gesellschaft formulierter Konsens zum Ausdruck kom-
men. Es ist daher von großer Tragweite, dass die Kammer der EKD
für Öffentliche Verantwortung den Entwurf des vorliegenden Tex-
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tes einstimmig verabschieden konnte und dass auch der Rat der
EKD ihn einstimmig bejaht hat. Eigens hervorzuheben ist, dass in
ihm –  abweichend von den Heidelberger Thesen des Jahres 1959 –
die Auffassung vertreten wird, die Drohung mit dem Einsatz nuk-
learer Waffen sei in der Gegenwart friedensethisch nicht mehr zu
rechtfertigen. Über die friedenspolitischen Folgerungen aus dieser
Aussage konnte die Kammer für Öffentliche Verantwortung keine
letzte Übereinstimmung erzielen. Doch dass ein ethischer Konsens
unterschiedliche Abwägungen hinsichtlich seiner politischen Kon-
sequenzen zulässt, ist nicht ungewöhnlich. Umso bemerkenswerter
ist, in wie hohem Maß diese Denkschrift auch in den konkreten
Folgerungen zu gemeinsamen  Festlegungen kommt.

Übereinstimmend werden in dieser Denkschrift Grundsätze und
Maximen vertreten, die ebenso einfach wie überzeugend sind: Wer
den Frieden will, muss den Frieden vorbereiten. Wer aus dem Frie-
den Gottes lebt, tritt für den Frieden in der Welt ein. Gerechter
Friede in der globalisierten Welt setzt den Ausbau der internationa-
len Rechtsordnung voraus. Staatliche Sicherheits- und Friedenspo-
litik muss von den Konzepten der »Menschlichen Sicherheit« und
der »Menschlichen Entwicklung« her gedacht werden.

Diese klaren Leitgedanken verbinden sich mit konkreten und
spezifischen Handlungsoptionen. So ist etwa mit der geforderten
Rechtsförmigkeit einer internationalen Friedensordnung der An-
spruch verknüpft, dass diese Rechtsordnung dem Vorrang ziviler
Konfliktbearbeitung verpflichtet ist und die Anwendung von
Zwangsmitteln an strenge ethische und völkerrechtliche Kriterien
bindet. Auch die Herausforderung durch den modernen internati-
onalen Terrorismus rechtfertigt deshalb keine Wiederbelebung der
Lehre vom »gerechten Krieg«. Vielmehr bewährt sich gerade in ei-
ner solchen Situation die Ausrichtung aller friedenspolitischen Über-
legungen an der Leitidee des »gerechten Friedens«.

Durchgängig wird in der Denkschrift die Notwendigkeit der Prä-
vention hervorgehoben; gewaltfreien Methoden der Konfliktbear-
beitung wird der Vorrang zuerkannt; den zivilen Friedens- und
Entwicklungsdiensten wird für die Wiederherstellung, Bewahrung
und Förderung eines nachhaltigen Friedens eine wichtige Rolle zu-
geschrieben. Mit dieser Grundorientierung bringt die Evangelische
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Kirche in Deutschland ihre Stimme in die politische wie in die
ökumenische Diskussion ein. Sie versteht diese Denkschrift auch
als einen Beitrag zu der vom Ökumenischen Rat der Kirchen aus-
gerufenen Dekade zur Überwindung von Gewalt (2001 bis 2010).

»Der Herr erhebe sein Angesicht auf dich und gebe dir Frieden.«
Mit diesem biblischen Segenswort schließt der evangelische Got-
tesdienst. Der Friede Gottes bildet Grund und Horizont allen
menschlichen Bemühens um den Frieden. Dieser Geist bestimmt
die vorliegende Denkschrift; in diesem Geist erhoffe ich für sie eine
breite öffentliche Aufnahme.

Hannover, im Oktober 2007

Bischof Prof. Dr. Wolfgang Huber
(Vorsitzender des Rates der

Evangelischen Kirche in Deutschland)

Frieden 13.11. 13.11.2007, 11:27 Uhr10
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Einleitung

(1) Friede ist keine Selbstverständlichkeit. Ihn zu wahren, zu för-
dern und zu erneuern, ist eine immerwährende Aufgabe.1 Nach
dem Ende des Ost-West-Konflikts und der militärisch aufgelade-
nen Blockkonfrontation öffnete sich der Horizont für Verstän-
digung und Kooperation. Die großen Weltkonferenzen in den 1990er
Jahren zeugen von umfassenden Bemühungen um gemeinsame
normative und politische Grundlagen in verschiedenen Politikfel-
dern. Der in der christlichen Ethik unauflösliche Zusammenhang
von Frieden und Gerechtigkeit, der sich im Leitbild des »gerechten
Friedens« begrifflich artikuliert, wurde und wird in vielfältigen Fo-
ren diskutiert und politisch formuliert. An diesem Leitbild orien-
tiert sich die Hoffnung auf einen dauerhaften irdischen Frieden.

(2) Zugleich sind seit 1989/90 aber auch neue Friedensgefährdun-
gen und Konfliktlinien sichtbar geworden: Es bilden sich nicht nur
neue globale Strukturen heraus; gleichzeitig zerfallen Staaten. Welt-
weite Netze werden aufgebaut; gleichzeitig erhöht sich die Verletz-
lichkeit von Menschen, Staaten und Gesellschaften. Die Macht-
konstellationen auf der internationalen Ebene verschieben sich und
militärische Mittel erfahren erneut Bedeutungszuwachs; gleichzei-
tig zeigt sich militärische Ohnmacht angesichts politischer Aufga-
ben einer dauerhaften Friedenssicherung.

(3) Vermehrte globale Verflechtungen erhöhen – wenn auch meist
auf asymmetrische Weise – wechselseitige Abhängigkeiten. Politi-
sche Steuerung bedarf gesteigerter Abstimmung und Umsicht. Ein-
fache Vorstellungen von friedenspolitischer Machbarkeit erweisen
sich als unrealistisch. Sie prallen an der Eigenart je besonderer Kon-
fliktsituationen ab und müssen sich zudem mit nicht beabsichtig-
ten Folgen von Interventionen auseinandersetzen. Umgekehrt hat

1. »Frieden wahren, fördern und erneuern« (Gütersloh 1981) lautet der Titel der
bisher einzigen explizit als »Friedensdenkschrift« bezeichneten friedensethischen
Grundsatzäußerung der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD).
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auch unterlassene Hilfeleistung Folgen, die die wohlhabenden Län-
der zum Beispiel in Gestalt von Migration aus verarmten Zonen
und neuen Gewaltkonflikten einholen.

(4) Nie zuvor in der Geschichte sind räumliche Entfernungen durch
Kommunikationsmedien und Technologien so stark relativiert wor-
den, doch bilden sich neue gewaltträchtige Konflikte entlang kul-
tureller und religiöser Begegnungslinien. In dieser komplexen Situ-
ation ist das institutionelle Geflecht der Vereinten Nationen (sowie
anderer internationaler Organisationen und zivilgesellschaftlicher
Initiativen) von großer Bedeutung, ihr Potenzial wird aber durch
ein an partikularen Interessen orientiertes Denken und entsprechen-
des politisches Handeln geschwächt.

(5) Diese Schrift geht davon aus, dass in einer dichter vernetzten
Welt kooperatives Handeln zwischen Staaten und Gesellschaften
unabdingbar geworden ist. Im ersten Kapitel werden die Friedens-
gefährdungen der Gegenwart knapp skizziert. Sie bilden die Folie,
auf der im zweiten Kapitel der biblisch begründete Beitrag der Chris-
tenmenschen und Kirchen für den Frieden in der Welt entfaltet
wird. Dazu gehören der Verkündigungsauftrag ebenso wie Bildung
und Erziehung, Schutz und Beratung der Gewissen, Arbeit für Ver-
söhnung und eine Entfaltung des Leitbildes vom gerechten Frie-
den.

(6) In der ökonomisch zerklüfteten sowie politisch und kulturell
pluralen Weltgesellschaft bedarf die Annäherung an eine dauerhaf-
te Friedensordnung mehr denn je solcher Instrumente und Prinzi-
pien des Rechts, die ihrerseits orientiert sind an der Vorstellung
eines gerechten Friedens. Die aus dem Leitbild des gerechten Frie-
dens folgenden Anforderungen an eine globale Friedensordnung
als Rechtsordnung werden im dritten Kapitel entwickelt. Dies
schließt eine Ethik rechtserhaltender Gewalt für die internationale
Sphäre ein, welche auch die Grenzen militärischen Gewaltgebrauchs
markiert. Indem sich die christliche Kirche die Perspektive der Frie-
densordnung als Rechtsordnung aneignet, macht sie sich selbst zu
einer Anwältin des gerechten Friedens.

Frieden 13.11. 13.11.2007, 11:27 Uhr12



13

(7) Das vierte Kapitel widmet sich konkreten friedenspolitisch re-
levanten Gestaltungsfeldern, wie sie sich aus der Darstellung der
Friedensgefährdungen (Kapitel 1) und den friedens- und rechts-
ethischen Anforderungen (Kapitel 2 und 3) ergeben. Hervorgeho-
ben werden die Aufgaben der Stärkung universaler multilateraler
Institutionen und – damit verbunden – der Wahrnehmung von
Europas friedenspolitischer Verantwortung. Orientiert an der Würde
des Menschen sind die konkreten Schritte auf dem Weg zu gerech-
tem Frieden an den tatsächlichen Lebensbedingungen der einzel-
nen Menschen auszurichten. Institutionen und Handlungsweisen
müssen sich daran messen lassen, ob sie einen Zugewinn für die
Sicherheit2 der Menschen (im Sinne des Konzepts »Menschliche
Sicherheit«) vor Gewalt, Unfreiheit und Not darstellen, Entfaltungs-
möglichkeiten der Einzelnen fördern, kulturelle Vielfalt anerken-
nen und damit zu friedensfördernden sozialen Beziehungen welt-
weit beitragen. Dies sind die an Gewaltvorbeugung orientierten
Aufgaben, die mit einer weitsichtigen Friedenspolitik verbunden
sind und so dem Leitbild des gerechten Friedens dienen.

2. In ökumenischen Kontexten, etwa in neueren Dokumenten der Konferenz Eu-
ropäischer Kirchen (KEK), wird betont, dass aus christlicher Sicht eine umfas-
sende und absolute Sicherheit niemals zu gewinnen sei. Das menschliche Leben
sei vielmehr immer mit Verletzlichkeit und Verwundbarkeit (»vulnerability«)
verbunden. Friede und Gewaltfreiheit müssten deshalb immer auch riskiert wer-
den. Damit wird nicht dem Konzept der »menschlichen Sicherheit« widerspro-
chen, es wird aber aus einer anderen, zusätzlichen Perspektive in den Blick ge-
nommen.
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1. Friedensgefährdungen

(8) Im Vergleich zu der Epoche, in der 1981 die letzte umfassende
Friedensdenkschrift der EKD erschien, sind viele, damals ungeahnte,
positive Entwicklungen eingetreten. Das Ende des Ost-West-Kon-
flikts, der Abbau der über Jahrzehnte massiven Zusammenballung
von Truppen und Waffensystemen in Mitteleuropa und die radika-
le Reduzierung der Nuklearwaffen beseitigten die Gefahr eines
»Schlachtfelds Deutschland«, wo das, was man verteidigen wollte,
zunächst größtenteils zerstört worden wäre. Das unerwartet wieder-
vereinigte Deutschland hat von diesen Entwicklungen auch für sei-
ne Sicherheit am stärksten profitiert. Die sukzessive Erweiterung
der Europäischen Union (EU), des Europarats, der Nordatlanti-
schen Vertragsorganisation (NATO), deren Partnerschaften sowie
die Weiterentwicklung der KSZE (Konferenz für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa) zur OSZE (Organisation für Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa) haben die Vision von einem
»freien und geeinten Europa« ihrer Verwirklichung näher gebracht.

(9) Doch von der erhofften »neuen Weltordnung« ist die Mensch-
heit noch weit entfernt. Eher ist von neuer Weltunordnung zu spre-
chen. Alte Konflikte und neue Sicherheitsgefährdungen verbinden
sich darin mit den zunehmend friedens- und sicherheitsrelevanten
sozioökonomischen Problemen und neuen machtpolitischen Inte-
ressen in unserer Welt. Die internationale Gemeinschaft ist sich der
Bedrohungen des Friedens und der Sicherheit im beginnenden
21. Jahrhundert bewusst. Der Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen hat in seinem Bericht »In größerer Freiheit. Auf dem Weg zu
Entwicklung, Sicherheit und Menschenrechten für alle« von 2005 –
neben internationalen Kriegen und Konflikten – zivile Gewalt, or-
ganisierte Kriminalität, Terrorismus, Massenvernichtungswaffen so-
wie Armut, tödliche Infektionskrankheiten und Umweltzerstörung
benannt, die »für viele Menschen den Tod oder eine Verminderung
ihrer Lebenschancen bedeuten« und geeignet sind, »die Staaten als
das tragende Element des internationalen Systems (zu) untergraben«.
Er erinnert an das vorgeordnete Millenniumsziel eines »Dreieckes
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von Entwicklung, Freiheit und Frieden«.3 Er zeigt auf: Sicherheit
hängt in der Welt heute von einem allgemein geteilten Verständnis
dafür ab, dass die verschiedenen Bedrohungen, die jeweils in »einer
Weltregion als höchst dringlich angesehen werden, für alle
gleichermaßen von höchster Dringlichkeit sind«.

1.1 Globale sozioökonomische Probleme

(10) Die »Friedensdividende« nach dem Ende des Kalten Krieges
ist einer Verbesserung der Lebensverhältnisse von vielen Millionen
Armen nicht zugute gekommen. Zwar hat das schon in den Neun-
zigerjahren des 20. Jahrhunderts vom UN-Programm für Entwick-
lung (UNDP) entwickelte Konzept »Menschliche Sicherheit« das
Schicksal der Menschen (anstelle national-staatlicher Interessen) in
den Mittelpunkt gerückt, und im Jahre 2000 wurden die »Millen-
niumsziele« der Vereinten Nationen von den Staats- und Regie-
rungschefs beschlossen. Doch diese harren weiterhin einer auch nur
annähernden Verwirklichung. Einige Schwellenländer weisen zwar
hohe Wachstumsraten auf, aber in vielen Regionen greifen Vertei-
lungsungerechtigkeit, Armut, Verelendung, Überschuldung, Miss-
wirtschaft, Gewalt, Korruption, Menschenrechtsverletzungen,
Krankheiten, Bildungsdefizite, Umweltzerstörung, unzureichende
Maßnahmen der Entwicklungshilfe, unfähige Staatsstrukturen und
Politiker ineinander und setzen den Teufelskreis der Fehl- und Un-
terentwicklung fort.

(11) An den positiven Auswirkungen der Globalisierung haben die
ärmsten Länder und ihre Bevölkerung viel zu geringen Anteil. Die
Nord-Süd-Problematik verschärft sich, die Kluft zwischen entwi-
ckelten und unterentwickelten Ländern wird in vielen Bereichen
immer größer. Zwar hat sich seit Mitte der 1990er Jahre der Welt-

3. Vgl. zur Thematik der Millenniumsziele die Stellungnahme der Kammer für
nachhaltige Entwicklung der EKD: Schritte zu einer nachhaltigen Entwicklung:
Die Millenniumsentwicklungsziele der Vereinten Nationen, EKD-Texte 81,
Hannover 2005.
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handel mehr als verdreifacht, und mit der Entwicklung der Kom-
munikationstechnologien wachsen rapide Kapitaltransfer, Produk-
tion und Handel, jedoch weiterhin vor allem innerhalb der OECD-
Welt und zwischen der OECD-Welt und wenigen Schwellenländern.
Zwei Drittel der Weltbevölkerung leben weiterhin in Armut und
Elend. Seit dem Ende des Kalten Krieges sind über fünfmal so viele
Menschen wie im Zweiten Weltkrieg an armutsbedingten Ursachen
gestorben – nämlich etwa 270 Millionen; aktuell sterben jährlich
18 Millionen Menschen an Hunger oder seinen unmittelbaren Fol-
gen; fast 900 Millionen Menschen sind unterernährt.

(12) Armut und Unterernährung in der unterentwickelten Welt
verbinden sich mit völlig unzureichenden Gesundheitssystemen.
Jährlich sterben 11 Millionen Kinder an vermeidbaren Krankhei-
ten und eine halbe Million Frauen während Schwangerschaft oder
Geburt.

(13) Der Raubbau an der Natur, häufig aus Sorge ums nackte Über-
leben, aber auch durch niedrigen Agrarisierungsgrad, falsche Aus-
richtung der Agrarproduktion oder Industrialisierung betrieben,
erschwert eine kohärente Entwicklung. In Afrika droht nahezu die
Hälfte aller Flächen zu Wüsten zu werden, was zu Verelendung
und Unbewohnbarkeit führen würde. Die Menschen in Industrie-
und Transformationsländern sind durch ihren hohen Energie- und
Wasserbedarf, ihre große Mobilität (Individualverkehr; Tourismus)
sowie ihre Konsumgewohnheiten (z. B. Rindfleischverzehr) mit-
ursächlich an der alle Staaten der Welt bedrohenden Ressourcen-
verschlechterung beteiligt, ohne dass eine Trendwende erkennbar
wäre. Inwieweit auch der aktuell viel diskutierte Klimawandel
möglicherweise zu spezifischen Friedensgefährdungen führen kann,
bleibt zu klären; auszuschließen ist es jedenfalls nicht.

(14) Es ist heute weitgehend anerkannt, dass für dauerhafte Frie-
densstrukturen nachhaltige Entwicklung notwendig ist. Doch wird
diese erstens durch die unzureichende Zahlungsbereitschaft der rei-
chen Länder begrenzt: 0,7 Prozent des Bruttosozialprodukts galt
schon 1964 als akzeptiertes Ziel für ihren Beitrag; Deutschland
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kommt bisher nur auf einen Entwicklungshilfehaushalt von 0,3 Pro-
zent des Bruttosozialprodukts, wobei nach OECD-Statistiken da-
rin mehr als 3,5 Milliarden allein zur Schuldentilgung dienen.
Zweitens wird die Wirksamkeit offizieller Entwicklungshilfe durch
zahlreiche Mängel beeinträchtigt. Es ist bedrückend, dass ein Teil
der Entwicklungshilfe zumindest indirekt in Rüstung, Waffen und
Krieg fließt.

(15) Mit dem Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen,
der Weltbank, dem Internationalen Währungsfonds, der Welthan-
delsorganisation usw. verfügt unsere Welt über ein Institutionenge-
flecht, das heute in die Lage versetzt werden sollte, die Globalisie-
rung einem menschenwürdigen Leben aller Erdenbewohner
dienstbar zu machen. Es ist allerdings festzustellen, dass Schwierig-
keiten durch die vorrangig auf Liberalisierung, Deregulierung und
Anpassung an westliche Wirtschaftsformen ausgerichteten Maßnah-
men und Konditionen häufig eher noch vergrößert wurden. Ein
wirksamerer Beitrag zum Abbau von Not, Unfreiheit und Gewalt
wäre nicht nur ein Akt der Solidarität, sondern auch des wohlver-
standenen Eigeninteresses. Europa ist auf seiner »Wohlstandsinsel«
schon jetzt nicht mehr unbehelligt. »Bootsflüchtlinge« und die
Menschen vor Teneriffa, Lampedusa und anderswo, die sich aus
verzweifelter Hoffnung in Lebensgefahr begeben, zeigen, wie die
sozioökonomischen Probleme und die Perspektivlosigkeit junger
Menschen in afrikanischen und anderen Ländern des Südens unser
Ufer des Mittelmeers erreichen. Sie sind vermutlich nur Vorboten,
die Stoßwellen sozialer Erdbeben wirken sich in zunehmendem
Maße auch bei uns aus.

1.2 Staatsversagen und Zerfall politischer Gemeinschaften

(16) Trotz Globalisierung, Multilateralisierung und Ökonomisie-
rung internationaler Beziehungen mit jeweils wichtiger geworde-
nen außerstaatlichen Akteuren bleiben die Staaten die Hauptver-
antwortlichen für die Lösung der existenziellen Probleme ihrer
Bevölkerungen sowie für die Bewahrung des Friedens. Doch viele
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von ihnen werden ihren Aufgaben nicht gerecht. Erfahrungen in
Bosnien, im Kosovo, in Afghanistan und insbesondere zurzeit im
Irak zeigen, dass gutes Regieren (good governance) oder gar westli-
che Demokratie nicht einfach »übergestülpt« und auch nicht mit
Gewalt eingeführt werden können.

(17) Schlechte Regierungsführung (bad governance) hat einen gro-
ßen Anteil am Elend in den Entwicklungsländern, was zum Teil
mit der Geschichte des Kolonialismus und Neokolonialismus zu-
sammenhängt. Von versagender Staatlichkeit (failing states) und
Gewaltanwendung durch nichtstaatliche Akteure (sog. »privatisier-
te Gewalt«) gehen auch Friedensgefährdungen für andere Staaten
und für die Weltgemeinschaft insgesamt aus.

(18) Menschenrechtsverletzungen bis hin zu massenhafter Grau-
samkeit und Völkermord haben auch in willkürlichen Grenzzie-
hungen durch die Kolonialmächte einen Ursprung. Sezessionsbe-
strebungen sind eine Folge. Der vermeintliche »Rückweg« zu
ethnisch homogenen Staatswesen ist jedoch – trotz gegenläufiger
Versuche – versperrt. »Ethnische Säuberungen« darf es nicht ge-
ben. Sie müssen geächtet und wo immer möglich verhindert wer-
den. Doch in vielen Ländern fehlt es den Minderheiten an Schutz,
Gleichberechtigung und Recht auf Entfaltung sowie auf Sprach-
und Kulturpflege. Den UN-Menschenrechtskonventionen, der
Konvention gegen den Völkermord und der Konzeption einer in-
ternationalen Schutzverantwortung (responsibility to protect) ist die
Staatengemeinschaft bisher nur äußerst unzureichend gerecht ge-
worden. Und während noch ihr Versagen angesichts des Völker-
mords in Ruanda im Jahr 1994 beklagt wird, steht sie angesichts
massenhafter Vertreibungen und Tötungen in der Sudan-Provinz
Darfur und Gewalt im Kongo erneut vor großen Herausforderun-
gen.

(19) Nach inneren Gewaltkonflikten, Bürgerkriegen und militäri-
schen Interventionen von außen dauert es lange, bis Friede ein-
kehrt. Die Macht von Geschichtsdeutungen und unversöhnten
Erinnerungen, das Gefühl, als Opfer nicht mit den Tätern erneut
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zusammenleben zu können, der Ruf nach Vergeltung, die fortwäh-
rende Gewaltbereitschaft sind Keime neuen Unfriedens, der dann
oft in Krisensituationen virulent wird.

(20) In allen politischen Entwicklungen ist die Bedeutung der
Medien immens gewachsen, für die Entwicklung eines Klimas von
Vertrauen, aber auch von Hass; für weltweites Bewusstsein von Pro-
blemen und Krisen, aber auch für Propaganda; für Abgrenzung,
jedoch auch für Solidarität. Dabei gilt, dass die umfassende media-
le Präsenz von Krieg und Gewalt auch das Bild einer friedlosen
Welt erzeugt, weil Medien Wirklichkeit immer auch konstruieren.
Im nationalen wie im internationalen Maßstab ist im Zusammen-
hang mit solchen Fragen, aber auch mit Problemlösungsstrategien
für sozioökonomische Probleme, der zivilgesellschaftliche Dialog
von großer Bedeutung. Ein grundlegendes Überdenken, was ver-
antwortlicher Journalismus im digitalen Zeitalter dazu beitragen
kann, ist vonnöten.

1.3 Bedrohungen durch Waffengewalt

(21) Der Kontrast des Heute zur Zeit der Weltkriege und des Kalten
Krieges ist nicht zuletzt dadurch gekennzeichnet, dass innerstaatli-
che Gewaltkonflikte im Verhältnis zu zwischenstaatlichen Kriegen
stark zugenommen haben. Nach übereinstimmenden Befunden
haben aber allgemein Zahl und Opfer zwischenstaatlicher Kriege
und innerstaatlicher Gewaltkonflikte seit den 1990er Jahren abge-
nommen, wozu besonders auch Friedensbemühungen der UNO
beigetragen haben. 1992 wurden 51 bewaffnete Konflikte gezählt
(bei denen mindestens eine Kriegspartei eine Regierung war), 2005
dagegen nur noch 31. Zugleich ist allerdings eine Kriminalisierung
und Kommerzialisierung von Gewaltkonflikten zu verzeichnen. Die
»Privatisierung der Gewalt« wird von irregulären Kräften, »Kriegs-
unternehmern«, Kriegsherren (warlords) und organisierter Krimi-
nalität getragen. Krieg wird zum Geschäft, und private Militärfir-
men (private military companies) ohne erkennbare öffentliche
Rechenschaftspflicht gewinnen Einfluss. Diese Entwicklung scheint

Frieden 13.11. 13.11.2007, 11:27 Uhr19



20

in die Zeit vor der Monopolisierung militärischer Gewalt durch
den Staat neuzeitlichen Typs zurückzuführen.

(22) Dem leisten die Verfügbarkeit von (Klein-) Waffen und Mi-
nen wie auch Rüstungsexport und internationaler Waffenhandel
Vorschub. Daraus folgen die Vergeudung von Ressourcen unter-
entwickelter Länder für Rüstung statt für Minenräumung und die
Zerstörung ihrer natürlichen Lebensgrundlagen. Zwar gibt es erste
Erfolge hinsichtlich der Ächtung von Antipersonenminen. Wo sie
nicht kartiert oder selbstzerlegbar verlegt sind, haben sie ganze Land-
striche ehemaliger Bürgerkriegsgebiete zu lebensgefährlichen Regi-
onen gemacht.

(23) In der Weiterverbreitung von Massenvernichtungswaffen liegt
eine der großen Gefahren für die Menschheit. Heute ist das nukle-
are Nichtverbreitungsregelwerk, das lange Zeit die Wirkung eines
normativen Verbots hatte, in Gefahr. Know-how, Technologie und
nukleare Materialien werden verbreitet. Die etablierten Atommächte
modernisieren weiterhin die nuklearen Arsenale. Neue Atomwaf-
fenstaaten wie Indien, Pakistan, Nordkorea treten auf, teils ohne
jemals Mitglied des NPT (Treaty on the Non-proliferation of Nuclear
Weapons = Vertrag über die Nichtweiterverbreitung von Kernwaf-
fen) gewesen zu sein. Andere verfügen über Atomwaffen, ohne dies
offiziell zu erklären (Israel); weitere erklärten sich zur Atommacht
oder treten vom Vertrag zurück (Nordkorea). Im Fall des umstrit-
tenen iranischen Atomprogramms wird die Notwendigkeit und
Problematik einer wirksamen Kontrolle des Transfers von Gütern
nicht eindeutiger Verwendung (dual use) deutlich. Außerdem hal-
ten die etablierten Kernwaffenstaaten ihre im internationalen Nicht-
verbreitungsregelwerk (NPT) eingegangenen Verpflichtungen nur
unzureichend ein.

(24) Hinzu kommt das wachsende Risiko radiologischer Waffen
(»schmutziger Bomben«), welche in der Kombination aus konven-
tionellem Sprengstoff mit radioaktiven Materialien lange nicht so
hohe technische Ansprüche stellen wie nukleare Waffen, aber beim
Einsatz verheerende Folgen haben können – unmittelbar, länger-
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fristig und auch durch Massenpanik und Verunsicherung. Das Ge-
samtvolumen der Bestände radiologischen Materials ist Besorgnis
erregend. Weltweit sind viele Lagerstätten unzureichend gesichert.
Auch chemische und biologische Waffen stellen eine wachsende
Bedrohung dar, da sie wie radiologische Bomben als »Massenver-
nichtungswaffen des armen Mannes« angesehen werden können.
Gefährliche chemische Substanzen sind weit verbreitet, relativ ein-
fach zu erwerben und waffentauglich zu machen. Weltweit gibt es
etwa 6.000 industrielle Chemieanlagen, die die Möglichkeiten bie-
ten, solche Materialien herzustellen. Ähnliches gilt für biologische
Waffen, deren Herstellung noch schwerer nachzuweisen ist.

(25) Hinsichtlich des Terrorismus besteht politisch die Schwierig-
keit eines gemeinsamen Verständnisses. Dessen ungeachtet ist der
vom UN-Generalsekretär in seinem Bericht »In größerer Freiheit«
(2005) vorgeschlagenen Definition zu folgen. Demnach ist unter
Terrorismus jede Handlung zu verstehen, die »[…] zusätzlich zu
den bereits nach den bestehenden Übereinkommen verbotenen
Handlungen den Tod oder eine schwere Körperverletzung von Zi-
vilpersonen oder Nichtkombattanten herbeiführen soll und die
darauf abzielt, die Bevölkerung einzuschüchtern oder eine Regie-
rung oder eine internationale Organisation zu einem Tun oder
Unterlassen zu nötigen«. Die Terrornetzwerke machen sich modern-
ste Kommunikationstechnologien zunutze, verbinden sich mit dem
organisierten Verbrechen und haben kaum durchdringbare Finan-
zierungs- und Geldwäschewege entwickelt. Doch hat der nach dem
11. September 2001 durch die US-Regierung ausgerufene »Krieg
gegen den Terrorismus« die Gefahr mit sich gebracht, dass auch
demokratische Staaten und ihre Organe im Kampf gegen Grup-
pen, die Gesetze nicht achten, rechtsstaatliche Prinzipien verletzen.
Misshandlungen wie in Abu Ghraib, Inhaftierungen ohne Rechts-
basis und inhumane Haftbedingungen des Terrorismus beschuldigter
Personen wie in Guantánamo, Übergriffe von Geheimdiensten oder
privaten Sicherheitsdienstleistern und Geheimgefängnisse beschä-
digen die politische Glaubwürdigkeit und das rechtsstaatliche An-
liegen und mobilisieren ihrerseits Unterstützung für Terroristen.
Es stellt daher eine eigene Friedensgefährdung dar, wenn Rechts-
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staaten nicht als solche handeln und nicht auch den Wurzeln des
Terrorismus ihre Aufmerksamkeit widmen.

(26) Die Gründe für das Entstehen der terroristischen Netzwerke
und Zellen wie auch für den Zulauf zu ihnen sind vielschichtig,
haben unter anderem mit dem Verhältnis zwischen islamischer und
westlicher Welt und mit dem Gefühl einer Demütigung durch den
überlegenen Westen zu tun, aber insbesondere auch mit westli-
cher, vor allem US-amerikanischer Politik zu Beginn des 21. Jahr-
hunderts. Reichen Nährboden für die Unterstützung, die radikale
Bewegungen erhalten, bieten die genannten sozioökonomischen
Probleme, vor allem die Perspektivlosigkeit junger Männer, und
der Mangel an Partizipation. An vielen Stellen müssen Ursachen
erforscht und behoben werden: Dazu ist ein intensiver Dialog und
größeres Verständnis zwischen den Zivilisationen und Kulturen
erforderlich. Diskriminierung und mangelhafte Integration von
Einwanderern in westliche Länder spielen dort eine friedensbe-
drohende Rolle, wo in »Parallelgesellschaften« ein Spannungs- und
Konfliktpotenzial von großer Brisanz entstanden ist. Der ungelös-
te Nahostkonflikt ist eine schwärende Wunde und trägt wegen der
Ungleichbehandlung Israels in der Praxis von UN-Sicherheitsrats-
resolutionen immer erneut zur Radikalisierung bei. Und je stärker
westliche Truppen in Ländern wie Irak und Afghanistan als Besat-
zungstruppen wahrgenommen werden, umso schwieriger wird das
»Austrocknen« der terroristischen Netzwerke.

(27) Nicht verkannt werden dürfen in diesem Zusammenhang auch
»Doppelstandards« des Westens z. B. in der Handels-, Klima- und
Nuklearpolitik sowie der Widerspruch zwischen westlichem Uni-
versalitätsanspruch und schwindender westlicher Bestimmungs-
macht. Gegenwärtig ist die Entwicklung neuer Gravitationszentren
der Weltwirtschaft und Weltpolitik in Asien zu erleben. Mit China
und Indien, beides Atommächte, streben zwei große, wachstums-
starke und bevölkerungsreiche (gegenwärtig 38 Prozent der Welt-
bevölkerung) Staaten nach dem Erwerb modernster Technologien
und strategischer Rohstoffe wie Erdöl. Diese Situation verstärkt bei
den bisher maßgeblichen Akteuren der Weltpolitik den Hang zu
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geopolitisch und geoökonomisch motivierter Politik. Dadurch ent-
steht die Gefahr neuer weltpolitisch dominanter Konfliktlagen, die
militärische Implikationen haben können. Auch die zunehmende
Entschlossenheit einiger westlicher Länder, eigene Interessen mit
Gewalt durchzusetzen, führt zu einer Beschädigung des westlichen
Ansehens.

(28) Enge Verflechtung der Weltwirtschaft, weltweit steigender
Energiebedarf auch aufstrebender Länder, Rohstoffabhängigkeit
entwickelter Staaten, zunehmende Sorgen um Energiesicherheit und
sicheren Zugang zu fossilen Energieträgern begründen ein beson-
deres Interesse auch Deutschlands an internationaler Stabilität, frei-
em Welthandel und ungehindertem Warenaustausch. Diese kön-
nen u. a. bedroht werden durch die Gefährdung von Seewegen z. B.
durch Piraterie oder Regionalkonflikte, Monopolisierung von Roh-
stoffquellen und Verteilungsinfrastruktur sowie Störungen der glo-
balen Kommunikation. All dies hat sicherheitspolitische Dimen-
sionen, doch muss einer Militarisierung des Themas entgegengewirkt
werden. Zugang zu strategischen Ressourcen ist nicht durch mili-
tärische Eingreifoptionen zu sichern. Vorrangig ist Kooperation
zwischen Förder-, Transit- und Verbraucherländern unter Einbe-
zug der Wirtschaft.

(29) Sog. »asymmetrische Bedrohungen« von hochtechnisierten
Staaten, Versorgungseinrichtungen, Infrastrukturen, Bank- und
Computernetzwerken sowie der zivilen Bevölkerung durch nicht-
militärische Gegner machen die Verwundbarkeit unserer moder-
nen Gesellschaften deutlich. Asymmetrie hat viele Aspekte: Der
Gegner ist nicht greifbar, hält sich nicht an gewaltbegrenzende Re-
geln; Schutz ist nicht flächendeckend möglich. An der Gefährdung
moderner Gesellschaften und ihrer Infrastruktur beteiligt ist auch
die organisierte Kriminalität. Sie hat, weit über die Kooperation
mit dem Terrorismus hinaus, gesellschaftszerstörende, rechtsstaats-
schwächende und damit den Frieden bedrohende Wirkungen.
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1.4 Kulturelle und religiöse Gefährdungsfaktoren

(30) Seit dem 11. September 2001 ist besonders der gewaltbereite
islamistische Terrorismus in das Blickfeld der Weltöffentlichkeit
gerückt. Dabei ist es von grundlegender Bedeutung, zwischen der
Weltreligion Islam einerseits, dem Islamismus als einer politisier-
ten, fundamentalistischen Interpretation dieser Religion andererseits
und schließlich dem gewaltbereiten und auf Zerstörung ausgerich-
teten islamistischen Terrorismus zu unterscheiden. Wichtig ist es,
die Motive der Attentäter und ihrer Hintermänner zu kennen. Aus
deren Sicht stehen die Terroranschläge gegen zivile Ziele als Krieg
des Islams gegen »den Westen«, gegen »Juden und Kreuzfahrer« in
der Tradition des Dschihad, verstanden als religiös motivierte ge-
meinsame Anstrengung zur Verteidigung und Ausbreitung des
Islams. Der Terror ist in dieser Perspektive ein Kampf gegen die
Ungläubigen, der sich auch gegen die »Ungläubigen« unter den
Muslimen richtet. In diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass
dieser Legitimation des Terrorismus in den vergangenen Jahren welt-
weit sehr viele Muslime zum Opfer gefallen sind. Wie Muslime
hervorheben, beruft sich die propagierte religiöse Begründung des
Terrorismus zu Unrecht auf die ursprünglichen islamischen Tradi-
tionen. Schon der Grundbegriff des »Dschihad« ist jedenfalls nicht
einfach synonym mit »Heiliger Krieg«, sondern meint ganz allge-
mein eine »Anstrengung auf dem Wege Gottes«. Diese kann die
eigene moralische Vervollkommnung, den Kampf gegen Hunger,
Durst oder Krankheiten ebenso wie eine Alphabetisierungskampa-
gne umfassen. Die meisten islamischen Regierungen und Menschen
muslimischen Glaubens lehnen vor diesem Hintergrund einen sich
auf den Gedanken des Dschihad berufenden Terror ab.4

(31) Für keine der großen Weltreligionen besteht ein notwendiger
oder gar unvermeidlicher Zusammenhang zwischen Religion und
Gewalt. Doch trägt häufig die Verbindung kultureller und religiöser

4. Für das Verhältnis von Christentum und Islam in Deutschland vgl. die in prakti-
scher Absicht erstellte Handreichung des Rates der EKD: Klarheit und gute Nach-
barschaft: Christen und Muslime in Deutschland, EKD-Texte 86, Hannover 2006.
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Faktoren mit anderen, machtpolitischen, sozialen oder ökonomi-
schen Anliegen zum Ausbruch von Gewalt oder zur Eskalation von
(bewaffneten) Konflikten bei.5 Solche Konflikte können sich zwar
religiös artikulieren oder können religiös legitimiert werden, haben
aber in aller Regel weder religiöse noch kulturelle Ursachen. Dabei
ist immer in Rechnung zu stellen, dass es Konflikte nicht nur oder
sogar nicht einmal vorrangig zwischen Kulturen und Religionen gibt,
sondern dass auch innerhalb von Kulturkreisen und zwischen Ver-
tretern ein und derselben Religion heftige Spannungen bestehen und
Auseinandersetzungen stattfinden können. Dass auch Christenmen-
schen sich in den letzten zweitausend Jahren im Hinblick auf die
Anwendung und Ausübung von zerstörerischer Gewalt nicht selten
auf der Täterseite befanden, gehört zu den traurigen Aspekten der
Christentumsgeschichte, die nicht nur zu einer selbstkritischen Auf-
arbeitung dieser Geschichte nötigen, sondern auch Anlass geben,
immer neu nach Möglichkeiten und Wegen einer nachhaltigen Über-
windung von Gewalt und der Stiftung des Friedens zu suchen.

1.5 Schwächung des Multilateralismus

(32) Aus der Summe heutiger Friedensgefährdungen werden ge-
genwärtig verschiedene Schlussfolgerungen gezogen. Unilateralis-
mus und Multilateralismus bezeichnen zwei gegenläufige Strate-
gien der Außenpolitik. Während Unilateralismus sich an den
nationalen Interessen eines Staates orientiert, die aus eigener Kraft
oder mit einem »Bündnis von Willigen« verfolgt werden, steht
Multilateralismus für kooperatives Handeln auf der Grundlage
regelgeleiteter und gleichberechtigter Beziehungen, innerhalb derer
die Interessen aller Partner Berücksichtigung finden. Multilatera-
lismus ist auch deshalb erforderlich, weil die Lösung vieler Proble-
me nicht oder nicht mehr von einzelnen Staaten bewältigt werden
kann: Lasten können geteilt, Risiken gemeinsam eingeschätzt,
Handlungen koordiniert werden. Multilaterale, vor allem univer-

5. Zu diesen Fragen vgl. ausführlicher die Schrift: Richte unsere Füße auf den Weg
des Friedens, EKD-Texte 72, Hannover 2002.
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selle Regelwerke, allen voran die der Vereinten Nationen, geraten
jedoch – zusätzlich zu ihren ohnehin bestehenden Defiziten – durch
eine zunehmende Tendenz zum Unilateralismus unter Druck.

(33) Kritiker bemängeln, dass längst nicht alle Mitgliedsstaaten der
UNO durch demokratisch legitimierte Regierungen vertreten sind,
dass sich im Weltsicherheitsrat die Verhältnisse bei Gründung der
UN, d. h. am Ende des Zweiten Weltkrieges, widerspiegeln und nicht
die zu Beginn des 21. Jahrhunderts, und dass die Regionen der Welt,
nicht zuletzt reiche Länder und Entwicklungsländer, durchaus un-
gleich an den Entscheidungsmechanismen teilhaben. Auch berück-
sichtigen die Vereinten Nationen zu wenig, dass – ungeachtet der
fortdauernden Rolle der Nationalstaaten hinsichtlich Machtaus-
übung, Verantwortung, Bestimmung der Politik – mehr und mehr
andere Akteure auf der Weltbühne präsent sind: Vor allem regionale
Zusammenschlüsse verschiedenen Typs, multilaterale Wirtschafts-
und Handelsinstitutionen, multinationale Konzerne, Nichtregie-
rungsorganisationen. Globale Netzwerke werden von den unter-
schiedlichsten Akteuren gebildet. In vielfacher Hinsicht mangelt es
aber an Konsens über die politisch-praktische Bedeutung der in der
Charta und in Resolutionen niedergelegten Normen und Pflichten
für die Mitgliedsstaaten. Entsprechend fehlt es an Durchsetzungs-
kraft, an Früherkennungs- und Frühwarnkapazität sowie an Instru-
menten, Ressourcen und Unterstützung durch die Mitgliedsstaaten.

(34) Große Mächte neigen in besonderem Maße dazu, sich auf
multilaterale Institutionen nur insoweit zu stützen, wie es eigenen
Interessen dient. Sie sind nur begrenzt bereit, sich in multilaterale
Regelungs- und Handlungsgeflechte zu integrieren und sind ver-
sucht, existente multilaterale Institutionen und Arrangements zu
umgehen und damit zu schwächen. Ein Handeln, das dem multila-
teralen Geist nicht entspricht oder geradeheraus unilaterales oder
willkürliches Handeln provoziert den Widerstand anderer Akteu-
re, die in der Folge ebenfalls unilateralen Handlungsweisen zunei-
gen. In der Summe besteht die Gefahr, dass multilaterale Verpflich-
tungen nur noch eingeschränkt respektiert werden, mit der Folge
von Rechtsunsicherheit und einer Gefährdung des Rechtsfriedens.
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(35) Mit Sorge sind deshalb in der Folge der Terrorangriffe vom
11. September 2001 die Handlungen zu beobachten, die das mul-
tilaterale Regelwerk der UN-Charta schwächen. Bedingt durch die
Unvorhersehbarkeit konkreter Bedrohungen und das potenziell
verheerende Ausmaß von möglichen Terrorakten spitzt sich die
Kontroverse darüber zu, ob Staaten wie den USA einseitig das Recht
zustehen soll, zur Gefahrenabwehr militärische Gewalt »präventiv«6

anzuwenden. Die große Mehrheit der Staatengemeinschaft, gestützt
von Analysen des UN-Generalsekretärs sowie zahlreichen Exper-
ten, sieht in dem bestehenden Sanktionssystem nach Kapitel VII
(Artikel 39, 41, 42 UN-Charta), zusammen mit dem den Staaten
traditionell zustehenden Selbstverteidigungsrecht nach Artikel 51
UN-Charta eine hinreichende Grundlage, um unmittelbar drohen-
den Gefahren, latente Bedrohungen eingeschlossen, zu begegnen.
Aber Verstöße gegen multilaterale Regelwerke dürfen nicht unkom-
mentiert hingenommen werden, weil, wer im zwischenstaatlichen
Verkehr Rechtsverstöße über einen längeren Zeitraum duldet, all-
gemein gültige Rechtsregeln untergräbt und unter Umständen sei-
ne eigene Rechtsposition verwirkt. Einige Staaten sind daher mit
Recht der fehlenden Autorisierung des Angriffs gegen den Irak im
Jahr 2003 durch den UN-Sicherheitsrat entgegengetreten. Nur wer
heute aktiv für die multilaterale Friedensordnung der UN-Charta
eintritt, kann morgen darauf hoffen, dass deren Regeln größtmög-
lichen Schutz, auch zu seinen Gunsten, entfalten werden. Dies gilt
auch für den gesamten Bereich des humanitären Völkerrechts (ius
in bello), bei dem seit Jahren ein erschreckendes Ausmaß an un-
kommentierten und sanktionslos hingenommenen Rechtsverletzun-
gen festzustellen ist. Würde stattdessen eine internationale, auf den
Frieden bezogene Rechtsordnung wie die UN-Charta nachhaltig
gefördert und gestärkt, verbesserte dies auch die Chancen und
Möglichkeiten der Christenheit, mit den ihr zur Verfügung stehen-
den Mitteln zum Frieden in der Welt beizutragen.

6. Der Sprachgebrauch ist nicht einheitlich. Zwar wird häufig zwischen »präven-
tiv« und »präemptiv« unterschieden, aber beide Begriffe sind nicht immer ein-
deutig definiert. Insbesondere zwischen der juristischen und der militärstrategi-
schen Semantik dieser Begriffe gibt es nicht unerhebliche Differenzen.
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2. Der Friedensbeitrag der Christen und der Kirche

(36) Wer aus Gottes Frieden lebt, tritt für den Frieden in der Welt
ein. Bei aller Vielgestaltigkeit und Unterschiedlichkeit, die das En-
gagement von Christen und Kirchen für den irdischen Frieden kenn-
zeichnet, geht es immer zurück auf Gottes Verheißung und Gebot
und ihren gemeinsamen Glauben. In ihm ist eine umfassende Deu-
tung des menschlichen Lebens im Verhältnis zu Gott, zum Mitmen-
schen und zum gesellschaftlichen Zusammenleben enthalten. Im
Folgenden soll die genuin christliche Friedensverantwortung unter
fünf Aspekten sowohl in ihrer biblischen und theologischen Begrün-
dung wie in ihren praktischen Konkretionen entfaltet werden.

2.1 Den Frieden vergegenwärtigen und bezeugen

(37) Die Kirche tritt für den Frieden der Welt ein, indem sie
zuallererst den Frieden Gottes bezeugt. Gottes Wirken ist zu allen
Zeiten geleitet von »Gedanken des Friedens« (Jer 29,11). Dieser
Friede umfasst den ganzen Menschen; in ihm kommt der Leib zu
seinem Recht, die sozialen Beziehungen sind auf gegenseitige Zu-
wendung ausgerichtet, und in Dankbarkeit gegenüber Gott kann
Lebensfreude wachsen. Bereits in den prophetischen Texten des
Alten Testaments findet sich die messianische Erwartung eines Frie-
densfürsten (Jes 9,5); bei der Geburt Jesu von Nazareth wurde der
»Friede auf Erden« als irdische Entsprechung zur »Ehre Gottes in
der Höhe« verkündet (Lk 2,14). Jesus pries die Friedensstifter glück-
selig, »denn sie werden Gottes Kinder heißen« (Mt 5,9). Vor sei-
nem Tod hinterließ er den Seinen zum Abschied seinen Frieden,
der die Angst überwindet (Joh 14,27). Als Auferstandener teilt er
diesen Frieden mit jedem Friedensgruß aus (Joh 20,19.21.26). Mit
der Verbreitung seines Friedens beauftragt er die Jüngerinnen und
Jünger: »Wie mich der Vater gesandt hat, so sende ich euch.«
(Joh 20,21) Zum Wesen des Friedens Christi gehört es, gegeben
und weitergegeben, geschenkt und bezeugt zu werden, damit immer
mehr Menschen aus dem Frieden leben können.
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(38) Der Grund für die vielfältigen Gefährdungen des Friedens liegt
nicht nur in politischen Strukturen und sozioökonomischen Ent-
wicklungen, sondern auch in der Verfassung der menschlichen
Natur. Zum Menschen gehört die Sehnsucht nach Frieden ebenso
wie die Neigung zur Rivalität bis hin zur Gewaltbereitschaft. Men-
schen sind zum Guten wie zum Bösen fähig; sie sind nicht nur auf
Kooperation angelegt, sondern tendieren auch dazu, die eigenen
Interessen ohne Rücksicht auf andere durchzusetzen. Für den christ-
lichen Glauben ist dieser destruktive Hang Ausdruck der Sünde,
nämlich Folge eines verkehrten Verhältnisses zu Gott. In der bibli-
schen Urgeschichte manifestiert sich der »Sündenfall« (1 Mose 3)
sogleich als Gewalttat am Bruder (1 Mose 4). Die Herrschaft über
die Sünde als Urgrund der Gewalt ist dem Menschen seit Beginn
der Menschheitsgeschichte aufgetragen (1 Mose 4,6f.). Die Erzäh-
lung von Kain und Abel beschreibt den Beginn des menschlichen
Scheiterns an Gottes Auftrag, über die Sünde zu herrschen, aber
auch an Gottes Bestimmung, einander Gehilfen zu sein. Die Spur
dieses Scheiterns durchzieht die ganze Bibel. Die Sünde bleibt eine
Macht über Einzelne und über Kollektive, ja sogar über die ganze
Schöpfung. Die Gewalt als Ausdruck der Sünde ist auch deshalb so
schwer beherrschbar, weil jeder Gewaltanwendung – auch derjeni-
gen, die ein Mittel zur Abwehr des Bösen sein will – eine innere
Dynamik auf ihre eigene Potenzierung hin innewohnt.

(39) Weil Gott in Christus Frieden stiftet, können Christenmen-
schen inmitten einer von Gewalt entstellten Welt aus diesem Frie-
den leben. Der Friede Christi wird in jeder Feier des christlichen
Gottesdienstes vergegenwärtigt. Die meisten unserer Gottesdienste
enden mit der Weitergabe des Friedens Gottes im aaronitischen
Segen: »… und gebe euch Frieden« (vgl. 4 Mose 6,24–26). Die
Verkündigung des »Evangeliums des Friedens« (Eph 6,15) in Wort
und Sakrament lässt sich insgesamt als Inhalt jedes Gottesdienstes
verstehen. Die Beauftragung zum Eintreten für den Frieden auf
Erden oder die Beratung über mögliche Wege zu ihm empfangen
hier Richtung und Orientierung. In besonders intensiver Weise wird
der Friede Christi in der Feier des Heiligen Abendmahls erlebbar.
Zu ihr gehört der Friedensgruß, den Christen einander zusprechen.
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Wenn die Gemeinde in der Feier des Abendmahls Vergebung der
Sünden, Frieden mit Gott und Gemeinschaft erfährt, so kann dies
Konfliktpotenziale überwinden und neue Zukunft eröffnen. Die-
sen Frieden nimmt die Gemeinde mit, wenn sie nach empfan-
genem Mahl mit den Worten »Geht hin in Frieden« verabschiedet
wird. Mit den gottesdienstlichen Sprachformen des Grußes, des
Zuspruchs und des Segens wird der Friede wirksam ausgeteilt.

(40) In der gottesdienstlichen Feier wird in vielfältiger Weise für
den irdischen Frieden gebetet. Im Gebet für den Frieden (»Verleih
uns Frieden gnädiglich«) bringen Christenmenschen zum Ausdruck,
dass die Sorge für den Frieden der Welt Rückhalt findet im Ver-
trauen auf den Frieden Gottes, »der höher ist als alle Vernunft«. In
den Fürbitten kommt der Unfriede in der Welt zur Sprache, gerade
auch derjenige, den die Medien nicht (mehr) im Blick haben; sie
wirken gegen das Vergessen und Verdrängen. Im Gebet wird zum
Ausdruck gebracht, dass Menschen im Einsatz für den Frieden auf
Erden auf Gottes Geist angewiesen sind und dass Gott die Mitar-
beit des Menschen will. In den Fürbitten wird der Opfer von Ge-
walt und Krieg – seien sie Christen oder nicht – gedacht; dies stärkt
das Bewusstsein menschheitlicher Solidarität über alle Grenzen hin-
weg. Christliche Fürbitten gelten immer auch den Tätern; so trägt
die christliche Gemeinde zum Abbau von Feindbildern bei, denn
jeder Mensch ist mehr als die Summe seiner Taten (und Untaten).
Angesichts von Krisen und Bedrohungssituationen entfalten Frie-
densgebete und -gottesdienste – meist in ökumenischer Verantwor-
tung – besondere Anziehungskraft. Sie können helfen im Umgang
mit der Angst und einen Willen zum Frieden zeigen, der auch
politisch wirksam wird.

(41) Christen kennen nur zu gut das ambivalente Verhältnis von
Religion und Gewalt. Religion ist der immer unvollkommene
menschliche Versuch, auf die Wirklichkeit Gottes zu antworten.
Schon in der alten Erzählung von Kain und Abel wurde ausgerech-
net die Erfahrung mit der Gottesverehrung zum Anlass für den
ersten Brudermord der Menschheitsgeschichte. Die selbstkritische
Auseinandersetzung mit dieser Ambivalenz ist eine wichtige theo-
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logische Aufgabe. Auch die Verbreitung des Christentums war häu-
fig mit der Anwendung von Gewalt gegen Andersgläubige und
Kritiker in den eigenen Reihen verbunden. Dazu wurden einzelne
biblische Motive und Traditionen aus dem Gesamtzusammenhang
der großen jüdisch-christlichen Erzählung von der Geschichte Got-
tes mit den Menschen herausgenommen und zur Legitimation von
Gewaltanwendung im Namen Gottes missbraucht. Vor solchen
Missgriffen schützt nur eine durch die historische Kritik hindurch-
gegangene und hermeneutisch reflektierte Aneignung des lebens-
dienlichen Sinnes, des Heils-Sinns der biblischen Schriften. Sie er-
weisen sich dann als Zeugnisse eines (immer wieder von Rückfällen
begleiteten) Lernprozesses, der das Gottesbild einbezieht, indem
Gott immer deutlicher als der erkennbar wird, der Vergebung
schenkt, Versöhnung stiftet und so Frieden schafft. Damit verbin-
det sich auch die Einsicht, dass Gewalt nicht durch Gewalt zu über-
winden ist.

(42) Die kriegerischen Auseinandersetzungen des frühen Israel wer-
den im Alten Testament weithin nach einem gemeinsamen Muster
erzählt: Jahwe, der Gott Israels, wird dabei als »Kriegsmann« (2 Mose
15,3) dargestellt, der den Israeliten zum Sieg über die Feinde ver-
hilft. Diese Erzählungen wirken wie eine theologische Überhöhung
des Krieges. Doch darf nicht übersehen werden, dass sie keineswegs
den Einsatzwillen oder gar einen religiösen Fanatismus bei den
Israeliten anfachen, sondern den menschlichen Anteil am Kriegs-
geschehen und am Erfolg zurückdrängen. Theologisch zielen sie da-
rauf, dass Israel sich ganz auf Jahwe verlässt. Es ist dieser Gedanke,
der bei den Propheten zu der ausdrücklichen Warnung weiterge-
führt wird, sich nur ja nicht auf militärische Stärke zu verlassen
(vor allem Jes 7,9; 30,15; 31,1). Zur prophetischen Verkündigung
gehört auch die Aussage, dass Gott in kriegerischen Auseinander-
setzungen keineswegs selbstverständlich auf der Seite Israels kämpft,
sondern gerade die Feinde als Mittel seines Gerichts in Dienst neh-
men kann (z. B. Jes 5,25). In der Krise des Exils ging schließlich aus
dem prophetischen Protest die Erwartung eines universalen messi-
anischen Friedens hervor, den Gott als aktiver Schlichter zwischen
den Völkern ermöglicht (Jes 2,1–4). Ein anderes befremdliches
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Motiv begegnet in den sog. Rachepsalmen (z. B. Ps 17, 55, 58, 109).
Vielen ist es – aus begreiflichen Gründen – heute gänzlich unmög-
lich, mit diesen Psalmen zu beten. Sie geben die Empfindungen
wieder, mit denen Verfolgte gegenüber ihren Peinigern auf Vergel-
tung, ja Rache sinnen. Solche Wünsche stehen allerdings schon im
Alten Testament unter dem Vorbehalt, dass es allein Gottes Sache
ist, die Täter nicht über die Opfer triumphieren zu lassen (5 Mose
32,35f.; vgl. Ps 94,1–11; Jer 15,15). Gott aber wird immer auch als
der erfahren, der seinen vernichtenden Zorn begrenzt (1 Mose
6,17f.), auf die Ausübung von Gewalt verzichtet und in seinem
Herzen die Güte siegen lässt (z. B. Hos 11).

(43) Apokalyptische Texte des Neuen Testaments deuten das Aus-
brechen von Kriegen und gewalttätigen Konflikten als Zeichen des
bevorstehenden Weltendes (Mt 24,1–41; Mk 13; Lk 21,5–36).
Allerdings führen sie die Gewalt nie direkt auf Gott zurück, son-
dern beschreiben das Endgericht Gottes so, dass die Menschen den
tödlichen Folgen ihrer eigenen hasserfüllten Taten überlassen blei-
ben. – Das Wort Jesu, er sei »nicht gekommen, Frieden zu bringen,
sondern das Schwert« (Mt 10,34) spiegelt die frühchristliche Reali-
tät wider, in der durch die Annahme des Glaubens an Jesus Streit
und Entzweiungen in Familien und vertrauten Beziehungen ent-
standen. Das »Schwert« steht hier symbolisch für die Trennung von
allen natürlichen Bindungen, aber nicht für die Bereitschaft zur
Gewaltanwendung. Für letztere gilt vielmehr die Warnung Jesu:
»Wer das Schwert nimmt, soll durch das Schwert umkommen«
(Mt 26,52). Denn Jesus von Nazareth verkündigt die Liebe Gottes,
er verkündigt Gott als Liebe. Von dieser Botschaft inspiriert kennt
das Neue Testament viele Wege zur Ausbreitung des Friedens: den
Verzicht auf Vergeltung, um die Spirale der Gewalt zu unterbre-
chen (Röm 12,19f.); die Vergebung, die einen Neuanfang ermög-
licht (Eph 4,32); das Zurückstellen eigener Interessen, um in Kon-
flikten Möglichkeiten des Ausgleichs zu finden (Phil 2,3f.); das
Ertragen von Unrecht gegen die eigene Person um des Friedens der
Gemeinschaft willen (1 Kor 6,7). Die deutlichste Weisung ist je-
doch das Gebot der Feindesliebe (Mt 5,43ff.), das jedem Freund-
Feind-Denken die Grundlage entzieht.
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(44) Die im Missionsauftrag Jesu gebotene Bezeugung des Evange-
liums richtet sich an »alle Völker« (Mt 28,19f.). Ob sie sich ihren
Adressaten erschließt, ist freilich für Menschen unverfügbar, denn
der Glaube ist eine Frucht des Geistes. Darum ist die Bezeugung
des Glaubens durch das Wort ihrem Wesen nach auf freie Zustim-
mung angelegt und schließt jedwede Ausübung von Zwang und
Gewalt im Namen Gottes aus. Um der Freiheit dieses Zeugnisses
wie um der Möglichkeit seiner freien Annahme willen sind religiöse
und weltliche Ordnung zu unterscheiden, wie es bereits in den
Worten Jesu anklingt: »Gebt dem Kaiser, was des Kaisers und Gott,
was Gottes ist« (Mt 22,21). In reformatorischer Tradition tritt die
evangelische Kirche für die klare Unterscheidung von staatlicher
Rechtsgemeinschaft und religiöser Glaubensgemeinschaft ein; im
modernen Christentum wird sie von den christlichen Kirchen aner-
kannt. Daran sind fundamentalistische und nationalistische Strö-
mungen im Christentum nachdrücklich zu erinnern. Vertreter an-
derer Religionen sind zu fragen, inwieweit sie ihrem Selbstverständnis
nach zu einer Differenzierung von Religion und Staat, religiösem
und säkularem Recht in der Lage sind. Auf Seiten des Islams ist eine
Stärkung derjenigen Kräfte wünschenswert, die an der Öffnung ih-
rer religiösen Tradition für Demokratie und Rechtsstaat arbeiten;
gleichzeitig darf im Gespräch zwischen Christen und Muslimen die
Frage der Frauenrechte sowie die im Islamismus anzutreffende Ver-
knüpfung der Religion mit politischen Herrschaftsansprüchen und
militanter Gewalt nicht tabuisiert werden.

(45) Wenn Christen im interreligiösen Dialog die religiöse Legiti-
mierung von Gewalt bei anderen thematisieren, so sollten sie nicht
verschweigen, dass Teile ihrer eigenen Geschichte im Widerspruch
zur Verkündigung Jesu von einer religiösen Überhöhung des Krie-
ges gekennzeichnet und entstellt sind. Im Namen des christlichen
Glaubens dürfen weder Heilige Kriege noch der Bellizismus propa-
giert werden. Wo Christen jedoch im Laufe ihrer Geschichte anders
handelten, haben sie geirrt und sind an Gott und den Menschen
schuldig geworden.
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(46) Ein wichtiger Beitrag der Religionen zum Frieden besteht da-
rin, dass sie nicht nur auf jede Form einer religiösen Legitimation
von Kriegen oder terroristischen Aktivitäten verzichten, sondern
diesen auch offen entgegentreten. Wenn die offiziellen Repräsen-
tanten der Religionen dort, wo kriegerische oder terroristische Ge-
walt mit religiösen Argumenten legitimiert, propagiert oder ausge-
übt wird, beharrlich und öffentlich solchen Taten und ihren
religiösen Begründungen widersprechen, wird das seine Wirkung
auf die Gewaltbereitschaft der Akteure und auf das Bild von der
Friedensfähigkeit der Religionen in der Öffentlichkeit und bei den
Gläubigen nicht verfehlen.

(47) Politischer Friede, d. h. die Gewährleistung der äußeren Ko-
existenz- und Konvivenzbedingungen für Verschiedenheit, und Re-
ligionsfrieden, d. h. Toleranz im Umgang mit den identitätsbestim-
menden Überzeugungen des anderen, setzen einander wechselseitig
voraus. Angesichts des kulturellen und religiösen Pluralismus in-
nerhalb moderner Gesellschaften und in der globalisierten Welt sind
verstärkte Bemühungen um einen Dialog zwischen den Religionen
ohne Alternative. Waren die auf Frieden und Verständigung ausge-
richteten Bemühungen bis in die frühe Neuzeit auf das Christen-
tum, das Judentum und den Islam begrenzt, so müssen sie heute
darüber hinausgehen und alle, auch die nicht-monotheistischen
Religionen einbeziehen. Jeder ernsthafte Dialog muss von Gleich-
berechtigung, gegenseitigem Respekt, Wahrhaftigkeit und Empa-
thie geleitet sein. Dazu gehört auch die Bereitschaft, den jeweils
eigenen Anteil an Demütigungen und Würdeverletzungen besser
zu erkennen, die sich dem kollektiven Gedächtnis anderer Kultu-
ren und Religionsgemeinschaften eingeprägt haben. Ein Dialog
zwischen den Religionen setzt bei seinen Partnern eine gefestigte
Wertschätzung des Eigenen ebenso voraus wie die Fähigkeit, den
Wahrheitsanspruch des anderen gerade dann zu ertragen und als
Anfrage gelten zu lassen, wenn er den eigenen Überzeugungen
widerspricht. Für Christen ist diese Toleranz eine Form der Nach-
folge Christi, dessen Wahrheit sich im (Er-) Leiden, nicht mit Gewalt
durchsetzt.
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(48) Die evangelische Kirche bemüht sich auf allen Ebenen, den
Dialog zwischen den Religionen und Kulturen zu fördern und zu
ihm beizutragen. Dabei sind die zahlreichen interreligiösen Begeg-
nungen auf der Ebene der einzelnen Gemeinden von grundlegen-
der Bedeutung. Sie werden verstärkt und ergänzt durch Gespräche
in Evangelischen Akademien, auf Kirchentagen und in zahlreichen
anderen Kontexten des kirchlichen Lebens. Seit vielen Jahren gibt
es seitens der EKD sehr intensive und vertrauensvolle Kontakte zum
Zentralrat der Juden. Der Vorsitzende des Rates der EKD und füh-
rende Vertreter muslimischer Organisationen laden sich seit einigen
Jahren gegenseitig zu Gesprächen auf Spitzenebene ein. Dabei wer-
den kontroverse Themen nicht ausgespart. Im näheren Umfeld der
EKD ist ferner die Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden
(AGDF) zu nennen, ein 34 Mitgliedsorganisationen umfassender
Dach- und Fachverband für christliche Friedens- und Freiwilligen-
dienste im Raum der EKD, der seit 2002 mit Pax Christi und meh-
reren muslimischen Organisationen zusammen jährlich einen Work-
shop zur christlich-islamischen Friedensarbeit in Deutschland
veranstaltet.

(49) So unentbehrlich alle diese Gespräche und Begegnungen auch
sind, so notwendig sind klare Grenzziehungen bei Gottesdiensten
und Gebeten. Eine religiöse Feier, bei der Menschen unterschied-
licher Religionen gemeinsam beten und dasselbe Gebet sprechen, ist
wegen der Unterschiede im Gottesverständnis und schon aus Grün-
den der Achtung anderer religiöser Überzeugungen auszuschließen.
Im Sinne menschlicher Verbundenheit sind dagegen Zusammen-
künfte möglich, bei denen Menschen unterschiedlicher Religionen
aus gegebenem Anlass nebeneinander oder nacheinander beten.7

Interreligiöse Begegnungen sollten am Leitgedanken des produk-

7. Vgl. hierzu grundlegend: Christlicher Glaube und nichtchristliche Religionen:
Theologische Leitlinien, Ein Beitrag der Kammer für Theologie der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland (EKD-Texte 77), Hannover 2003 sowie speziell
im Blick auf das christlich-muslimische Miteinander: Klarheit und gute Nach-
barschaft: Christen und Muslime in Deutschland, Eine Handreichung des Ra-
tes der EKD (EKD-Texte 86), Hannover 2006, bes. S.113–118.

Frieden 13.11. 13.11.2007, 11:27 Uhr35



36

tiven Umgangs mit Differenzen orientiert sein. Es kommt darauf an,
nicht nur das Anderssein der jeweils Anderen zu akzeptieren, son-
dern eine Streitkultur zu entwickeln, in der Konflikte in konstruk-
tiver Weise ausgesprochen, ausgetragen und ausgehalten werden
können.

2.2 Für den Frieden bilden und erziehen

(50) »Jeder Gottesdienst kann und soll zum Frieden bilden.«8 Grund-
sätzlich kann die christliche Kirche in ihrer Gesamtheit, insbesondere
in ihrer evangelischen Gestalt, als Bildungsinstitution verstanden
werden, wenn mit Bildung ein nicht auf das Kognitive begrenzter
Prozess des Wissenserwerbs, sondern ein ganzheitliches Geschehen
der Persönlichkeitsbildung gemeint ist. Dieses Bildungsverständnis
richtet sich an der Einsicht aus, dass der Mensch zu Gottes Eben-
bild bestimmt ist, meint daher wesentlich »Herzensbildung« und
schließt auch die Bildung und Erziehung zum Frieden ein. Die
Kirchen haben außer dem Gottesdienst im Lauf der Jahrhunderte
eine große Zahl von Bildungseinrichtungen für Kinder, Jugend-
liche und Erwachsene aller Altersstufen aufgebaut. Dabei geht es
immer sowohl um Bildung im genannten grundlegenden Sinn als
auch um die konkrete erzieherische Vermittlung von Werten und
Normen, die sich aus dem christlichen Glauben ergeben. Herzens-
bildung, ethische Orientierung und die praktische Arbeit für den
Frieden gehören zueinander und können nicht voneinander getrennt
werden.

(51) Bildung zum Frieden hat theoretische und praktische Aspek-
te. Die Einsicht in die ursprüngliche Zusammengehörigkeit von
Praxis und Theorie einerseits sowie von Pädagogik, Politik und der
Lehre vom Frieden (Irenik) andererseits findet sich in der evangeli-
schen Theologie spätestens bei Johann Amos Comenius (1592–
1670). Von ihm kann man u. a. lernen, dass konkrete Programme

8. Frieden wahren, fördern und erneuern, Eine Denkschrift der Evangelischen Kir-
che in Deutschland, hg. von der Kirchenkanzlei der EKD, Gütersloh 1981, S.66.
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der Erziehung und Bildung zum Frieden von einem realistischen
Menschenbild ausgehen müssen, wenn sie nachhaltig Wirkung er-
zielen wollen. Ein solches Menschenbild wird mindestens drei Ele-
mente enthalten: Zum einen versteht es den Menschen als Geschöpf
Gottes. Seine Geschöpflichkeit verbindet ihn mit allen anderen
Kreaturen und ist die Voraussetzung dafür, die Beziehung zu seiner
Umwelt einfühlsam und solidarisch gestalten zu können. Zum an-
deren ist der Mensch ein verantwortliches Geschöpf. Wie die ge-
schichtliche Erfahrung zeigt, existiert er faktisch im Widerspruch
zu Gott und ist zu abgrundtiefer Bösartigkeit und Grausamkeit fä-
hig. Deshalb ist die Überwindung von Gewalt eine überlebensnot-
wendige Aufgabe. Schließlich ist der Mensch zum Ebenbild Gottes
bestimmt. Darauf beruht die Möglichkeit einer wirksamen Ein-
dämmung der Macht der Sünde sowie von Bildung und Erziehung
zum Frieden als einer notwendigen Bedingung der Überwindung
von Gewalt. Weil Menschen zu Ebenbildern Gottes bestimmt sind,
können sie in seinem Sinne liebevoll, vergebungs- und versöhnungs-
bereit mit anderen Menschen umgehen.

(52) Bildung kann im menschlichen Leben gar nicht früh genug
beginnen. Ein christliches Bildungsverständnis zielt deshalb auf eine
Bildung zu Frieden und Gerechtigkeit von Anfang an. Daher muss
bereits die christliche Elementarbildung, die zu weiten Teilen in
Kindertagesstätten geschieht, wesentlich Friedenserziehung sein. Die
Gliedkirchen der EKD tragen mit ihren mehr als 8.000 Kinder-
tagesstätten zur Elementarbildung bei, beide großen Kirchen zusam-
men sind Träger von fast 40 Prozent aller Kindertagesstätten in der
Bundesrepublik Deutschland.9 In der praktischen Arbeit dieser Ein-
richtungen kommt es zum einen darauf an, die Wurzeln von Frie-
den und Gerechtigkeit in der christlichen Religion, etwa am Bei-
spiel Jesu, aufzuzeigen und den Kindern verständlich zu machen.
Zum anderen muss das christliche Friedensverständnis in konkre-

9. Zur evangelischen Elementarbildung in Kindertagesstätten vgl. die Erklärung
des Rates der EKD: Wo Glaube wächst und Leben sich entfaltet. Der Auftrag
evangelischer Kindertageseinrichtungen, Gütersloh 2004. (Die im obigen Text
genannten Zahlen beziehen sich auf das Jahr 2006.)
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ten Alltagssituationen eingeübt werden. Sodann ist es wichtig, die
in christlichen Kindertagesstätten auftretenden sozialen, sprachli-
chen, kulturellen und religiösen Differenzen zwischen den Kindern
wahrzunehmen, ernst zu nehmen und zum Ausgangspunkt von
Bildungsprozessen zu machen. Dies schließt die Kenntnis der eige-
nen Wurzeln, Respekt vor dem Anderen und Fremden und die
Entwicklung einer fruchtbaren und fairen Streitkultur ein. Erzie-
hung und Bildung zum Frieden ist eine lebenslange Aufgabe.

(53) Am menschlichen Lebenslauf orientiert nimmt die evangeli-
sche Kirche ihre Bildungsverantwortung auf unterschiedliche Weise
und durch ganz unterschiedliche Typen von Einrichtungen wahr.
Außer den Kindertagesstätten sind kirchliche Schulen, die Ertei-
lung von Religionsunterricht im öffentlichen Schulsystem, der Kin-
dergottesdienst sowie die Kinder-, Jugend- und Konfirmandenar-
beit von besonderer Bedeutung. Jugendliche und Erwachsene werden
durch den Deutschen Evangelischen Kirchentag, die Angebote der
Jugendarbeit und/oder der Evangelischen Erwachsenenbildung so-
wie durch die Evangelischen Akademien erreicht. Kirchliche Publi-
zistik und die Präsenz der Kirche in den Medien einschließlich des
Internets leisten ihren spezifischen Beitrag. Die thematisch zustän-
digen Kammern und Kommissionen des Rates bearbeiten regelmä-
ßig Fragen der Friedensethik und Friedenspolitik, vor allem die
Kammer für Öffentliche Verantwortung. Als Publikationsmedien
dienen die Denkschriften der EKD. Die sog. »Ostdenkschrift«
(1965), »Friedensaufgaben der Deutschen« (1968), »Der Friedens-
dienst der Christen« (1969), »Frieden wahren, fördern und erneu-
ern« (1981), »Schritte auf dem Weg des Friedens: Orientierungs-
punkte für Friedensethik und Friedenspolitik« (1994/2001) und
»Richte unsere Füße auf den Weg des Friedens« (2002) und viele
weitere Texte sind von einer großen inhaltlichen Kontinuität be-
stimmt, in deren Zentrum ein durch Versöhnung, Wahrheit und
Gerechtigkeit bestimmter Friedensgedanke steht. Praktisch ausge-
richtete Ausbildungsangebote werden von den christlichen Friedens-
diensten unterhalten, die in der Aktionsgemeinschaft Dienst für den
Frieden (AGDF) versammelt sind. Dabei kann es sich um einfache
und eher kurzfristig angelegte Trainings im Bereich Gewaltpräven-
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tion und -überwindung oder aber um langwierige und komplexe
Ausbildungen für Tätigkeiten in Friedensfach- und Entwicklungs-
diensten handeln. Neben der AGDF ist ein wichtiger Akteur in die-
sem Bereich der Evangelische Entwicklungsdienst (EED), dessen
vielfältige Aktivitäten zeigen, dass zivile Friedensförderung und Ent-
wicklungshilfe nicht nur benachbart sind, sondern einander gegen-
seitig stützen.

(54) In Comenius’ Lebensmotto: »Alles fließe von selbst – Gewalt
sei ferne den Dingen« ist ein pädagogisches Programm enthalten,
das in mancher Hinsicht Parallelen zur aktuellen Ökumenischen
»Dekade zur Überwindung von Gewalt« (Decade to overcome vio-
lence) aufweist, die vom Ökumenischen Rat der Kirchen (ÖRK)
im Februar 2001 in Berlin eröffnet wurde. Sie steht bewusst in zeit-
licher und inhaltlicher Entsprechung zu der für den gleichen Zeit-
raum angesetzten UN-Dekade für eine Kultur des Friedens und
der Gewaltlosigkeit für die Kinder der Welt. Wenn die christlichen
Kirchen fordern, Gewalt zu überwinden, dann wenden sie sich nicht
gegen Gewalt im Sinne von power (Macht allgemein), force (durch-
setzungsfähige, auch bewaffnete Macht) oder authority (legitime
Autorität). Die Kirchen wenden sich vielmehr gegen Gewalt als
violence. Das heißt, sie wollen verletzende, zerstörerische, lebensbe-
drohliche und von ihrem Charakter her zur Eskalation neigende
Formen gewalttätigen Handelns überwinden oder zumindest wirk-
sam begrenzen. Die Dekade bietet christlichen Kirchen, Gruppen
und Einzelpersonen ein strukturelles Dach und einen organisatori-
schen Raum, in dem diese agieren und konstruktive Beiträge zur
Gewaltüberwindung leisten können. Die friedenspolitischen und
friedenspädagogischen Aspekte der Dekade enthalten eine umfas-
sende »Querschnittsaufgabe« für das kirchliche Handeln. Dies ver-
langt eine sorgfältige Koordinierung der zahlreichen vorhandenen
Ansätze, Programme und Initiativen sowie Zusammenarbeit mit
der Zivilgesellschaft.

(55) Am Beispiel der Dekade zur Überwindung der Gewalt wird
deutlich, dass Bildung und Erziehung für den Frieden eine Aufga-
be ist, die auf ökumenischer Ebene wahrgenommen werden muss.
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Die EKD und ihre Mitgliedskirchen pflegen durch ihr weltweites
Netz ökumenischer Verbundenheit Kontakte zu Kirchen in vielen
anderen Völkern und Nationen der globalisierten Welt. Sie wirken
de-eskalierend, indem sie zum Verständnis füreinander und zur
Kommunikation untereinander und damit zur Versöhnung beitra-
gen. Konziliare Verbundenheit der Kirchen meint in diesem Kon-
text immer auch die Präsenz einer weltweiten Lerngemeinschaft,
die sich im Engagement zahlreicher ökumenischer Gruppen, Krei-
se und Initiativen vor Ort konkretisiert. Die spirituelle Verwurze-
lung ihres Engagements stärkt die Kirchen in ihrer weltweiten Frie-
densarbeit. Damit werden sie auch zu wichtigen Partnern für Staaten,
zivilgesellschaftliche Gruppen und Nichtregierungsorganisationen,
die sich ebenfalls für den Frieden in der Welt einsetzen.

2.3 Die Gewissen schützen und beraten

(56) In reformatorischer Tradition erkennt die evangelische Kirche
dem Gewissen des Einzelnen eine zentrale Bedeutung für die christ-
liche Lehre und das christliche Leben und damit für die ethische
Verantwortung und Urteilsbildung zu.10 Seit jeher gilt dies in be-
sonderer Weise für die Frage der Beteiligung am Militärdienst –
schließt dieser doch die Bereitschaft zum Verletzen und Töten von
Menschen ein. Die Gewissen zu beraten, zu schärfen und für ihren
Schutz einzutreten, gehört zu den elementaren friedensethischen
Aufgaben der Kirche.

(57) Im Gewissen wird sich der Mensch der sittlichen Qualität sei-
nes eigenen Handelns oder Unterlassens – es sei gut oder böse –
bewusst und zwar auf unhintergehbar individuelle, ihn in seiner
persönlichen Existenz betreffenden Weise. In der Gewissenserfah-
rung, durch die »Gedanken, die sich untereinander verklagen oder
auch entschuldigen« (Röm 2,15), wird der Einzelne angesichts ei-

10. Vgl. Gewissensentscheidung und Rechtsordnung. Eine Thesenreihe der Kam-
mer für Öffentliche Verantwortung der Evangelischen Kirche in Deutschland
(EKD-Texte 61), Hannover 1997.
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ner begangenen oder drohenden Verfehlung dessen gewahr, dass er
zur Einheit mit sich selbst bestimmt ist. Das Gewissen ist Hüter
der persönlichen Identität und Integrität. Es ist zwar keine irrtums-
freie Instanz, auch dann nicht, wenn Menschen sich zu gemeinsa-
mem gewissensbestimmten Handeln verbinden. Aber gegen das
eigene Gewissen zu handeln ist immer verkehrt, weil es niemals gut
sein kann, im Widerspruch zu seinen eigenen ethischen Überzeu-
gungen zu handeln. Deshalb darf niemand zu gewissenswidrigem
Tun gezwungen werden; auch sollte niemand absichtlich in eine
Lage gebracht werden, die ihn voraussehbar in schwere Gewissens-
konflikte versetzt (vgl. 1 Kor 10). Die unbedingte Achtung des
Gewissens, auch gegensätzlicher Gewissensentscheidungen, ist eine
unmittelbare Konsequenz der unantastbaren Würde jedes Einzel-
nen und Grundbedingung jedes friedlichen und toleranten Zusam-
menlebens; das heißt freilich nicht, dass alle Handlungen geduldet
werden müssten, die Menschen unter Berufung auf ihr Gewissen
planen oder durchführen. Die Gewissensfreiheit ist ein Schutz- und
Abwehrrecht, keine Handlungslegitimation.

(58) Der Respekt vor dem Gewissen des Einzelnen ist eine Min-
destbedingung für die Legitimität jeder kollektiven Ordnung. Auch
der Staat muss das Gewissen des Einzelnen achten, schützen und
stärken. Er tut dies durch die Gewährleistung der Gewissensfrei-
heit als Menschenrecht. Gewissensfreiheit gehört zum Grundbe-
stand jedes die Menschenrechte achtenden Staates und zwar so-
wohl um der Menschen wie auch um des Staates selbst willen. Die
im Gewissen verankerte freie Zustimmung seiner Bürger ist Exis-
tenzbedingung des demokratischen Rechtsstaates, sie ist fundierende
Voraussetzung der demokratischen Rechtsordnung. Das Grundge-
setz erklärt in Artikel 4 Absatz 1 die Freiheit des Gewissens (zusam-
men mit der Freiheit des Glaubens) ohne Gesetzesvorbehalt für
unverletzlich und unverwirkbar.

(59) Für Christen bemisst sich die im Gewissen erfahrene (oder
aber bedrohte bzw. verfehlte) Identität an dem durch das Evange-
lium eröffneten neuen Selbstverständnis. Der Zuspruch des Evange-
liums befreit gleichermaßen von skrupulöser Selbstanklage wie von
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überheblicher Selbstgerechtigkeit. Nach reformatorischer Einsicht
ist der Glaube, der diesen Zuspruch für das eigene Leben vertrau-
ensvoll gelten lässt, Ursprung und Quelle der Freiheit des Gewis-
sens. Letztlich bestimmend für den im Gewissen erfahrenen Ge-
gensatz von Gut und Böse ist für Christen die Bindung an Gottes
Wort in einer konkreten Situation. Auch das Urteil des im Glau-
ben befreiten Gewissens bleibt allerdings fehlbar.

(60) Die christliche Freiheit des Gewissens bewährt sich in der ak-
tiven Liebe zum Nächsten und im Dienst am Mitmenschen. Das
Eintreten und die Verantwortung für den weltlichen Frieden ge-
hört zu den herausgehobenen Konsequenzen dieses dem gemeinsa-
men Zusammenleben gewidmeten Dienstes. Mit der in der Berg-
predigt Jesu überlieferten Seligpreisung der Friedensstifter, der
pacifici (Mt 5,9), verbindet sich für alle Christen der Auftrag, nach
Kräften den Frieden zu fördern und auszubreiten, gleichviel welche
Rolle sie innehaben und an welchem Ort sie sich in Staat und Ge-
sellschaft engagieren. Das christliche Ethos ist grundlegend von der
Bereitschaft zum Gewaltverzicht (Mt 5,38ff.) und vorrangig von
der Option für die Gewaltfreiheit bestimmt. In einer nach wie vor
friedlosen, unerlösten Welt kann der Dienst am Nächsten aber auch
die Notwendigkeit einschließen, den Schutz von Recht und Leben
durch den Gebrauch von Gegengewalt zu gewährleisten (vgl. Röm
13,1–7). Beide Wege, nicht nur der Waffenverzicht, sondern ebenso
der Militärdienst setzen im Gewissen und voreinander verantwor-
tete Entscheidungen voraus.

(61) Diejenigen, die für sich selbst den Gebrauch von Waffenge-
walt ablehnen, machen durch ihre Haltung sichtbar, welcher Zu-
stand im Interesse eines dauerhaften Friedens künftig der allgemein
herrschende sein soll: eine internationale Rechtsordnung, in der
der Verzicht auf Selbsthilfe und Selbstjustiz allgemein geworden ist
und niemand mehr Richter in eigener Sache sein muss. Sie sollten
deshalb anerkennen, dass es andere gibt, die im Dienst dieser Ord-
nung dafür sorgen, dass nicht Situationen eintreten, in denen das
Recht ohne Durchsetzungskraft ist. Außerdem sollten die Kriegs-
dienstverweigerer ihrem Engagement für den Frieden durch Über-
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nahme eines zivilen Dienstes Glaubwürdigkeit und Nachdruck ver-
leihen.

(62) Das Recht auf Kriegsdienstverweigerung folgt aus der allge-
meinen Gewissensfreiheit. Niemand darf gegen sein Gewissen zum
Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden (Artikel 4 Absatz 3
GG). Die evangelische Kirche betrachtet die Kriegsdienstverwei-
gerung aus Gewissensgründen als Menschenrecht und setzt sich dafür
ein, es auch im Bereich der Europäischen Union verbindlich zu
gewährleisten. Als Menschen- und Grundrecht besitzt die Kriegs-
dienstverweigerung aus Gewissensgründen Vorrang auch gegen-
über demokratisch legitimierten Maßnahmen militärischer Friedens-
sicherung oder internationaler Rechtsdurchsetzung. Dies gilt
unabhängig von der Wehrform. Es besteht ein Recht zur Kriegs-
dienstverweigerung nicht erst im Kriegsfall, sondern schon bei der
Heranziehung zu militärischer Ausbildung. Dabei ist es legitim,
wenn der Staat eine alternative Dienstpflicht vorsieht oder freiwil-
lige zivile Friedensdienste als Äquivalent anerkennt. Der gesetzli-
che Schutz der gewissensbestimmten Kriegsdienstverweigerung ist
nicht auf die Position des prinzipiellen Pazifismus zu beschränken;
er muss auch die situationsbezogene Kriegsdienstverweigerung um-
fassen, die sich bei der Gewissensbildung an ethischen Kriterien
rechtserhaltenden Gewaltgebrauchs, an den Regeln des Völker- und
Verfassungsrechts oder auch an politischen Überzeugungen orien-
tiert.

(63) Die Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Kriegsdienstverwei-
gerer (EAK) innerhalb der EKD ist ein kirchlicher Dienst für Kriegs-
dienstverweigerer und Zivildienstleistende sowie diejenigen, die vor
der Entscheidung stehen, Militärdienst zu leisten oder den Kriegs-
dienst mit der Waffe zu verweigern. Die EAK steht jedem zur Seite,
der eine Gewissensentscheidung gegen den Kriegsdienst mit der
Waffe getroffen hat, informiert über Fragen zu Kriegsdienstverwei-
gerung und Zivildienst und hilft Kriegsdienstverweigerern (unab-
hängig von ihrer Religion), ihr Grundrecht nach Artikel 4 Absatz 3
des Grundgesetzes wahrzunehmen. Die friedensethischen Kompe-
tenzen von EAK und AGDF ergänzen einander in sinnvoller Weise.
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Die Zivildienstseelsorge bietet Zivildienstleistenden unterschied-
liche Veranstaltungen und Informationsmaterialien an. Auch Per-
sonen, die aus christlicher Überzeugung in Freiwilligen- oder Fach-
diensten für den Frieden tätig sind, bedürfen einer verlässlichen
seelsorglichen Begleitung; hierfür gibt es bislang noch keine insti-
tutionalisierten Angebote seitens der evangelischen Kirche.

(64) Auch von allen, die bereit sind, sich an der Ausübung von
Waffengewalt zu beteiligen, ist ein hohes Maß an ethischem Ver-
antwortungsbewusstsein gefordert. Sie werden ihre Entscheidung
von vornherein nur verantworten können mit dem Ziel, menschli-
ches Leben zu schützen und internationales Recht zu wahren.
Gleichzeitig sollten sie sich immer dessen bewusst bleiben und von
denen, die für Gewaltfreiheit eintreten, daran erinnern lassen, dass
die Möglichkeiten militärischer Mittel begrenzt sind, dass ihr Ein-
satz ohnehin nur als äußerstes Mittel in Frage kommt, und dass mit
Waffengewalt Friede unter bestimmten Umständen vielleicht gesi-
chert, aber nicht geschaffen werden kann. Militärdienst ist eine
staatsbürgerliche Pflicht, die dem Menschenrecht auf Gewissens-
freiheit ethisch nicht gleichrangig ist.

(65) In Übereinstimmung mit dem OSZE-Verhaltenskodex zu po-
litisch-militärischen Aspekten der Sicherheit vom Dezember 1994
ist den Angehörigen der Streitkräfte durch Ausbildung und Füh-
rung auch weiterhin mit Nachdruck bewusst zu machen, dass sie
verfassungs- und völkerrechtlich für ihre Handlungen individuell
verantwortlich sind und die Verantwortung der Vorgesetzten die
Untergebenen nicht von ihrer individuellen Verantwortung entbin-
det. Allen Soldaten steht unabhängig von ihrem Dienstgrad ein durch
Artikel 4 Absatz 1 GG grundrechtlich geschütztes Befehlsverweige-
rungsrecht zu, das nicht gegen die von den Streitkräften definierten
Anforderungen abgewogen werden darf.11 Befehlsbefugnis und Ge-
horsamspflicht sind durch das Soldatengesetz eindeutig begrenzt.
Die Beteiligung der Bundeswehr an Auslandseinsätzen und ihre

11. Vgl. hierzu ausführlich das Urteil des 2. Wehrdienstsenats des Bundesverwal-
tungsgerichts vom 21. Juni 2005 (BVerwG 2 WD 12.04).
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Transformation für Aufgaben »internationaler Konfliktverhütung
und Krisenbewältigung« machen es erforderlich, den Grundsätzen
der Inneren Führung auch weiterhin hohes Gewicht zu geben.

(66) Die evangelische Kirche begleitet die Soldatinnen und Solda-
ten in ihrem schwierigen Dienst. Die evangelische Seelsorge in der
Bundeswehr erfolgt auf der Grundlage des Vertrages der Bundesre-
publik Deutschland mit der EKD zur Regelung der evangelischen
Militärseelsorge. Dieser kirchliche Arbeitsbereich dient der Ermög-
lichung der Verkündigung in Wort und Sakrament, d. h. der freien
Religionsausübung unter den besonderen organisatorischen und
praktischen Bedingungen, die für die Angehörigen der Streitkräfte
kennzeichnend sind. Zu den zentralen Aufgaben evangelischer Sol-
datenseelsorge gehört die Schärfung und Beratung der Gewissen
im Sinn der friedensethischen Urteilsbildung der Kirche. Dem die-
nen Einzelseelsorge und Rüstzeiten ebenso wie der von Militär-
geistlichen wahrgenommene ›Lebenskundliche Unterricht‹. Darüber
hinaus versteht sich die evangelische Seelsorge in der Bundeswehr
als Gruppenseelsorge, die sich bei ihrer Verantwortung für die Bun-
deswehr im Ganzen vom Gedanken der kritischen Solidarität lei-
ten lässt. Das bedeutet, dass die evangelische Soldatenseelsorge
einerseits eine an Recht und Gesetz gebundene militärische Schutz-
aufgabe als im Grundsatz ethisch verantwortbar bejaht, sich
andererseits aber keinesfalls unkritisch mit konkreten sicherheits-
politischen Vorgaben, militärstrategischen Doktrinen oder grup-
penspezifischen Mentalitäten identifizieren darf. Mit den stark ge-
stiegenen Belastungen, die Auslandseinsätze der Bundeswehr für
die Soldatinnen und Soldaten mit sich bringen, sind auch die An-
forderungen an die seelsorgliche wie ethische Kompetenz und Sen-
sibilität der sie begleitenden Militärgeistlichen erheblich gewach-
sen.

2.4 Für Frieden und Versöhnung arbeiten

(67) Quelle menschlicher Friedensfähigkeit und Grundlage jedes
wahrhaften Friedens ist nach christlicher Überzeugung die versöh-
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nende Zuwendung Gottes, die die gestörte Beziehung der Men-
schen zu ihm zurechtbringt und menschliche Schuld nicht zurech-
net (2 Kor 5,19; Röm 5,10f.). Die von Gott gewährte Versöhnung
mit ihm ermöglicht ein entsprechendes neues Verhältnis der Men-
schen untereinander, das sich zeichenhaft in der christlichen Ge-
meinde realisiert und ihr als umfassender Dienst der Versöhnung
(2 Kor 5,18) aufgetragen ist. Der christliche Glaube versteht den
Kreuzestod Jesu als endgültigen und unwiderruflichen Friedens-
schluss Gottes mit der gesamten Schöpfung und als grundsätzliche
Überwindung menschlicher Feindschaft (Kol 1,19f; Eph 2,14ff.).
Dabei gibt die Deutung des Todes Jesu als stellvertretendes Leiden
(2 Kor 5,21) und als Sühne für unsere Sünde (Röm 3,25) zu verste-
hen: In diesem einen gewaltlosen Menschen hat sich Gott selbst an
die tödlichen Konflikte der Welt preisgegeben. In einer von Gewalt
durchwirkten Welt hat er selbst sich zum »Sündenbock« und zum
Opfer der Gewalt machen lassen, das Gesetz der Vergeltung ein für
alle Mal durchbrochen und zugleich den Tätern die Möglichkeit
zur Umkehr aus Freiheit eingeräumt. In seiner Feindesliebe erweist
Gott sich als Gott, und in unserer Feindesliebe erweisen wir uns als
Kinder Gottes.

(68) Versöhnung gelingt nur, wo die Opfer zu ihrer Würde aufge-
richtet werden und die Täter nicht ein für alle Mal mit ihren Taten
identifiziert werden. Als Überwindung einer schuldbelasteten Ver-
gangenheit zwischen Menschen und als Eröffnung einer neuen ge-
meinsamen Zukunft erfordert Versöhnung von den Konfliktpar-
teien die Bereitschaft, Vergebung zu erbitten und zu gewähren.
Versöhnung hat somit auf beiden Seiten eine tiefgreifende Verän-
derung von innen her zur Voraussetzung: seitens der Täter die Ab-
kehr von der Gesinnung, in der die Tat erfolgte (Reue), seitens der
Opfer den Verzicht auf Rache sowie darauf, die Täter mit ihrer Tat
zu identifizieren (Verzeihung). Versöhnung setzt voraus, dass die
Täter durch Schuldeinsicht und Reue zum Bekenntnis ihrer Schuld
und (soweit möglich) zu Akten der Wiedergutmachung geführt
werden, und dass sich andererseits die Opfer bereit finden, das ih-
nen zugefügte Unrecht nicht zu vergelten oder nachzutragen, son-
dern zu vergeben. Dabei ist die Frage nach dem Bedingungs-
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zusammenhang von Schuldbekenntnis und -vergebung nicht situa-
tionsunabhängig zu beantworten. Jesu Zuwendung zu den Sündern
zeigt, dass Gottes Versöhnungshandeln bedingungslos geschieht –
dies aber gerade deshalb, um so zur Erkenntnis der Sünde und zur
Umkehr herauszufordern (Joh 8,11). Umgekehrt steht die mensch-
liche Entscheidungsmacht darüber, ob und wann Vergebung mög-
lich ist, allein den Opfern zu; auch sie dürfen aber die Schuld der
Täter nicht als Machtmittel missbrauchen. Weil Versöhnungspro-
zesse durch das Spekulieren auf billige Gnade ebenso blockiert wer-
den können wie durch die Instrumentalisierung fremder Schuld,
und weil angesichts geschichtlicher Schuldverstrickungen die klare
Unterscheidung zwischen Tätern und Opfern dem menschlichen
Urteil häufig entzogen ist, sehen sich Christen in ihrer Versöhnungs-
hoffnung zuerst und zuletzt auf Gottes Vergebung angewiesen
(Mt 6,12).

(69) Die jeden tiefen Versöhnungsprozess tragenden Momente von
Schuldübernahme und Verzeihung sind auch in politischen Kon-
texten von Bedeutung, allerdings darf Sündenvergebung im reli-
giösen Sinn nicht mit politischen Akten identifiziert werden. In
der politischen Sphäre lautet die Frage, wie Versöhnung in Gerech-
tigkeit möglich ist, und das heißt: wie der Geist der Verzeihung die
Idee des Rechts gebrauchen und ggf. modifizieren kann, ohne sie
aufzuheben.

(70) Nach kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen Völkern
und Staaten übersteigt die Last der geschichtlichen Schuld die mo-
ralische oder strafrechtliche Verantwortlichkeit individueller Täter;
sie umfasst das politische Versagen, für das es auf Grund der Mit-
verantwortung aller Staatsbürger eine korporative, generationen-
übergreifende Haftung gibt. Zeit heilt nicht alle Wunden. Dem
steht schon das kollektive Gedächtnis der Völker entgegen, das dazu
neigt, die Traumata von Zerstörung und Gewalt, das Erleben von
Sieg und Niederlage selektiv zu speichern und im Interesse eigener
Selbstbehauptung zu deuten. Die deutsche Geschichte nach dem
Zweiten Weltkrieg zeigt, welche Initiativen seitens eines für vergan-
genes Unrecht politisch verantwortlichen Volkes der Aussöhnung
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dienen können: Neben Akten kompensatorischer Gerechtigkeit wie
materiellen Entschädigungsleistungen und dem Verzicht auf Rechts-
ansprüche waren und sind nichtstaatliche Aktivitäten wichtig. Dazu
gehören der Jugendaustausch und zivilgesellschaftliche Aufbauhil-
fen (beispielhaft aus dem Raum der evangelischen Kirche die 1958
gegründete Aktion Sühnezeichen Friedensdienste, eine Mitglieds-
organisation der AGDF), die Annäherung deutlich auseinander
gehender historischer Deutungsperspektiven (z. B. durch die Erar-
beitung gemeinsamer Schulbücher) und die Umbesetzung der
Symbolik nationaler Gedenkrituale im Interesse internationaler Ver-
ständigung. Die mögliche Initialfunktion der Kirchen bei der Vor-
bereitung einer auf Verträge gestützten Politik der Entspannung
und Aussöhnung belegen auf unterschiedliche Weise die Ostdenk-
schrift der EKD sowie der Briefwechsel der polnischen und deut-
schen katholischen Bischöfe von 1965. Der Versöhnungswille und
die Vergebungsbitte können auf symbolpolitischer Ebene auch im
internationalen Staatenverkehr Relevanz gewinnen, wenn sie durch
herausgehobene politische Repräsentanten authentisch und sensi-
bel eingebracht werden.

(71) In einer Zeit neuer Bürgerkriege sowie nach politischen Sys-
temwechseln, in Transformationsgesellschaften beim Wechsel von
einem Zustand der Rechtlosigkeit oder des Systemunrechts zu
Rechtsstaat und Demokratie stellt Versöhnung vor allem eine in-
nerstaatliche Herausforderung und Aufgabe dar. Wenn – wie in
Deutschland nach dem Ende der DDR – der Neuaufbau der poli-
tischen Ordnung ohne die alten Machthaber erfolgen kann, liegt es
nahe, dem Postulat der Gerechtigkeit mit juristischen Mitteln zu
entsprechen. Das Strafrecht kann allerdings nicht politische, son-
dern (in engen rechtsstaatlichen Grenzen) nur kriminelle Schuld
ahnden. Es setzt einen Gesinnungswandel der Täter weder voraus,
noch sind Zwangsmittel geeignet, ihn zu bewirken. Die Rechts-
strafe bleibt ein äußerer Sanktionsmodus, dessen Beitrag zur gesell-
schaftlichen Integration sich darauf beschränkt, das Rechtsvertrau-
en (auch der Opfer) zu stärken und die Resozialisierung der Täter
zu ermöglichen, aber auch deren Menschenwürde gegen Vergel-
tungsbedürfnisse zu schützen. – In Fällen der »ausgehandelten
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Revolution«, also des historischen Kompromisses zwischen alten und
neuen Eliten, ist eine strafrechtliche Verfolgung von Systemunrecht
meist politisch unpraktikabel. Es liegt dann nahe, die Aufarbeitung
der Vergangenheit auf die Offenlegung der Wahrheit ohne Rechts-
folgen zu konzentrieren. Eine Schlussstrichpolitik durch Amnestie,
ohne Aufarbeitung der Schuld, mag zwar im Interesse »nationaler
Einheit« liegen, verfehlt aber das anspruchsvolle Ziel der Versöh-
nung. Einen mittleren Weg hat unter maßgeblicher Beteiligung von
Kirchenvertretern die ›Wahrheits- und Versöhnungskommission‹ nach
dem Ende des Apartheidsregimes in Südafrika beschritten. Sie soll-
te in öffentlichen Verhandlungen schwerste Menschenrechtsverlet-
zungen aufklären, aussagebereiten politisch motivierten Tätern Straf-
freiheit anbieten und darüber hinaus die Würde der Opfer
wiederherstellen, indem ihnen nicht nur Entschädigung gewährt,
sondern Gelegenheit zur Darstellung ihrer Leidensgeschichten ge-
geben wurde. Ohne Zweifel hat diese Kommission wichtige Beiträ-
ge zur Aufarbeitung der Vergangenheit geleistet. Indem sie die
Amnestie in den Dienst der Wahrheitsfindung stellte, wurden aber
auch manche Gerechtigkeitserwartungen der Opfer enttäuscht, weil
viele Täter die Offenlegung der Fakten zur Erlangung von Straf-
freiheit instrumentalisierten, ohne Reue zu zeigen, und weil dieje-
nigen, die sich nicht offenbarten, entgegen vorheriger Ankündi-
gung keinerlei Sanktionen zu erleiden hatten.

(72) Bei der Aufarbeitung der Vergangenheit können, richtig abge-
stimmt, Rechtsprechung und staatlich institutionalisierte Wahrheits-
findung Rahmenbedingungen für Versöhnung in Gerechtigkeit
schaffen. Weitere Schritte müssen aber innergesellschaftlich vollzo-
gen werden und bleiben damit der öffentlich ausgetragenen poli-
tisch-ethischen Verständigung sowie der religiösen und therapeuti-
schen Kommunikation vorbehalten. Hier hat auch der Beitrag der
Kirchen und Religionsgemeinschaften seinen Ort. Darüber hinaus
muss alles dafür getan werden, die Zusammenarbeit mit dem seit
2001 in Den Haag tätigen Internationalen Strafgerichtshof bei der
Verfolgung von Genozid, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und
Kriegsverbrechen sicherzustellen. Die konsequente Ahndung völ-
kerrechtlichen Unrechts ist ein Schritt in eine bessere, gewaltfreie
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Zukunft. Und sie ist, richtig verstanden und praktiziert, das Ge-
genteil zu Vergeltung oder Rache.

2.5 Vom gerechten Frieden her denken

(73) Für die christliche Ethik stehen Friede und Gerechtigkeit in
unauflöslichem Zusammenhang. Spätestens seit der Ökumenischen
Versammlung der Kirchen, die 1988 in der DDR stattfand, gilt der
»gerechte Friede« als Leitperspektive einer christlichen Friedensethik.
Die im sog. »Konziliaren Prozess« für Frieden, Gerechtigkeit und
Bewahrung der Schöpfung entwickelte Grundorientierung am »ge-
rechten Frieden« korrigierte das während des Ost-West-Konflikts
und unter den Bedingungen des nuklearen Abschreckungssystems
in der nördlichen Hemisphäre vielfach vorherrschende Verständnis
von Friedenspolitik als abrüstungsorientierter Kriegsverhütung,
indem sie einerseits die Forderung des Südens nach globaler Vertei-
lungsgerechtigkeit, andererseits den Schutz der Menschenrechte mit
der Friedensaufgabe verband. Das Wort der katholischen deutschen
Bischöfe von 2000 steht programmatisch unter dem Titel »Gerech-
ter Friede« und profiliert ihn als kirchliches Leitbild. Auch die EKD
hat in den Orientierungspunkten für Friedensethik und Friedens-
politik »Schritte auf dem Weg des Friedens« von 1994 und in der
Zwischenbilanz »Friedensethik in der Bewährung« von 2001 die-
sen Begriff aufgenommen, allerdings bislang nicht systematisch
entfaltet.

2.5.1 Die Verheißung von Frieden und Gerechtigkeit

(74) Die Einheit von Frieden und Gerechtigkeit ist in den bibli-
schen Überlieferungen Gegenstand göttlicher Verheißung. Die Psal-
men sprechen in überschwänglichen Worten davon, dass »Gerech-
tigkeit und Friede sich küssen« (Ps 85,11). Die messianische
Herrschaft wird dadurch charakterisiert, dass unter ihr »die Berge
Frieden bringen und die Hügel Gerechtigkeit«, den Elenden Recht
geschaffen und den Armen geholfen wird (Ps 72,3; vgl. Jes 9,1ff.).
Der prophetischen Überlieferung verdankt die Christenheit die
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Vision einer friedensstiftenden, Konflikte schlichtenden Weisung
Gottes, die die Bereithaltung von Waffen überflüssig macht und
neue Wege des Zusammenlebens der Völker eröffnet (Jes 2,2–4;
Mi 4,1–5). Jes 32,17 heißt es: »Die Frucht der Gerechtigkeit wird
Frieden sein und der Ertrag der Gerechtigkeit Ruhe und Sicherheit
auf immer.« Und im Neuen Testament definieren »Gerechtigkeit
und Friede und Freude im heiligen Geist« dezidiert das Reich Gottes
(Röm 14,17). Die biblische Hoffnung auf eine Vollendung der Welt
in Gerechtigkeit und Frieden stützt sich jedoch nicht auf einen
geschichtsphilosophisch begründeten Fortschrittsoptimismus. Gerade
nach dem Ende des Ost-West-Konflikts haben neue Bürgerkriege
und internationaler Terrorismus die Diagnose eines durch den Sieg
von Demokratie und Freiheit innerweltlich heraufgeführten »Endes
der Geschichte« widerlegt. Dem biblischen Zeugnis gemäß ist die
Vollendung der Welt in Gerechtigkeit und Frieden Kennzeichen des
Reiches Gottes, nicht einer politischen Ordnung. Inwiefern kann in
dieser Perspektive ein »gerechter Friede« dennoch zum ethischen Leit-
bild politischen Handelns werden?

(75) Für den christlichen Glauben gründet das Ethos der Friedens-
stifter (Mt 5,9) in der von Gott gewährten Versöhnung der Men-
schen mit ihm und untereinander; es hat sein Ziel im kommenden
Reich Gottes. Ursprung und Vollendung des Friedens sind somit
für menschliches Handeln unverfügbar, aber keineswegs bedeu-
tungslos. Die Bedeutung der Einheit von Friede und Gerechtigkeit
als Inhalt göttlicher Verheißung für menschliche Friedenspraxis liegt
vielmehr darin, dass sie das gängige Verständnis von Frieden von
Grund auf neu orientiert: Friede im Sinn der biblischen Tradition
bezeichnet eine umfassende Wohlordnung, ein intaktes Verhältnis
der Menschen untereinander und zur Gemeinschaft, zu sich selbst,
zur Mitwelt und zu Gott, das allem menschlichen Handeln voraus-
liegt und nicht erst von ihm hervorgebracht wird. Die biblische
Rede vom Frieden beschränkt sich nicht auf die Distanzierung von
kriegerischer Gewalt, auch wenn diese zu ihren Konsequenzen ge-
hört. Das auf den Gegensatz zum Krieg fixierte Verständnis des
Friedens war jahrhundertelang verbunden mit der Maxime si vis
pacem para bellum (»wenn du den Frieden willst, bereite den Krieg
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vor«). Sie korrespondiert ursprünglich einem Konzept des Friedens
als zentralistischer Herrschaftsordnung, die innerhalb ihrer Gren-
zen Sicherheit garantiert. Auf dem Weg so verstandener Sicherheit
ist jedoch der verheißene, dauerhafte Friede nicht zu erreichen. Da
er stets mehr ist als die Abwesenheit oder Beendigung von Krieg,
kann Krieg niemals ein zureichendes Mittel zum Frieden sein. Vom
gerechten Frieden her denken heißt deshalb, dass die para-bellum-
Maxime ersetzt werden muss durch den Grundsatz si vis pacem para
pacem (»wenn du den Frieden willst, bereite den Frieden vor«).

(76) Das biblische Friedensverständnis enthält durch seinen unauf-
löslichen Bezug zur Gerechtigkeit einen Gesichtspunkt zur Unter-
scheidung von »wahrem« und »faulem« Frieden, der schon von den
Propheten des Alten Testaments geltend gemacht wurde (Jer 6,13f.).
Im Anschluss an Jes 32,17 ist wahrer Friede traditionell als »Werk
der Gerechtigkeit« (opus iustitiae pax) bezeichnet worden. Allerdings
ist im biblischen Kontext »Gerechtigkeit« nicht als ein verfügbares
Mittel zur Herstellung des Friedens aufzufassen. Gerechtigkeit und
Friede stehen nicht in einem einfachen Mittel-Zweck-Verhältnis
zueinander. In Jak 3,18 heißt es präzisierend: »Die Frucht der Ge-
rechtigkeit aber wird gesät in Frieden für die, die Frieden stiften.«
Der Friede als »Frucht« oder »Werk« der Gerechtigkeit ist nicht
äußerliches Resultat eines davon unabhängigen Handelns, vielmehr
kann das friedenstiftende gerechte Handeln seinerseits nur im Frie-
den geschehen und aus ihm hervorgehen. In einer bekannten For-
mulierung gesagt: Schon der Weg ist das Ziel – genauer: Die Mittel
zum Frieden müssen bereits durch den Zweck qualifiziert, die
Methoden müssen dem Ziel angemessen sein.

(77) Friede und Gerechtigkeit interpretieren sich wechselseitig, weil
in den biblischen Schriften auch die Gerechtigkeit mehr ist als eine
abstrakte Norm oder ein bloßes Sollen. Im Alten Testament be-
zeichnet Gerechtigkeit im Verhältnis zwischen Menschen die Ge-
meinschaftstreue, in der die Geschöpfe dem Bund entsprechen, den
Gott in seiner Gemeinschaftstreue mit ihnen geschlossen hat. Ge-
rechtigkeit bezeichnet hier nicht einen Standpunkt bloßer Neutra-
lität und Unparteilichkeit. Sie ist Kategorie einer sozialen Praxis
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der Solidarität, die sich – der rettenden Macht Gottes entsprechend
– vorrangig den Schwachen und Benachteiligten zuwendet. Die
»bessere Gerechtigkeit«, von der in der Bergpredigt die Rede ist
(Mt 5,20), erfüllt sich letztlich im Gebot der Nächsten-, ja Fein-
desliebe; sie zielt auf eine soziale Praxis zunehmender Inklusion und
universeller Anerkennung. Sie befähigt zur Achtung der gleichen
personalen Würde jedes Menschen unabhängig von seinen Taten
(und Untaten) und sie berücksichtigt zugleich die relevante Ver-
schiedenheit der Einzelnen in ihren Lebensbedingungen und
-äußerungen. Gerechtigkeit kommt hier als Tugend in den Blick,
als eine personale Qualität und Haltung, die allerdings nicht aus
sich heraus besteht, sondern sich einer göttlichen Zusage verdankt:
als nicht-selbstgerechte Gerechtigkeit (Röm 3,28). Eine solche nicht-
selbstgerechte Gerechtigkeit ist darauf bedacht, auch berechtigte
Ansprüche und Interessen des anderen zu berücksichtigen.

2.5.2 Dimensionen des gerechten Friedens

(78) Die Praxis des gerechten Friedens, die als Merkmal der welt-
weiten Gemeinschaft von Christinnen und Christen betrachtet
werden kann, wird zwar in ihrer spirituellen Tiefenschicht nicht
von allen Menschen geteilt und kann keine praktische Friedenspo-
litik ersetzen. Sie konvergiert aber mit einem mehrdimensionalen
Konzept des Friedens, das sich als sozialethisches Leitbild in die
politische Friedensaufgabe einbringen lässt:

(79) Gerechter Friede dient menschlicher Existenzerhaltung und
Existenzentfaltung; er muss deshalb immer und in jeder seiner
Dimensionen auf der Achtung der gleichen menschlichen Würde
aufbauen. Nach christlichem Verständnis besteht die Menschen-
würde in der Bestimmung des Menschen zur Gottebenbildlichkeit,
d. h. zu einer Gemeinschaft mit Gott, durch die der Mensch
zugleich als Repräsentant Gottes und als der Verantwortung fähi-
ges Subjekt ausgezeichnet wird. Auch wer die Menschenwürde auf
andere Weise begründet, kann der Folgerung zustimmen, dass ein
menschliches Leben in Würde als Minimum den Schutz vor
Demütigung, d. h. der sozialen Bedingungen der Selbstachtung
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erfordert. Die Achtung der Menschenwürde verlangt darum über
die Respektierung des Rechts auf Leben hinaus jedenfalls den Schutz
jedes Menschen vor willkürlicher Ungleichbehandlung und Dis-
kriminierung, die Achtung seiner Subjektstellung, die Gewährleis-
tung des materiellen und sozialen Existenzminimums sowie die
Ermöglichung des Aufbaus selbstbestimmter Lebensformen, die
immer auch Chancen der Teilhabe am gesellschaftlichen Leben
eröffnen sollten.

(80) Die biblische Sicht stützt ein prozessuales Konzept des Frie-
dens. Friede ist kein Zustand (weder der bloßen Abwesenheit von
Krieg, noch der Stillstellung aller Konflikte), sondern ein gesellschaft-
licher Prozess abnehmender Gewalt und zunehmender Gerechtig-
keit – letztere jetzt verstanden als politische und soziale Gerechtig-
keit, d. h. als normatives Prinzip gesellschaftlicher Institutionen.
Friedensfördernde Prozesse sind dadurch charakterisiert, dass sie in
innerstaatlicher wie in zwischenstaatlicher Hinsicht auf die Vermei-
dung von Gewaltanwendung, die Förderung von Freiheit und kultu-
reller Vielfalt sowie auf den Abbau von Not gerichtet sind. Friede
erschöpft sich nicht in der Abwesenheit von Gewalt, sondern hat
ein Zusammenleben in Gerechtigkeit zum Ziel. In diesem Sinn be-
zeichnet ein gerechter Friede die Zielperspektive politischer Ethik.
Auf dem Weg zu diesem Ziel sind Schritte, die dem Frieden dienen
ebenso wichtig wie solche, die Gerechtigkeit schaffen. Unangemes-
sen ist es jedoch, wenn Forderungen nach Frieden und nach Ge-
rechtigkeit sich gegenseitig blockieren. Wo dies der Fall ist, muss
danach gesucht werden, wie durch einseitiges Entgegenkommen und
andere vertrauensbildende Maßnahmen solche Blockaden überwun-
den werden können, so dass Schritte auf dem Weg des Friedens und
Schritte auf dem Weg der Gerechtigkeit sich gegenseitig ermögli-
chen, ermutigen und fördern.

(81) Ein Grundelement eines gerechten Friedens ist Vermeidung
von und Schutz vor Gewalt. Innerstaatlich ist die Entprivatisierung
der Gewalt durch das staatliche Gewaltmonopol eine wesentliche
zivilisatorische Errungenschaft der Neuzeit. Wo das staatliche Ge-
waltmonopol zusammenbricht und die Bewaffnung nichtstaatlicher
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Akteure eine Chance bekommt, ist in den neuen Bürgerkriegen ein
Rückfall in einen vorstaatlichen Zustand zu erleben. Zwischenstaat-
lich ist dieser quasianarchische Zustand trotz des prinzipiellen Ge-
waltverbots der UN-Charta (Artikel 2 Ziffer 4) in der politischen
Realität noch nicht überwunden.

(82) Der gerechte Friede umfasst nicht nur das faktische Überle-
ben, sondern eine bestimmte Qualität menschlichen Lebens, ein
Leben in Würde; er erfordert deshalb die Förderung der Freiheit.
Das christliche Verständnis des Menschen favorisiert ein positives
Verständnis der Freiheit zur Kommunikation und Kooperation.
Friede in Freiheit ist die Chance, ein gegen Gewalt und Unterdrü-
ckung geschütztes Zusammenleben zu führen, in dem Menschen
von ihren Möglichkeiten und Fähigkeiten kraft eigener Entschei-
dung gemeinschaftlichen Gebrauch machen können. Wenn sie nicht
mit dem Schutz der Freiheit einherginge, bliebe auch die inner-
staatliche Monopolisierung von Gewalt Ausdruck willkürlicher
Übermacht und bloßer Herrschaft des Stärkeren. Innerstaatlich ist
es in demokratischen Rechtsstaaten gelungen, das Gewaltmonopol
rechtlich einzuhegen, durch Gewaltenteilung zu kontrollieren, durch
den Schutz von Grundfreiheiten zu begrenzen und für demokrati-
sche Beteiligung zu öffnen. In Analogie dazu besteht auch auf zwi-
schenstaatlicher Ebene die Aufgabe darin, das Recht des Stärkeren
durch die Stärke des Rechts zu ersetzen. Eine der rechtsstaatlichen
Ordnung des einzelnen Staats analoge Befolgung der Herrschaft
des Rechts in den internationalen Beziehungen muss die Garantie
der Menschenrechte einschließen.

(83) In der Menschheitsgeschichte war Not immer wieder ein aus-
lösender Faktor gewaltsamer Auseinandersetzungen. Die Konkur-
renz um knappe Ressourcen ist eine der wichtigsten Ursachen krie-
gerischer Konflikte. Der Abbau von Not erfordert zweierlei: Zum
einen setzt er die Bewahrung der für menschliches Leben natürli-
chen Ressourcen voraus; zum anderen müssen Ungerechtigkeiten
in der Verteilung materieller Güter und des Zugangs zu ihnen ver-
ringert werden. Wie der innere Friede in einer Gesellschaft ohne
eine Politik des aktiven sozialen Ausgleichs gefährdet ist, so hängt
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auch der Weltfriede von der Korrektur sozio-ökonomischer Asym-
metrien ab.

(84) Gerechter Friede auf der Basis der gleichen personalen Würde
aller Menschen ist ohne die Anerkennung kultureller Verschiedenheit
nicht tragfähig. Das gilt ganz besonders in einer Welt, in der durch
vielfältige transnationale Beziehungen und Medien das Wissen um
die Lebensbedingungen der je anderen wächst und für das Zusam-
menleben von unmittelbarer Bedeutung ist: Anerkennung ermög-
licht es, ein stabiles, in sich ruhendes Selbstwertgefühl auszubilden.
Wenn die Sorge für das Selbst mit der Anteilnahme am Leben an-
derer zusammenfindet, können identitätsbestimmte Konflikte kon-
struktiv bewältigt werden. Unter den heutigen Bedingungen ge-
sellschaftlicher und kultureller Pluralität sind Bemühungen um eine
gleichberechtigte Koexistenz unabdingbar. Hierzu bedarf es der
Entwicklung gemeinsam anerkannter Regeln des Dialogs und ei-
ner konstruktiven Konfliktkultur.
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3. Gerechter Friede durch Recht

(85) Das ethische Leitbild des gerechten Friedens ist zu seiner Ver-
wirklichung auf das Recht angewiesen. Es ist deshalb zu konkreti-
sieren in Institutionen, Regeln und Verfahren eines international
vereinbarten Rechtszustands, der friedensethischen Anforderungen
genügt. So wenig die Ethik an die Stelle des Rechts treten kann, so
wenig ist sie durch Recht substituierbar. Auch Völkerrecht ersetzt
keine Friedensethik, aber Friedensethik muss auf das Völkerrecht
bezogen bleiben. Einer Ethik des Völkerrechts bedarf es erstens,
um völkerrechtliche Normen und Institutionen auf ihren morali-
schen Gehalt hin zu reflektieren. Eine Völkerrechtsethik ist zweitens
zur Erwägung derjenigen moralischen Konflikte erforderlich, die
bei Regelungslücken, Interpretationsspielräumen oder Kollisionen
völkerrechtlicher Normen auftreten können. Eine Verständigung
über die ethischen, vorrechtlichen Grundlagen des Völkerrechts ist
drittens notwendig, weil seine Interpretation und Fortbildung ei-
nen Vorgriff auf den projektierten Soll- und Zielzustand einer Welt-
friedensordnung voraussetzt.

3.1 Anforderungen an eine globale Friedensordnung
als Rechtsordnung

(86) Ein globaler gerechter Friede ist nicht in einem Ordnungsmo-
dell zu verwirklichen, das auf voneinander gänzlich unabhängigen
politischen Einheiten aufbaut, nämlich vollsouveränen Staaten, die
gegeneinander das Recht zum Krieg und zur Nichteinmischung in
ihre inneren Angelegenheiten reklamieren. Solange sich die Staaten
auf diese Weise in einem latent anarchischen Verhältnis zueinander
befinden, ist der Friede immer bedroht – sei es durch das labile
Gleichgewicht der Mächte, sei es durch den Hegemonialanspruch
einer militärisch überlegenen Vormacht, die sich über die prinzipi-
elle Rechtsgleichheit der Staaten erhebt. Umgekehrt dürfte aber auch
das Projekt eines Weltstaats (als konsequente Fortsetzung der Staa-
tenbildung in einer umfassenden, gemeinsamen politischen Ord-
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nung auf globaler Ebene) weder realistisch noch friedensfördernd
sein – schon Kant diagnostizierte, dass ein Weltstaat der kulturel-
len Verschiedenheit wie auch der politischen Selbstbestimmung der
Völker äußerlich bleibt und in den Despotismus einer Weltdikta-
tur umschlagen könnte. Unter Bedingungen der pluralen Staaten-
welt folgt allerdings moralisch aus dem Recht der Einzelstaaten die
Pflicht, auch das Recht der anderen zu achten. In der Zielperspekti-
ve eines gerechten Friedens liegt eine kooperativ verfasste Ordnung
ohne Weltregierung. Die Mittel einer solchen kooperativen Welt-
ordnung sind Institutionen auf globaler und regionaler Ebene,
insbesondere internationale Organisationen und Regelwerke. Diese
tragen zum einen durch verstärkte Politikkoordination und Verrecht-
lichung der Beziehungen zu nachhaltiger Interdependenz zwischen
den Staaten bei; in diesem Rahmen müssen auch die wesentlichen
friedenspolitischen Aufgaben – der Schutz vor militärischer Gewalt,
die Gewährleistung der Menschenrechte, der Abbau sozialer Unge-
rechtigkeit und die Ermöglichung kultureller Vielfalt – angegangen
werden.

3.1.1 Kollektive Friedenssicherung

(87) Das Problem globaler Friedenssicherung ist legitim lösbar
durch ein System kollektiver Sicherheit, wie es in der UN-Charta
vorgezeichnet ist. Dabei handelt es sich um eine vertraglich verein-
barte zwischenstaatliche Ordnung, welche die Anwendung von
Gewalt – außer zur Selbstverteidigung im Notwehrfall – verbietet,
und die den Schutz des einzelnen Staates wie der zwischenstaatli-
chen Rechtsordnung dem gemeinsamen Handeln der Mitglied-
staaten vorbehält, das unter der Leitung einer supranationalen Ent-
scheidungsinstanz steht. Ein System kollektiver Sicherheit richtet
sich nicht wie ein Verteidigungsbündnis gegen potenzielle Angrei-
fer von außen, sondern ist auf Binneneffekte angelegt. Im Konzept
eines vollständig entwickelten Systems kollektiver Sicherheit ist jedes
Mitglied gegen jedes andere dadurch geschützt, dass alle einander
gegen einen potenziellen Angreifer aus den eigenen Reihen schüt-
zen. Eine solche Lösung des zwischenstaatlichen Sicherheitsdilem-
mas kann aus wenigstens drei Gründen als friedensethisch legitim
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bezeichnet werden: Erstens liegt sie im gleichen Interesse aller Be-
teiligten. Zweitens ist sie nicht ausschließlich auf militärische Mit-
tel fixiert, sondern schließt vorrangig zivile Mechanismen der Kri-
senprävention und Konfliktbearbeitung ein. Drittens beschränkt
sie sich auf die Garantie der äußeren Bedingungen, welche die
positive Verwirklichung eines gerechten Friedens erst möglich
machen.

3.1.2 Universalität und Unteilbarkeit der Menschenrechte

(88) Die politische Gerechtigkeit, an der sich eine Weltfriedens-
ordnung als Rechtsordnung orientieren muss, findet ihre Konkre-
tisierung in den Menschenrechten. Menschenrechte sind Ausdruck
des Postulats, dass allen Menschen schon kraft ihres Menschseins,
unabhängig von ihren biologischen, sozialen, kulturellen und in-
dividuellen Unterschieden moralisch begründete Rechte zuzuer-
kennen sind, die von jeder legitimen Rechtsordnung gewährleistet
werden müssen. Die oft behauptete Kulturabhängigkeit der Men-
schenrechtsidee relativiert sich, wenn man erkennt, dass es sich bei
Menschenrechtsforderungen (unbeschadet ihrer Entstehung im
europäischen Kontext) um Antworten auf elementare Unrechtser-
fahrungen handelt. Für jeden Menschen, der irgendwo auf der Erde
gefoltert wird oder verhungert, wegen Hautfarbe, Geschlecht oder
Religion diskriminiert oder an politischer Selbstbestimmung ge-
hindert wird, ist über alle Kulturgrenzen hinweg evident, dass es
zum Schutz gegen Demütigung und zum Schutz der Würde jedes
Menschen der Gewährleistung elementarer Rechte bedarf. Men-
schenrechte sind ferner in ihrem materiellen Gehalt unteilbar: bür-
gerliche Freiheitsrechte schützen Leben und individuelle Autono-
mie gegen staatliche Eingriffe; politische Teilnahmerechte
begründen den Anspruch auf gleiche Partizipation an der politi-
schen Willensbildung, die ihrerseits der Erhaltung und Gestaltung
der privaten Freiheiten dient; darüber hinaus sind soziale Teilha-
berechte erforderlich, um politische Mitwirkung zu ermöglichen.
Freiheit, Gleichheit und Teilhabe sind deshalb Strukturelemente
einer und derselben menschenrechtlichen Idee. Die Universalität
und Unteilbarkeit der Menschenrechte schließt Kontextsensi-
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bilität bei ihrer rechtlichen Verankerung und Konkretisierung für
jeweils besondere Rechtskulturen nicht aus.12

(89) Der Schutz der Menschenrechte ist an die Existenz eines rechts-
staatlich kontrollierten Gewaltmonopols gebunden. Ist die rechts-
staatliche Einhegung des Gewaltmonopols nicht oder nur schwach
gegeben, wird seine Existenz selbst zum Problem. Im Rahmen des
Projekts einer durch internationale Organisation angestrebten ko-
operativen Weltfriedensordnung sind Menschenrechte indessen
nicht als kosmopolitische Bürgerrechte eines Weltstaates zu inter-
pretieren. Gewiss: Der Schutz der Menschenrechte kann nicht den
Nationalstaaten allein überlassen bleiben; schwere Menschenrechts-
verletzungen müssen auch über die Staatengrenzen hinweg justi-
ziell verfolgt und geahndet werden können. Dennoch darf der Men-
schenrechtsschutz nicht vorschnell gegen das Prinzip der gleichen
Staatensouveränität ausgespielt werden. Staatliche Souveränität ist
mehr als ein Recht der Staaten und Regierungen; sie ist in norma-
tiver Hinsicht vor allem als Schutzmantel für die Selbstbestimmung
einer politisch verfassten Gesellschaft und als Garantie ihrer eigen-
ständigen Entwicklung zu verstehen. Das traditionelle Prinzip der
Nichteinmischung in die (inneren) Angelegenheiten eines anderen
Staates dient auch dazu, die Souveränität des Staatsvolkes bei der
demokratischen Gestaltung seiner eigenen politischen Verhältnisse
zu schützen. Menschenrechte und demokratische Selbstbestimmung
fordern sich gegenseitig. Die Umsetzung der Menschenrechte ist
nicht an staatlich organisierten Gemeinwesen vorbei, sondern nur
in ihnen und durch sie zu verwirklichen.

(90) Die menschenrechtliche Dimension einer globalen Friedens-
ordnung ist nicht auf Staaten und staatliche Instanzen beschränkt.
Andere Akteure, vor allem große Wirtschaftsunternehmen, aber auch
die Massenmedien, Nichtregierungsorganisationen, Religionsge-

12. Vgl. hierzu: Menschenrechte im Nord-Süd-Verhältnis: Plädoyer für einen selbst-
kritischen Dialog. Erklärung der Kammer der EKD für Kirchlichen Entwick-
lungsdienst anlässlich der Weltkonferenz über Menschenrechte in Wien im
Juni 1993, EKD-Texte 46, Hannover 1993.
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meinschaften, Kirchen bzw. kirchliche Zusammenschlüsse, Gewerk-
schaften und andere Großverbände bzw. eine Vielzahl gesellschaftli-
cher Gruppen wirken auf das gesamte Umfeld ein, das früher von
der klassischen Außenpolitik beherrscht wurde. Die gesellschaftli-
che Sphäre hat sich aus der Dominanz der Nationalstaaten emanzi-
piert und staatenübergreifende Kontexte der Interaktion aufgebaut.
Auch dieser Prozess hat ein doppeltes Gesicht: Auf der einen Seite
stellt sich die Aufgabe, mächtige Wirtschaftsinteressen einer wirksa-
men internationalen Kontrolle zu unterwerfen, bzw. transnationale
Wirtschaftsaktivitäten transparent und rechenschaftspflichtig zu
machen. Zudem sind in den letzten anderthalb Jahrzehnten gewalt-
same Konflikte vermehrt mit nichtstaatlichen Akteuren verbunden
gewesen. Auf der anderen Seite liegen in der Emanzipation der »Ge-
sellschaftswelt« von der Staatenwelt neue Möglichkeiten. Kirchen,
Menschenrechtsorganisationen und andere zivilgesellschaftliche
Akteure bieten große Chancen zur Herstellung einer moralisch-sen-
siblen Weltöffentlichkeit, zur Förderung demokratischer Struktu-
ren und auch zur Konfliktschlichtung und -bearbeitung im Auftrag
internationaler Organisationen.

3.1.3 Transnationale soziale Gerechtigkeit

(91) Die Weltgesellschaft ist nicht nur politisch fragmentiert, son-
dern auch, was die Teilhabe am Wohlstand anbetrifft, von großer
Ungleichheit gekennzeichnet. In der Perspektive des gerechten Frie-
dens stellt die extreme Armut von rund 1,2 Milliarden Menschen
in den unterentwickelten Gesellschaften eine besondere Heraus-
forderung dar. Eine legitime Weltfriedensordnung ist nicht denk-
bar ohne die Garantie eines Mindestmaßes sozialer, d. h. verteilen-
der Gerechtigkeit.

(92) Die Konkretisierung dieses Postulats im Rahmen der Weltge-
sellschaft ist allerdings umstritten. In der ethischen Debatte über
transnationale soziale Gerechtigkeit wird von manchen bezweifelt,
dass der Gedanke der Verteilungsgerechtigkeit über den einzelstaat-
lichen Kontext hinaus auf den globalen Zusammenhang ausgedehnt
werden kann. Es fehle hier an institutionalisierten Formen sozialer
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Kooperation, die es erlauben, die zu verteilenden Güter, die legiti-
men Ansprüche der Kooperationspartner und die Adressaten sol-
cher Ansprüche zu identifizieren, denn verteilt werden könnten nur
die gemeinsamen Früchte der Kooperation. Dagegen ist einzuwen-
den: Die bestehenden globalen Handelsbeziehungen und Produk-
tionsverhältnisse können deshalb nicht als ein gemeinsam anerkann-
tes Kooperationssystem der Weltbürger zum wechselseitigen Vorteil
beschrieben werden, weil sie die ärmeren Länder in eine unterprivi-
legierte sozioökonomische Position zwingen. Gerade dies zeigt je-
doch, dass die gegenwärtige globale Lage als ein Kontext der Unge-
rechtigkeit bezeichnet werden muss. Außerdem gibt es aus der Sicht
christlicher Ethik auch Ansprüche auf Güter, die Personen nicht
nur als Partnern eines wechselseitig vorteilhaften Leistungsaus-
tauschs, sondern schon auf Grund ihrer gleichen Würde zustehen.

(93) Andere Stimmen in dieser Diskussion verstehen Verteilungs-
gerechtigkeit als Imperativ für alle Weltbürger unabhängig von ih-
rer Mitgliedschaft in partikularen politischen Verbänden. Daraus
leiten sie grenzüberschreitende gleiche Rechte und Pflichten ab, die
auf die Optimierung des individuellen Wohlergehens jedes Erden-
bürgers zielen, so dass ausgleichende Transferleistungen so lange
notwendig wären, bis die Gleichstellung der am wenigsten begüns-
tigten Personen aller Gesellschaften erreicht ist. Dabei geraten aber
sowohl diejenigen Ursachen für Unterentwicklung, Armut und
Analphabetismus aus dem Blick, die in der internen Struktur der
betroffenen Gesellschaften begründet sind (Regierungsversagen,
Klientelismus, Korruption usw.), wie auch solche Faktoren, die mit
den asymmetrischen Machtverhältnissen des Weltmarkts zusam-
menhängen.

(94) Aus der Sicht christlicher Ethik ist den aus der universellen
Menschenwürde folgenden Ansprüchen Rechnung zu tragen, wo-
bei die jeweiligen soziokulturellen Rahmenbedingungen vor Ort
zu beachten sind. Zu einem Leben in Würde gehören außer dem
Schutz des (Über-) Lebens vor allem die Chance zu einer selbstbe-
stimmten Lebensführung und eine dazu befähigende Mindestaus-
stattung mit Gütern. Das Postulat weltweiter Verteilungsgerechtig-
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keit ist darum auf Grundbedürfnisse bezogen zu verstehen: D. h.,
die globale Verteilung ist daran zu messen, ob sie jedem Menschen
Mittel bereitstellt, die ihm Existenz, dauerhaften Unterhalt und
(unter den Bedingungen des jeweiligen soziokulturellen und politi-
schen Kontexts) ausreichende Verwirklichungschancen sichern.
Daraus folgt moralisch das Postulat eines menschheitlichen Rechts
auf Entwicklung, das als Recht jedes einzelnen Menschen zu ver-
stehen ist. Dabei meint »Entwicklung« einen Prozess der Erwei-
terung von Fähigkeiten zur selbstbestimmten Verbesserung der
Lebenssituation des Einzelnen. Dieses universelle moralische Recht
jedes Menschen verpflichtet zunächst jeden anderen Menschen, im
Maß des ihm Möglichen und Zumutbaren zumindest zur Verrin-
gerung von Hunger und extremer Armut beizutragen. Diese allge-
meine Hilfspflicht darf sich aber nicht auf individuelle Wohltätig-
keit und zwischenmenschliche Leistungen beschränken, sondern
muss zum Aufbau kollektiv verantworteter Institutionen führen,
die im Sinn der Befähigungsgerechtigkeit möglichst vielen wirk-
sam helfen können.

(95) In institutioneller Hinsicht sind diejenigen Ansätze zu stär-
ken, die darauf abzielen, das Recht auf Entwicklung als integralen
Bestandteil der unteilbaren Menschenrechte völkerrechtlich anzu-
erkennen. Unter dieser Voraussetzung verpflichtet das Recht auf
Entwicklung erstens die Mitglieder der zu entwickelnden Gesell-
schaften selbst in ihrer Staatsbürgerrolle. Ihnen kommt die Erstzu-
ständigkeit für die politisch selbstbestimmte Errichtung einer legi-
timen, partizipationsfreundlichen gesellschaftlichen Grundstruktur
zu, welche Ernährung, medizinische Versorgung, soziale Mindest-
sicherung, elementare Bildung und nachhaltiges Wirtschaften ge-
währleistet. Das Recht auf Entwicklung verpflichtet somit zweitens
die Staaten zu einer guten und verantwortlichen Regierungsfüh-
rung (good governance). Eine gerechte Ordnung im Innern kann
allerdings nicht in einem Kontext externer Ungerechtigkeit, Be-
herrschung und Abhängigkeit verwirklicht werden. Wenn es das
bestehende System der politisch-ökonomischen Abhängigkeit selbst
ist, das zum Wohlstand der reichen Nationen auf Kosten der ar-
men Länder beiträgt, und wenn die reichen Länder (wiederum auf
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Kosten der armen) einen weit überproportionalen Teil der natürli-
chen Ressourcen verbrauchen, besteht drittens auch eine kollektive
Gerechtigkeitspflicht der wohlhabenden Gesellschaften zum trans-
nationalen sozioökonomischen Ausgleich. Deshalb sollte das Recht
auf Entwicklung auch rechtlich weiterentwickelt werden in Rich-
tung auf eine Pflicht der politisch wohlgeordneten und wohlha-
benden Gesellschaften der Erde, den am wenigsten begünstigten
Ländern eine Ausgangsposition zu ermöglichen, die sie zu selbstbe-
stimmten Mitgliedern der Völkergemeinschaft macht, und es ih-
nen erlaubt, ihren Bevölkerungen diejenigen Grundgüter bereitzu-
stellen, die zu einem Leben in Würde und Selbstachtung befähigen.
Dazu ist es aber – über eine politische Unterstützungspflicht (Ent-
wicklungszusammenarbeit im Sinn der »Hilfe zur Selbsthilfe«) hin-
aus – insbesondere geboten, die vorhandene Ungleichverteilung von
Machtressourcen und Gütern zu verringern. Eine globale Rechts-
ordnung muss zu diesem Ziel beitragen durch die Garantie von
Mindestnormen sozialer Sicherung, die Herstellung fairer Koope-
rationsverhältnisse sowie die Stärkung der Verhandlungsmacht der
Entwicklungsländer in den internationalen Wirtschafts- und Finanz-
institutionen. Die Erreichung dieses Ziels setzt voraus, dass die
Bevölkerungen der Industriestaaten mit natürlichen Ressourcen sehr
viel achtsamer umgehen und auch bereit sind, sich einzuschrän-
ken.

3.1.4 Ermöglichung kultureller Vielfalt

(96) In zwei Dritteln aller Länder der Welt gibt es mindestens eine
bedeutende ethnische oder religiöse Minderheitengruppe, der zehn
oder mehr Prozent der Bevölkerung angehören. Etwa 900 Millio-
nen Menschen (ein Siebtel der Weltbevölkerung) sind aufgrund
ihrer ethnischen, rassischen oder religiösen Identität allerdings For-
men der Diskriminierung ausgesetzt. Zugleich zeigt die gegenwär-
tige Form der Globalisierung Tendenzen der Uniformierung von
Lebensformen und des Verlustes von kultureller Verschiedenheit.
Jede Zerstörung von Kultur aber – insbesondere der voranschrei-
tende Verlust von Sprachen – weckt Gefühle von Ohnmacht oder
Aggression. Diese Problematik teilen sowohl die Menschen in den
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wohlhabenden Ländern wie in den Entwicklungsländern und
Schwellenländern. Der Schutz pluraler kultureller Ausdrucks-
formen, wie sie die UNESCO mit der im Oktober 2005 abgeschlos-
senen neuen Konvention zum Schutz der Vielfalt kultureller Aus-
drucksformen zum Gegenstand hat, ist daher ein wichtiger Baustein
für das friedliche Zusammenleben aller Gesellschaften.

(97) Auch das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen
(UNDP) begreift in seinem »Bericht über die menschliche Ent-
wicklung« (2004) kulturelle Freiheit als grundlegendes Menschen-
recht und als Voraussetzung für eine friedensfähige gesellschaft-
liche Entwicklung im 21. Jahrhundert. Der Bericht geht davon aus,
dass alle Menschen das Recht haben, ihre ethnische, sprachliche
und religiöse Identität zu wahren. Aufgabe der Politik ist es daher,
zum einen die besonderen kulturellen und religiösen Identitäten zu
respektieren, soweit sie mit den individuellen Menschenrechten
vereinbar sind, zum anderen muss sie darauf achten, dass Gemein-
wesen vom interkulturellen Dialog leben und deshalb gemeinsa-
mer sprachlicher Verständigungsmöglichkeiten bedürfen.

3.2 »Rechtserhaltende Gewalt« statt »gerechter Krieg«

(98) Recht ist auf Durchsetzbarkeit angelegt. In der Perspektive
einer auf Recht gegründeten Friedensordnung sind Grenzsituatio-
nen nicht auszuschließen, in denen sich die Frage nach einem (wenn
nicht gebotenen, so doch zumindest) erlaubten Gewaltgebrauch
und den ethischen Kriterien dafür stellt. Das Problem ist in Ethik
und Rechtsphilosophie seit der Antike im Rahmen der auch im
Christentum rezipierten »Lehre vom gerechten Krieg« bedacht
worden. Dabei ist der »gerechte Krieg« vom »Heiligen Krieg« grund-
legend zu unterscheiden. Während das Motiv des Heiligen Kriegs
die Option zu organisierter kollektiver Gewaltanwendung gegen
die »Ungläubigen« mit religiöser Autorisierung und Motivation ein-
schließt, waren die Lehren vom »gerechten Krieg« politisch-ethi-
scher Natur: Sie enthielten allgemeingültige Kriterien praktischer
Vernunft, durch die geprüft werden sollte, ob in einer bestimmten
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Situation militärischer Gewaltgebrauch moralisch gerechtfertigt sein
kann. Nicht zuletzt die reformatorische Unterscheidung von Got-
tes geistlicher und weltlicher Regierweise (regimentum) hat dazu
beigetragen, den um der Erhaltung des weltlichen Zusammenle-
bens willen gegebenenfalls verantwortbaren Gewaltgebrauch klar
von einem aus religiös-weltanschaulichen Gründen geführten »hei-
ligen Krieg« abzugrenzen und so auch jeden Religionskrieg und
jeden Einsatz militärischer Gewalt mit weltanschaulicher Zielset-
zung zu verwerfen.

(99) Auch wer nicht die Position des unbedingten Pazifismus ver-
tritt (also bereit ist, in jeder denkbaren Situation auf die Anwen-
dung potenziell tötender Gewalt zu verzichten), sondern von einer
vorrangigen Option für die Gewaltfreiheit ausgeht, wird, wenn er
sich in einer äußersten Notsituation vor die Frage des Gewaltge-
brauchs gestellt sieht, immer kritische Fragen stellen wie etwa die-
se: Gibt es dafür einen hinreichenden Grund? Sind diejenigen, die
zur Gewalt greifen, dazu ausreichend legitimiert? Verfolgen sie ein
verantwortbares Ziel? Beantworten sie ein eingetretenes Übel nicht
mit einem noch größeren? Gibt es eine Aussicht auf Erfolg? Wird
die Verhältnismäßigkeit gewahrt? Bleiben Unschuldige verschont?
Genau dies sind Prüfkriterien, die traditionell auch in den Lehren
vom gerechten Krieg – verteilt auf die Fragen nach dem Recht zum
Krieg (ius ad bellum: causa iusta, legitima potestas, recta intentio, ul-
tima ratio, Verhältnismäßigkeit der Folgen) und nach der rechtmä-
ßigen Kriegführung (ius in bello: Verhältnismäßigkeit der Mittel,
Unterscheidungsprinzip) – herangezogen wurden. Diese Prüfkrite-
rien zielten ursprünglich auf die Disziplinierung, nicht etwa auf die
Förderung der Bereitschaft zum Krieg. Nicht gegen Kriterien die-
ser Art als solche, wohl aber gegen die überkommenen Rahmen-
theorien des gerechten Kriegs, in die sie eingefügt waren, bestehen
prinzipielle Einwände. Denn die Theorien des bellum iustum ent-
stammen politischen Kontextbedingungen, in denen es eine recht-
lich institutionalisierte Instanz zur transnationalen Rechtsdurch-
setzung ebenso wenig gab wie eine generelle Ächtung des Krieges.
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(100) Die im Deutungshorizont des traditionellen Naturrechts ent-
wickelten Lehren vom »gerechten Krieg« konnten die gerechtfertig-
te Kriegführung im asymmetrischen Modell der Beziehung von Rich-
ter und Straffälligem, d. h. als Akt der gerechten Bestrafung eines
Rechtsbrechers und zur Wiederherstellung des Friedens verstehen,
weil sie die Anerkennung allgemeinverbindlicher materialer Gerech-
tigkeitsmaßstäbe im Rahmen des Corpus Christianum voraussetz-
ten. Schon die Reformation hat auf das Zerbrechen einer solchen
homogenen Gemeinwohlkonzeption reagiert: Luther schränkte die
möglichen Kriegsgründe strikt auf die Selbstverteidigung im Fall
eines tatsächlich erfolgten Angriffs ein. Und der viel umstrittene
Artikel XVI des Augsburgischen Bekenntnisses von 1530 enthält
bei genauer Beachtung des Wortlauts keine Lehre vom »gerechten
Krieg«, vielmehr erlaubt er die Beteiligung an rechtmäßiger Krieg-
führung als Konsequenz christlicher Weltverantwortung, soweit ihr
nicht das an Gottes Wort gebundene Gewissen entgegensteht: Er
legt erstens dar, dass es Christen erlaubt (»liceat«), d. h., dass es ih-
nen im Prinzip »ohne Sünde« möglich ist, im Rahmen einer legiti-
men Ordnung öffentliche Ämter auszuüben. Dabei wird der recht-
mäßige Gebrauch militärischer Gewalt (»iure bellare, militare«) als
ein Beispiel unter anderen für die freigestellte Teilnahme an der
Rechtsordnung eines Gemeinwesens genannt. Zweitens wird gesagt,
dass es Christen geboten ist, den öffentlichen Amtsinhabern und
Gesetzen zu folgen, wenn und soweit es auch im Einzelfall »ohne
Sünde geschehen mag«.13

(101) Das klassische, als zwischenstaatliches Recht (ius inter gentes)
verstandene Völkerrecht der Neuzeit hatte die Frage nach einem
vorrechtlichen materiellen Gerechtigkeitsmaßstab für das ius ad
bellum zunächst als unentscheidbar abgewiesen. Das freie Krieg-
führungsrecht galt jetzt als herausgehobenes Merkmal der unum-
schränkten gleichen Staatensouveränität, so dass prinzipiell ein »ge-
rechter Krieg von beiden Seiten« (bellum iustum ab utraque parte)
denkbar wurde. Das moderne Völkerrecht hingegen hat das (bereits
in der Zeit zwischen den Weltkriegen entwickelte) Kriegsächtungs-

13. BSLK 70,7–71,26.
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programm in ein allgemeines Gewaltverbot (Artikel 2 Ziffer 4 UN-
Charta) überführt und die normativen Begrenzungsregeln der Krieg-
führung (ius in bello) im humanitären Kriegsvölkerrecht konsequent
verrechtlicht. Von dem grundsätzlichen Verbot militärischer Ge-
waltanwendung gibt es im Rahmen des von der UN-Charta vorge-
sehenen Systems kollektiver Sicherheit nur zwei Ausnahmen: zum
einen die Befugnis des Sicherheitsrats, selbst unter Kapitel VII der
UN-Charta neben nicht-militärischen Sanktionen auch militäri-
sche Zwangsmaßnahmen zu beschließen; zum andern den Fall des
Selbstverteidigungsrechts, das einem einzelnen Staat oder einer Staa-
tengruppe im Fall eines bewaffneten Angriffs zusteht – aber nur als
ein provisorisches, subsidiäres Notrecht, solange der Sicherheitsrat
nicht selbst Maßnahmen zur Wiederherstellung des Friedens un-
ternommen hat (Artikel 51 UN-Charta). Das Selbstverteidigungs-
recht verbleibt den Staaten nur noch als Notwehr oder Nothilfe;
gerade die Analogie zur innerstaatlichen Notwehr oder Nothilfe
hebt aber den grundsätzlichen Deliktcharakter zwischenstaatlicher
Gewalt nicht auf, sondern unterstreicht ihn.

(102) Das moderne Völkerrecht hat das Konzept des gerechten
Kriegs aufgehoben. Im Rahmen des Leitbilds vom gerechten Frie-
den hat die Lehre vom bellum iustum keinen Platz mehr. Daraus
folgt aber nicht, dass auch die moralischen Prüfkriterien aufgege-
ben werden müssten oder dürften, die in den bellum-iustum-Leh-
ren enthalten waren. Denn ihnen liegen Maßstäbe zugrunde, die
nicht nur für den Kriegsfall Geltung beanspruchen, sondern die
sich (ausgehend vom Grundgedanken individueller Notwehr oder
Nothilfe) ebenso auf das Polizeirecht, die innerstaatliche Ausübung
des Widerstandsrechts und einen legitimen Befreiungskampf be-
ziehen lassen. Ihnen liegen allgemeine Kriterien einer Ethik rechts-
erhaltender Gewalt zugrunde, die – unabhängig vom jeweiligen
Anwendungskontext – wie folgt formuliert werden können:

– Erlaubnisgrund: Bei schwersten, menschliches Leben und gemein-
sam anerkanntes Recht bedrohenden Übergriffen eines Gewalt-
täters kann die Anwendung von Gegengewalt erlaubt sein, denn
der Schutz des Lebens und die Stärke des gemeinsamen Rechts
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darf gegenüber dem »Recht des Stärkeren« nicht wehrlos blei-
ben.

– Autorisierung: Zur Gegengewalt darf nur greifen, wer dazu legiti-
miert ist, im Namen verallgemeinerungsfähiger Interessen aller
potenziell Betroffenen zu handeln; deshalb muss der Einsatz von
Gegengewalt der Herrschaft des Rechts unterworfen werden.

– Richtige Absicht: Der Gewaltgebrauch ist nur zur Abwehr eines
evidenten, gegenwärtigen Angriffs zulässig; er muss durch das
Ziel begrenzt sein, die Bedingungen gewaltfreien Zusammenle-
bens (wieder-) herzustellen und muss über eine darauf bezogene
Konzeption verfügen.

– Äußerstes Mittel: Der Gewaltgebrauch muss als äußerstes Mittel
erforderlich sein, d. h., alle wirksamen milderen Mittel der Kon-
fliktregelung sind auszuloten. Das Kriterium des »äußersten Mit-
tels« heißt zwar nicht notwendigerweise »zeitlich letztes«, es be-
deutet aber, dass unter allen geeigneten (also wirksamen) Mitteln
das jeweils gewaltärmste vorzuziehen ist.

– Verhältnismäßigkeit der Folgen: Das durch den Erstgebrauch der
Gewalt verursachte Übel darf nicht durch die Herbeiführung
eines noch größeren Übels beantwortet werden; dabei sind poli-
tisch-institutionelle ebenso wie ökonomische, soziale, kulturelle
und ökologische Folgen zu bedenken.

– Verhältnismäßigkeit der Mittel: Das Mittel der Gewalt muss
einerseits geeignet, d.h. aller Voraussicht nach hinreichend wirk-
sam sein, um mit Aussicht auf Erfolg die Bedrohung abzuwen-
den oder eine Beendigung des Konflikts herbeizuführen;
andererseits müssen Umfang, Dauer und Intensität der einge-
setzten Mittel darauf gerichtet sein, Leid und Schaden auf das
notwendige Mindestmaß zu begrenzen.

– Unterscheidungsprinzip: An der Ausübung primärer Gewalt nicht
direkt beteiligte Personen und Einrichtungen sind zu schonen.
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(103) Nach herkömmlicher Auffassung der Ethik müssen für den
Gebrauch von legitimer Gegengewalt alle diese Kriterien erfüllt sein,
gleichgültig ob im Fall eines innerstaatlichen Widerstands, eines
Befreiungskampfes oder militärischer Konflikte zwischen Staaten.
Aber auch in Fällen, in denen alle Kriterien erfüllt zu sein scheinen,
ist es aus der Sicht christlicher Ethik problematisch und missver-
ständlich, von einer »Rechtfertigung« des Gewaltgebrauchs zu spre-
chen. In Situationen, in denen die Verantwortung für eigenes oder
fremdes Leben zu einem Handeln nötigt, durch das zugleich Leben
bedroht oder vernichtet wird, kann keine noch so sorgfältige Gü-
terabwägung von dem Risiko des Schuldigwerdens befreien.

3.3 Grenzen rechtserhaltenden
militärischen Gewaltgebrauchs

(104) Im heutigen völkerrechtlichen Kontext ist eine rechtmäßige
Autorisierung militärischer Zwangsmittel nur als eine Art interna-
tionaler Polizeiaktion nach den Regeln der UN-Charta denkbar, denn
die Vereinten Nationen sind die einzige internationale Organisa-
tion, die vom Geltungsanspruch ihrer Normen und von ihrer Mit-
gliedschaft her auf Universalität angelegt ist. Allerdings befindet sich
das Völkerrecht in einer Zwischenstellung zwischen einem reinen
Staatenrecht, von dem es herkommt, und einem menschheitlichen
Weltbürgerrecht, das eine regulative Idee bleiben muss. Aus dieser
Zwischenstellung resultieren – insbesondere in der veränderten Be-
drohungssituation – Regelungslücken und Interpretationsspielräu-
me hinsichtlich der Legitimität eines rechtserhaltenden militärischen
Gewaltgebrauchs, die der ethischen und rechtlichen Klärung be-
dürfen. Umstritten sind vor allem die Interpretation des Rechts auf
Selbstverteidigung (und der dabei erlaubten Mittel), die militäri-
sche Intervention aus humanitären Gründen zum Schutz gegen
schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen und die Kriterien für
bewaffnete militärische Auslandseinsätze unterhalb dieser Schwelle.
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3.3.1 Grenzen des Selbstverteidigungsrechts

(105) Seit den Anschlägen vom 11. September 2001 wird verstärkt
gefragt, ob nicht das in der UN-Charta als subsidiäre und proviso-
rische Notwehr konzipierte Selbstverteidigungsrecht ganz neu in-
terpretiert werden müsse. So ordnet die National Security Strategy
der USA vom Herbst 2002 (überarbeitet 2006) den langanhalten-
den »Krieg gegen den Terrorismus« in den Rahmen der Selbstver-
teidigung als eines jetzt wieder eigenständigen Souveränitätsrechts
ein, das »präemptive Schläge« (preemptive strikes), sowie Präventiv-
kriege einschließt und sogar die Option des Ersteinsatzes von Kern-
waffen nicht ausschließt.

(106) Dabei wird zum einen argumentiert, die bisherigen völker-
rechtlichen Regeln seien generell auf zwischenstaatliche Konflikte
zugeschnitten und seien deshalb angesichts der neuen Bedrohung
durch »Schurkenstaaten« und durch nichtstaatliche Akteure ergän-
zungsbedürftig. Diese Diagnose ist schon im Ansatz problematisch.
Denn die UN-Charta verbietet nicht nur symmetrische bewaffnete
Konflikte, die von Staaten ausgehen, sondern auch indirekte Ge-
walt, wie die Beteiligung eines Staates an der Gewaltanwendung
militärisch organisierter nichtstaatlicher Verbände wie Rebellen,
Freischärler, Söldner etc. Es ist also nicht nur der grenzüberschrei-
tende Einsatz regulärer Streitkräfte, der vom Gewaltverbot umfasst
ist. Von keinem Staat der Welt darf Gewalt ausgehen, sei es durch
nichtstaatliche Akteure, deren Aktivitäten von einem Staat unter-
stützt oder geduldet werden, sei es durch einen Staat selbst. Auch
die globale Terrorismusbekämpfung lässt sich darum sehr weitge-
hend innerhalb des kollektiven Sicherheitsregelwerks der UN ver-
orten. Terrorismusbekämpfung ist kein legitimes Ziel einer über
den Selbstverteidigungsfall hinaus anhaltenden Kriegführung, son-
dern gehört in die Kategorie der internationalen Verbrechensbe-
kämpfung. Die Staaten sind verpflichtet, auf ihrem Territorium
gegen terroristische Gruppen und Personen polizei- und strafrecht-
lich einzuschreiten und nicht zuletzt die Finanzierung terroristi-
scher Aktivitäten zu unterbinden. Über Appelle hinaus ist es auch
in diesem Zusammenhang erforderlich, eine wirksame Strafver-
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folgung auszubauen und eine internationale Strafgerichtsbarkeit
zu gewährleisten.

(107) Eine andere Argumentation beruft sich auf die Notwendig-
keit der antizipierten Gefahrenabwehr: Es wird behauptet, gegen-
über dem internationalen Terrorismus und den mit ihm kooperie-
renden Staaten sei die herkömmliche, an das Selbstverteidigungsrecht
anknüpfende Abschreckungsstrategie ungeeignet, da sie einen
letztlich risikoscheuen und dem rationalen Kalkül verpflichteten
Gegner voraussetze. Dem potenziellen Opfer eines Angriffs durch
einen unberechenbaren Feind jedoch könne gerade angesichts der
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und extrem kurzer Re-
aktionszeiten das Warten auf Beweise nicht zugemutet werden. Ge-
gen diese Problematisierung der prekären Grenzlinie zwischen (ver-
botenem) Angriffskrieg und (erlaubter) Verteidigungshandlung ist
festzuhalten: Nach herkömmlicher ethischer Auffassung und völ-
kerrechtlicher Definition ist der Erstgebrauch von Waffengewalt nur
dann nicht als rechtswidrige Aggression zu werten, wenn er einem
gegenwärtig unmittelbar bevorstehenden Angriff der Gegenseite
zuvorkommt. Dieser Grenzfall, in dem ein Erstgebrauch militäri-
scher Gewalt noch unter das Selbstverteidigungsrecht fallen kann,
rechtfertigt also weder antizipatorische Schläge gegen eine Bedro-
hung, die sich nur undeutlich abzeichnet, noch Präventivkriege ge-
gen räumlich wie zeitlich weit entfernte Bedrohungen.

(108) Grenzen legitimer Selbstverteidigung sind außerdem unter
dem Aspekt einer Ethik der Mittel zu ziehen. Die Existenz von
Massenvernichtungsmitteln (atomaren, biologischen und chemi-
schen Waffen), die von ihrer Wirkungsweise her auf unterschieds-
lose Zerstörung und Vernichtung ausgelegt sind, wirft schwerste
ethische und rechtliche Probleme auf. Entwicklung, Herstellung,
Lagerung und Einsatz von biologischen und chemischen Waffen
sind völkerrechtlich durch entsprechende Abkommen verboten. Was
die Nuklearwaffen angeht, so hat der Internationale Gerichtshof in
Den Haag 1996 in einem Rechtsgutachten erklärt, die Drohung
mit und der Einsatz von Kernwaffen sei generell völkerrechtswid-
rig; die Frage, ob die Drohung mit und der Einsatz von Kernwaf-
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fen dann zulässig sein könnten, wenn unter extremen Umständen
der Selbstverteidigung das Überleben eines Staates auf dem Spiel
steht, ließ das Gericht offen (Gutachten über die Rechtmäßigkeit
des Einsatzes von Nuklearwaffen vom 8.7.1996 [ICJ Reports, 226]).

(109) Die ethische Bewertung der Atomwaffen war im deutschen
Protestantismus von Anfang an umstritten. Bezogen auf das nach
dem 2. Weltkrieg zwischen NATO und Warschauer Pakt etablierte
System nuklearer Abschreckung haben die westdeutschen evange-
lischen Kirchen in ihrer Friedensethik jedoch mehrheitlich die »Be-
teiligung an dem Versuch, durch das Dasein von Atomwaffen ei-
nen Frieden in Freiheit zu sichern, als eine heute noch mögliche
christliche Handlungsweise« anerkannt.14 Diese zuerst in den Hei-
delberger Thesen von 1959 vertretene Position stand allerdings schon
damals unter zwei Voraussetzungen: Erstens verstand sie sich als
zeitlich befristet bis zur Umsetzung eines effektiven nuklearen Ab-
rüstungsprozesses; im Rahmen des 1968 geschlossenen Vertrags über
die Nichtweiterverbreitung von Kernwaffen (NPT) schien dies auch
möglich. Zweitens war sie ursprünglich auf die Doktrin der Vergel-
tungsabschreckung bezogen, die als Antwort auf einen atomaren
Angriff eine entsprechende Reaktion androhte, um so einen gro-
ßen atomaren Krieg zu verhindern. Infolge anhaltender Auffäche-
rung von Szenarien kontrollierter nuklearer bzw. nuklear-konven-
tioneller Kriegführung und dementsprechender weiterer Auf- und
Nachrüstungen in den 1980er Jahren wurden in der evangelischen
Kirche die Stimmen lauter, die Geist, Logik und Praxis der Ab-
schreckung mittels Atomwaffen als mit dem christlichen Glauben
unvereinbar verwarfen. Auch wer in Existenz und Bereithaltung
von Nuklearwaffen nicht ein unmittelbar den Glauben, sondern
»nur« ein die praktische Vernunft tangierendes Problem sieht, muss
heute konstatieren: Trotz der 1995 erfolgten unbegrenzten Verlän-
gerung des NPT ist mittlerweile eine weitgehende Aushöhlung des
Nicht-Verbreitungsregelwerks eingetreten. Produktion und Lage-

14. Vgl. These VIII der Heidelberger Thesen (1959), abgedruckt in: Frieden wah-
ren, fördern und erneuern. Eine Denkschrift der Evangelischen Kirche in
Deutschland, Gütersloh 1981, S.76-87, dort S.83.
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rung von Massenvernichtungswaffen in Risikostaaten lassen sich
auch mittels nuklearer Drohung nicht verhindern. In der Zeit des
Kalten Krieges wurde unterstellt, die Gefahr des Ausbruchs eines
Nuklearkriegs sei durch gegenseitige rationale Risikoabwägung be-
grenzt. Demgegenüber kann in der heutigen Lage Abschreckung
nicht von vornherein mit einem zu rationalem Kalkül geneigten
Gegner rechnen. Vor diesem Hintergrund haben die Gründe für
die Kritik an der Abschreckungsstrategie deutlich an Gewicht ge-
wonnen. (Zu den friedensethischen und sicherheitspolitischen Kon-
sequenzen hieraus siehe unten, Ziffer 162-164 ).

3.3.2 Grenzen kollektiver Schutzverantwortung
bei innerstaatlichen Bedrohungen

(110) Seit dem Ende des Ost-West-Konflikts ist immer öfter die
Frage aktuell geworden, ob es ethisch und rechtlich legitim sein
kann, über die Sicherung des zwischenstaatlichen Friedens hinaus
auch den Schutz der Bevölkerung eines anderen Staates vor schwer-
wiegendem Unrecht mit militärischer Zwangsgewalt zu gewährleis-
ten (sog. »humanitäre Intervention«). Mit dem hier in Betracht
kommenden schwerwiegenden Unrecht ist die systematische und
massive Verletzung der Menschenrechte (und die damit verbunde-
ne Bedrohung des Friedens) gemeint. Aus dem Menschenrechts-
ethos dürfen jedoch keine vorschnellen Konsequenzen für die Recht-
fertigung von Militärinterventionen gezogen werden. Dies gilt schon
deshalb, weil der Idee der Menschenrechte zwar ein universeller
Gültigkeitsanspruch eignet, sie aber nach wie vor unterschiedlich
ausgelegt und verstanden werden. Um ihren Anspruch auf Allge-
meingültigkeit einzulösen, bedarf es langfristiger interkultureller
Verständigungsprozesse. Solche Verständigung ist eine zivile und
zivilgesellschaftliche Aufgabe, für die der interreligiöse und inter-
kulturelle Dialog von hoher Bedeutung ist.

(111) Dass hinter dem Schutz der Menschenrechte die Achtung
der Staatensouveränität zurückzutreten habe, ist zwar ein im Prin-
zip richtiger Ansatz; es ist aber fraglich, inwieweit er Interventio-
nen mit Waffengewalt rechtfertigen kann. Das herkömmliche In-
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terventionsverbot ist in der elementaren Friedensfunktion begrün-
det, die der Achtung der Rechtsgleichheit der Staaten und ihrer
territorialen Unversehrtheit zukommt; es schützt aber auch die
Autonomie des Staatsvolkes bei der Gestaltung seiner politischen
Verhältnisse. Diese sollten überall demokratisch und menschen-
rechtlich sein, aber eben durch die Autonomie, die Selbstgesetzge-
bung der Völker. Die Anerkennung und Garantie der bürger-
lichen, politischen und sozialen Menschenrechte kann nicht an
staatlich organisierten Gemeinwesen vorbei, sie muss vielmehr in
ihnen, mit ihnen und durch sie verwirklicht werden. Selbst Rück-
fälle in die Despotie rechtfertigen nicht als solche ein bewaffnetes
Eingreifen von außen; es muss vorrangig Sache der Mitglieder ei-
nes Gemeinwesens selber bleiben, ihre politischen Freiheiten
wiederherzustellen oder in einer veränderten politischen Ordnung
zu erringen. Auch im Fall bürgerkriegsähnlicher Konflikte darf ein
militärisches Eingreifen von außen nicht die Auseinandersetzung
im Innern ersetzen, solange die Konfliktparteien zur Selbsthilfe
fähig sind und eine politische Konstitution anstreben. Eine Aus-
nahme vom Prinzip der militärischen Nicht-Intervention kann erst
dann in Betracht kommen, wenn ein Staat nicht einmal seine pri-
märe Funktion (nämlich die des Lebensschutzes der Bevölkerung
und der Aufrechterhaltung eines minimalen Rechtszustands) er-
füllt, oder wenn sich die Konfliktparteien eines Bürgerkriegs von
Maximen leiten lassen, die verfasste Rechtsverhältnisse überhaupt
ausschließen.

(112) Erlaubnisgrund für Militärinterventionen aus humanitären
Gründen können nur aktuelle, schwerste Unrechtshandlungen sein,
die die minimale Friedensfunktion einer politischen Ordnung
überhaupt beseitigen und der Selbstbestimmung der Bevölkerung
die Grundlage entziehen, indem ganze Gruppen einer Bevölkerung
an Leib und Leben bedroht und der Vernichtung preisgegeben wer-
den. Ein Staat, in dem die physische Existenz der Bürger akut be-
droht ist oder in dem große Teile der Bevölkerung kollektiv ent-
rechtet werden, hat den Anspruch auf Respektierung seiner
territorialen und politischen Integrität verwirkt. Bei Menschheits-
verbrechen wie einsetzendem Genozid, Massenmord an Minder-
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heiten, Massakern an ethnischen Gruppen und ethnischer Vertrei-
bung, kollektiver Folter und Versklavung kann militärisches Ein-
greifen gerechtfertigt sein, wenn die weiteren Kriterien rechtserhal-
tenden Gewaltgebrauchs (siehe oben, Kapitel 3.2) erfüllt sind.

(113) Erforderlich ist insbesondere eine Autorisierung durch die
Weltorganisation, d. h. nach den Regeln des kollektiven Sicherheits-
systems der UN oder einer regionalen Organisation kollektiver
Sicherheit. Abgesehen davon, dass nur so die Herrschaft des Rechts
auch gegenüber dem »Recht des Stärkeren« gewahrt werden kann,
bietet das kollektive Entscheidungsverfahren die Chance einer fai-
ren Abwägung aller Sachgesichtspunkte. Über die Autorisierung
hinaus muss auch die Überwachung der Maßnahmen, ihre Beur-
teilung im Blick auf das definierte Ziel und die Festlegung ihrer
zeitlichen Dauer durch die UN erfolgen. Ob eine Intervention le-
gitim ist und die völkerrechtlichen Normen befolgt, muss der Über-
prüfung durch den Internationalen Gerichtshof und andere völ-
kerrechtliche Instanzen offen stehen.

(114) Gegenüber einer nicht durch den UN-Sicherheitsrat manda-
tierten, sondern extralegal als Nothilfe gerechtfertigten Interven-
tion durch einzelne Staaten oder Staatenbündnisse bestehen stärkste
Bedenken. Der Tatbestand der innerstaatlichen Nothilfe ist in ein-
zelstaatlichen Rechtsordnungen positiv-rechtlich anerkannt. Das ist
deshalb möglich, weil es sich beim innerstaatlichen Recht um eine
Ordnung mit gefestigtem Gewaltmonopol und einer Judikatur han-
delt, die in der Lage sind, exzessiv-missbräuchliche Inanspruchnah-
men des Nothilferechts zu verhindern. Dies ist in den internationa-
len Rechtsbeziehungen jedoch nicht der Fall. Die Zubilligung eines
Rechts auf sog. »humanitäre Intervention« seitens einzelner Staa-
ten zöge die Gefahr nach sich, eine Rückkehr zum freien Kriegfüh-
rungsrecht einzuleiten. Sollte der rechtmäßige kollektive Sicherheits-
mechanismus durch eine Blockierung des UN-Sicherheitsrats
versagen (wie 1998 im Blick auf Kosovo, wo sich das Problem der
Spannung zwischen Recht und Moral stellte), so wären militäri-
sche Nothilfemaßnahmen zumindest streng daraufhin zu prüfen,
ob sie in der Folgewirkung das Kriegsächtungsprinzip der UN-
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Charta und die transnationale Rechtsdurchsetzung durch die Welt-
organisation eher stärken oder schwächen.

(115) Die Absicht einer bewaffneten Intervention muss eindeutig
auf das Ziel bezogen sein, die Opfer vor lebensbedrohlichem schwe-
rem Unrecht zu schützen, die Grundlagen staatlicher Existenz zu
sichern und die Bedingungen politischer Selbstbestimmung der ein-
heimischen Bevölkerung wiederherzustellen. Hinsichtlich der Fra-
ge, wie diese politische Selbstbestimmung wahrgenommen und
ausgestaltet wird, muss die Intervention unparteilich bleiben.

(116) Die internationale Gemeinschaft sollte auf der Grundlage
eines Mandats der UN in die Lage versetzt werden, Genozid und
Menschheitsverbrechen grenzüberschreitend – gegebenenfalls auch
durch den Einsatz militärischer Gewalt – zu verhindern. Zugleich
gilt aber auch hier, dass der Einsatz militärischer Gewalt – wie in
allen anderen Fällen des Gebrauchs rechtserhaltender Gewalt – nur
als äußerstes Mittel erwogen werden darf. Gerade dann, wenn man
auf der Grundlage der Konvention über die Verhütung und Bestra-
fung des Völkermords (Genozid-Konvention) von 1948 die wirk-
same Verhinderung von Völkermord zu den Pflichten der Staaten-
gemeinschaft rechnet, ist es dringend erforderlich, nationale und
internationale Mechanismen der Prävention im Sinn eines Einwir-
kens im Vorfeld zu etablieren. Dazu gehören: Maßnahmen der Früh-
warnung und deren Vernetzung, die Verhängung von Wirtschafts-
sanktionen, die Einrichtung von Überwachungsorganen zur
Umsetzung der Genozid-Konvention analog zur Überwachung der
Menschenrechtsabkommen. Die Notwendigkeit zum Handeln be-
steht jedoch bei Völkermord oder anderen gravierenden Menschen-
rechtsverletzungen, wenn nationale Gerichte versagen. So wie das
Leitbild des gerechten Friedens zu seiner Verwirklichung des Rechts
bedarf, so bedarf das Recht in bestimmten, klar eingrenzbaren Kon-
texten der Instrumente rechtserhaltender Gewalt.
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3.3.3 Grenzen internationaler bewaffneter Friedensmissionen

(117) Einsätze nationaler Streitkräfte zur »internationalen Krisen-
bewältigung«, die die Androhung oder Ausübung militärischer
Zwangsmittel einschließen, aber weder dem einzelstaatlichen Selbst-
verteidigungsrecht noch der Verantwortung der Staatengemeinschaft
für den Schutz bedrohter Bevölkerungsgruppen gegen exzessive
Gewalt zuzuordnen sind – hier internationale bewaffnete Friedens-
missionen genannt –, haben in letzter Zeit stark zugenommen. Die
angewachsene militärische Interventionsbereitschaft wird jedoch
mittlerweile von einer deutlichen Skepsis hinsichtlich der Möglich-
keiten begleitet, mit militärischen Mitteln Frieden zu schaffen.

(118) Die bisher gesammelten Erfahrungen ebenso wie die darge-
legten friedens- und rechtsethischen Grundsätze sprechen dafür,
externes bewaffnetes Eingreifen als äußerstes Mittel nicht vollstän-
dig auszuschließen, die militärische Komponente jedoch strikt auf
die Funktion der zeitlich limitierten Sicherung der äußeren Rah-
menbedingungen für einen eigenständigen politischen Friedenspro-
zess vor Ort zu begrenzen. Militärische Maßnahmen müssen Be-
standteil einer kohärenten Friedenspolitik unter dem Primat des
Zivilen bleiben.

(119) Zu den legitimen Einsatzzielen können erstens (im Sinn der
Konfliktprävention) die Wahrnehmung polizeilicher Überwa-
chungsaufgaben oder die Einhegung schwerer innergesellschaft-
licher Gewaltkonflikte durch internationale Militärpräsenz zählen,
zweitens (im Sinn der Friedenskonsolidierung nach bewaffneten
Konflikten) die Garantie eines bereits ausgehandelten Waffenstill-
standes, die Absicherung eines Friedensabkommens, die Demobi-
lisierung von Streitkräften, die Herstellung eines sicheren Umfelds
für einen selbsttragenden zivilen politischen, wirtschaftlichen und
kulturellen Wiederaufbau.

(120) Dabei ist regelmäßig die Mitsprache der Betroffenen vor Ort
sicherzustellen (local ownership). Dies sollte – soweit irgend mög-
lich – die Zustimmung der Konfliktparteien zu externem militäri-
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schem Eingreifen einschließen. In Situationen, in denen dieser
Konsens nicht zu erzielen und/oder eine funktionsfähige Staatlich-
keit zusammengebrochen ist, muss dennoch immer und vorrangig
gefragt werden, welche einheimischen Akteure, politischen Kräfte
und gesellschaftlichen Gruppen als Träger einer legitimen selbstbe-
stimmten Staatsbildung in Betracht kommen. Langanhaltende, auf
Zwangsgewalt gestützte Quasi-Protektorate dienen diesem Ziel
nicht.

(121) Auch unterhalb der Schwelle von Kampfeinsätzen bedarf eine
militärische Intervention der Autorisierung und Legitimation in
Form einer klaren völker- und verfassungsrechtlichen Grundlage.
Nationale und bündnispolitische Interessen dürfen nicht an die Stelle
der primären Zuständigkeit der UN und ihrer regionalen Abma-
chungen treten.

(122) Eine begründete Aussicht auf Erfolg besteht für bewaffnete
Friedensmissionen nur, wenn sie Teil eines friedens- und sicher-
heitspolitischen Gesamtkonzepts sind. Dies erfordert u.a. eine prä-
zise Definition des Auftrags, die Verfügbarkeit darauf abgestimm-
ter Fähigkeiten, eine sorgfältige Koordination der verschiedenen
nationalen und internationalen, militärischen und zivilen Akteure
untereinander, eine realistische Abschätzung des für die politische,
wirtschaftliche und kulturelle Konsolidierung notwendigen Zeit-
horizonts (einschließlich der Festlegung von »Exit«-Kriterien). Da
die für bewaffnete Friedensmissionen erforderlichen finanziellen
Ressourcen unter Umständen wirtschaftliche Aufbauhilfen ein-
schränken, ist die Verhältnismäßigkeit militärischer Mittel auch un-
ter dem Aspekt der Kosten zu prüfen. Ferner müssen die persön-
lichen Belastungen und Risiken für die Soldatinnen und Soldaten
sowie ihre Angehörigen verantwortbar bleiben.

(123) Bewaffnete Friedensmissionen im Ausland sollten – analog
zur Praxis der Entwicklungspolitik – immer mit einer begleitenden
und nachträglichen Evaluierung durch unabhängige Instanzen ver-
bunden werden.
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4. Politische Friedensaufgaben

(124) Um den Prozess der Globalisierung im Sinne des gerechten
Friedens zu gestalten, genügen einzelstaatliche Institutionen nicht
mehr. Erforderlich ist vielmehr eine politische Konzeption, die heute
allgemein unter dem Begriff global governance vertreten wird. Die-
ser Konzeption liegt die Einsicht zugrunde, dass es der Weiterent-
wicklung transnationalen Engagements, multilateraler Institutio-
nen, internationaler Organisationen und von Regelwerken bedarf,
um kooperativ grenzüberschreitende Probleme zu bearbeiten. Dabei
stehen sich zwei deutlich unterschiedene Konzepte von Sicherheit
in der politischen Debatte gegenüber. Das eine, nationale Sicher-
heit betonende, hat die Staaten, die ein legitimes Gewaltmonopol
innerhalb ihrer Territorien besitzen, als Garanten von innerer und
äußerer Sicherheit im Blick. Das andere, auf »menschliche Sicher-
heit« bedachte Konzept stellt Menschen und Gesellschaften in den
Mittelpunkt, die vor Gewalt, Not und Unfreiheit bewahrt werden
sollen. Beide Vorstellungen müssen nicht notwendigerweise im
Gegensatz zueinander stehen, obgleich die mit ihnen verbundenen
friedenspolitischen Maßnahmen sich nach Zielen, Akzenten, Mit-
teln und Zeithorizonten unterscheiden.
Von dauerhaftem Erfolg wird Friedenspolitik in jedem Fall nur dann
sein, wenn das Völkerrecht wirksam durchgesetzt, die zivile Kon-
fliktbearbeitung institutionell und materiell gestärkt sowie der Vor-
rang des Zivilen bei dem Umgang mit Konflikten als Leitperspek-
tive ausgebaut wird. Entsprechende Prozesse und Entwicklungen zu
unterstützen und zu fördern, ist auch eine Aufgabe der christlichen
Kirchen.

4.1 Universale Institutionen stärken

4.1.1 Die Vereinten Nationen als Weltorganisation

(125) Gegründet nach der Katastrophe des Zweiten Weltkrieges
sind die Vereinten Nationen mit heute 192 Mitgliedsstaaten die
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wichtigste multilaterale Institution mit globaler Reichweite. Ihre
Zuständigkeit umfasst neben der Friedenssicherung auch Men-
schenrechtsschutz, Entwicklung, Umweltschutz, wirtschaftliche,
soziale sowie kulturelle Fragen. Manchmal wird den Vereinten
Nationen ein Versagen als Gesamtorganisation angelastet, obwohl
dies vor allem den ständigen Mitgliedsstaaten des Sicherheitsrats
zuzurechnen ist, so etwa, wenn diese nicht bereit sind, ihrer Ver-
antwortung für den Weltfrieden rechenschaftspflichtig nachzukom-
men – wie im Falle von Ruanda, Kosovo, Tschetschenien, Darfur
und andernorts.

(126) Wesentlich für die Friedensarbeit der Vereinten Nationen
ist die Gleichrangigkeit der Ziele der nachhaltigen Entwicklung
und Armutsreduzierung, eines Zustands ohne Bedrohung und be-
waffnete Konflikte sowie der Menschenrechtsverwirklichung. Die
Vereinten Nationen als von den Beiträgen ihrer Mitglieder ab-
hängige Organisation können eine effiziente Friedensarbeit aber
nur dann leisten, wenn ihnen dies politisch ermöglicht wird und
sie dafür angemessene Ressourcen erhalten. Das ordentliche Jah-
resbudget von lediglich ca. 1,9 Milliarden US-Dollar stellt
beispielsweise nur einen winzigen Bruchteil der Ausgaben ihrer
Mitgliedsstaaten für Verteidigung und Rüstung dar, die sich nach
Angaben des schwedischen Instituts für Friedensforschung (SI-
PRI) im Jahr 2007 auf mehr als eine Billion US-Dollar beliefen.
Trotz des auch im Vergleich mit anderen internationalen Organi-
sationen äußerst engen Finanzrahmens wurden die Aktivitäten der
Vereinten Nationen kontinuierlich ausgeweitet. Die Vereinten Na-
tionen »stärken«, heißt daher auch, ihnen diejenigen Ressourcen
an die Hand geben, die sie zur Verwirklichung ihres umfassenden
Mandats benötigen.

(127) Was den Abbau von Not angeht, so richten sich auf die Ver-
einten Nationen die Hoffnungen weiter Teile der Weltbevölkerung
zur Schaffung einer friedlicheren und gerechteren Weltordnung.
Ausdruck dieser Hoffnung sind die im September 2000 vom UN-
Sondergipfel in New York angenommenen und auf dem Weltgipfel
in New York 2005 bekräftigten UN-Millenniums-Entwicklungs-
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ziele15, die eine Reihe fristgebundener Vorgaben enthalten, darunter
die Verringerung der extremen Armut und des Hungers, der Kin-
der- und Müttersterblichkeit sowie die Bekämpfung von HIV/Aids,
Malaria und anderen Krankheiten. Um weitere humanitäre Kata-
strophen zu vermeiden, muss deutlich mehr für den Aufbau der im
achten UN-Millenniumsentwicklungsziel vereinbarten »globalen
Entwicklungspartnerschaft« zwischen Nord und Süd getan werden.
Es ist Aufgabe der Geberländer, solidarisch für die finanzielle Ab-
sicherung des zwischen Nord und Süd vereinbarten Millenniums-
projekts zu sorgen, insbesondere die bereits vor Jahrzehnten ver-
sprochenen 0,7 Prozent ihres Bruttosozialprodukts für öffentliche
Entwicklungshilfe bereitzustellen sowie neue und alternative Finan-
zierungsinstrumentarien (z. B. Devisentransaktionssteuer; interna-
tionale Flugticketsteuer – wie seit 2006 in Frankreich gültig; Waf-
fenexportsteuer; Besteuerung der Nutzung öffentlicher Güter u. Ä.)
zu entwickeln. Die Regierungen der Empfängerländer müssen im
Gegenzug für ordnungsgemäße Verwaltung, Korruptionsbekämp-
fung sowie eine größere Verteilungsgerechtigkeit in ihren Ländern,
insbesondere im Hinblick auf Minderheiten, Slumbewohner und
ländliche Bevölkerungen, sorgen. Erwägenswert ist in diesem Zu-
sammenhang auch die Ausgestaltung eines internationalen Insol-
venzrechts für Staaten.
Der Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen sollte in der
Praxis aufgewertet und – auch in Hinblick auf die Umsetzung der
vereinbarten Entwicklungsziele – rasch zum zentralen Forum für
Entwicklungskooperation ausgebaut werden. Dies kann allerdings
nur dann Erfolg haben, wenn wirtschaftliche und soziale Entwick-
lung sowie Armutsbekämpfung als universelle Querschnittsaufga-
ben zugleich stärker in der Arbeit von Weltbank, Internationalem
Währungsfonds und Welthandelsorganisation Berücksichtigung
finden. Das Regelungsmandat der Vereinten Nationen ist umfas-
send. So gebietet die UN-Mitgliedschaft allen Regierungen der Welt,
ihre Verpflichtungen aus der UN-Charta vorrangig zu erfüllen (Ar-

15. Vgl. hierzu die Stellungnahme der Kammer für nachhaltige Entwicklung der
EKD: Schritte zu einer nachhaltigen Entwicklung: Die Millenniumsentwick-
lungsziele der Vereinten Nationen, EKD-Texte 81, Hannover 2005.
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tikel 103). UN-Werte und Normen beanspruchen grundsätzlich
Geltung, auch im Kontext der Tätigkeit von Währungs-, Finanz-
und Handelsorganisationen, und es ist die Aufgabe der Regierun-
gen, für friedenspolitische Stimmigkeit und Kohärenz zu sorgen.

(128) Was die Förderung von Freiheit anbetrifft, muss der Respek-
tierung der Menschenrechte sowie der Herrschaft des Rechts Prio-
rität eingeräumt werden. Um die Einhaltung der Menschenrechte
weltweit zu verbessern und insbesondere im Bereich der Konflikt-
prävention und des Krisenmanagements angemessen tätig werden
zu können, ist die vereinbarte Stärkung des Amtes des Hochkom-
missars der Vereinten Nationen für Menschenrechte, auch in finan-
zieller Hinsicht, ebenso ein dringlich erforderlicher Schritt wie die
Wahrung der Unabhängigkeit dieses Amts. Der neu geschaffene
Menschenrechtsrat wird erst dann wirkungsvoll tätig werden kön-
nen, wenn die Mitglieder dieses Gremiums sich nicht nur glaub-
haft um eine Verbesserung der Menschenrechtsbilanz anderer Staa-
ten, sondern auch der eigenen bemühen und ein glaubwürdiges
Bekenntnis zur universellen Gültigkeit und Unteilbarkeit der Men-
schenrechte ablegen.

(129) Für die Anerkennung kultureller Verschiedenheit in ihrer frie-
densfördernden Bedeutung steht insbesondere die UN-Organisa-
tion für Erziehung, Wissenschaft, Kultur und Kommunikation
(UNESCO). Bereits in ihrer Empfehlung über Erziehung bezüg-
lich der Menschenrechte und Grundfreiheiten von 1974 haben die
UNESCO-Mitgliedstaaten ihren Willen bekundet, innerstaatliche
politische Konzepte zu erstellen, um zu Zielen wie der Gestaltung
eines gerechten Friedens, der Achtung der Menschenrechte und
Grundfreiheiten beizutragen sowie »Vorurteile, verzerrte Wahrneh-
mungen, Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten jeglicher Form«
zu beseitigen. Diese Aufgabe ist angesichts der Zunahme von Mo-
bilität und Migration sowie zahlreicher fremdenfeindlicher Über-
griffe und rassistischer Straftaten, insbesondere auch in Deutsch-
land, unvermindert aktuell. Gewalt in der Gesellschaft beginnt in
den Köpfen der Menschen. Bildungspolitik muss daher zum Ver-
ständnis von Toleranz für ethnische, soziale, kulturelle und reli-
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giöse Gruppen und zwischen ihnen beitragen. Menschenrechte
müssen in Erziehung und Bildung stärker verankert werden.

(130) Damit Menschen weltweit Schutz vor Gewalt genießen, ist
eine Verbesserung der Friedenssicherungsmechanismen der Verein-
ten Nationen unerlässlich. Kriege konnten in den letzten Jahren
auch deswegen verhindert werden, weil stille Diplomatie, Gute
Dienste und Vermittlungsaktionen des UN-Generalsekretärs hal-
fen, Gestaltungsräume für Verhandlungen sowie den Abschluss von
Waffenstillstands- und Friedensabkommen zu schaffen. Noch mehr
Menschenleben könnten gerettet werden, wenn das UN-Sekreta-
riat zusätzliche Kapazitäten für präventive Tätigkeiten erhielte. Im
Fall einer Friedensbedrohung oder eines Friedensbruchs kommt den
UN die weltweite Autorität für die bindende Anordnung nichtmi-
litärischer Zwangsmaßnahmen (Finanzsanktionen, Flugverkehrs-,
Waffen-, Reisesanktionen, Handelsembargos etc.) zu. Dieses In-
strumentarium muss jedoch angesichts der Erfahrungen vergange-
ner Jahre weiter verbessert werden; es sollte stets konditioniert sein,
gezielt eingesetzt, wirksam durchgesetzt sowie auf geeignete Weise
überwacht werden. Dazu ist auch eine konsequente Beachtung und
Abmilderung möglicher negativer humanitärer Folgen für die Zi-
vilbevölkerung der sanktionierten Staaten und ihrer Nachbarn er-
forderlich. Es ist insbesondere nicht hinnehmbar, dass wirtschaft-
liche Sanktionen der UN, wie im Fall des Oil for Food-Programms
gegen den Irak, durch mangelnde Verantwortung des Sicherheits-
rats zum Verlust von Menschenleben unter der Zivilbevölkerung
führen.

(131) Seit Jahren wird die aus den Siegermächten des Zweiten
Weltkriegs hervorgegangene Zusammensetzung der ständigen Mit-
glieder des UN-Sicherheitsrats kritisiert. Verschiedene Reformvor-
schläge liegen dazu vor. Über Fragen der Zusammensetzung des
Gremiums hinaus ist allerdings von besonderer Bedeutung, wie sich
eine rechtsstaatsanaloge Kontrolle dieses Gremiums gestalten lässt,
um seinen Entscheidungen eine verbesserte Legitimationsbasis zu
geben. Ein erster – noch unzulänglicher – Ansatz ist in der Praxis
bereits gemacht worden: Vor der anstehenden Entscheidung über
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Sanktionen gegen den Irak wegen des Verdachts, Massenvernich-
tungswaffen zu produzieren, wurde eine unabhängige Kommission
zur Tatsachenermittlung eingesetzt, d. h., analog rechtsstaatlicher
Praxis wurde der Versuch gemacht, die Tatsachenermittlung von
der Bewertung der Tatsachen und Sanktionsdurchführung zu tren-
nen. Zudem sollte überprüft werden, ob beschuldigte Staaten oder
Personen sich im Rahmen einer nachträglichen Kontrolle an eine
unabhängige Instanz wenden können sollen. Wenn das jetzige Au-
torisierungsmonopol für die Anwendung von Gewalt zum Mono-
pol legitimer, weil öffentlich kontrollierter Erzwingungsgewalt wei-
terentwickelt werden soll, bedarf es einer Reform des Sicherheitsrates
dahingehend, dass das Abstimmungsverhalten bei substanziellen
Entscheidungen vor der Weltöffentlichkeit begründungspflichtig
wird. Daneben könnte an einen Verhaltenskodex gedacht werden,
der Klarheit schafft, in welchen Fällen Ermessensentscheidungen
der ständigen Sicherheitsratsmitglieder frei, d. h. unter Rückgriff
auf das Veto getroffen werden können, und in welchen Fällen ein
übergreifendes Interesse einen Verzicht auf das Veto gebietet (z. B.
bei Verhinderung von Genozid). Parallel dazu könnten vermehrt
Gutachten des Internationalen Gerichtshofs begleitend zur Tätig-
keit bzw. Untätigkeit des Sicherheitsrates in Auftrag gegeben wer-
den.

(132) Da die Vereinten Nationen für Friedensmissionen keine ei-
genen Truppen besitzen, sind sie von truppenstellenden Staaten
abhängig. Die Zusagen, insbesondere der europäischen Staaten, im
Rahmen des seit 1994 bestehenden »UN-Stand-by Arrangements
System« (UNSAS), das auf Abruf Kräfte und Ressourcen für UN-
Einsätze bereitstellt, sind allerdings unzureichend. Prinzipiell sinn-
voll erscheint eine Stärkung der Regionalorganisationen vor Ort,
um in Übereinstimmung mit Kapitel VIII der UN-Charta Frie-
denssicherung in regionaler Verantwortung durchführen zu kön-
nen. Insbesondere auf dem Gebiet der Nachsorge von Gewaltkon-
flikten haben Regionalorganisationen eine wichtige Verantwortung,
denn ein dauerhafter Friede und eine nachhaltige Entwicklung in
der Region werden ohne ihre Mitwirkung nicht möglich sein. Da
Afrika der Kontinent mit den meisten Konfliktherden ist, ist die
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grundsätzliche Bereitschaft der Afrikanischen Union (AU), zur Ver-
hütung von Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und
Kriegsverbrechen zu intervenieren, zu begrüßen. Allerdings zeigt
beispielsweise die Tragödie in Darfur, dass die friedensstiftende Kraft
der regionalen Akteure bislang äußerst begrenzt ist.

(133) Schätzungen zufolge flammt in etwa der Hälfte aller Länder,
die Kriege beendet haben, innerhalb von fünf Jahren die Gewalt
wieder auf. Daher wurde im Frühjahr 2006 eine UN-Kommission
für Friedenskonsolidierung eingesetzt. Diese soll die Länder bei dem
schwierigen Übergang vom bewaffneten Konflikt zum Frieden un-
terstützen und zur Schaffung von Rechtstaatlichkeit in Nachkriegs-
gesellschaften beitragen. Um die Herrschaft des Rechts und die
Entwicklung eines rechtsbasierten ius post bellum voranzubringen,
bei dem es vor allem auch um die Stärkung der Menschenrechte
sowie die strafrechtliche Aufarbeitung von Gewaltverbrechen geht,
bedarf die Kommission erheblicher materieller und personeller
Ressourcen und starken politischen Willens. Von besonderer Be-
deutung ist es, zivilgesellschaftliche Friedensinitiativen und Orga-
nisationen zu den Beratungen hinzuzuziehen und an Maßnahmen
zur Friedenskonsolidierung zu beteiligen.

4.1.2 Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen und
parlamentarischen Akteuren

(134) Um zu verhindern, dass die Globalisierung zahlreicher Poli-
tik- und Lebensbereiche auf internationaler Ebene zu Demokratie-
und Legitimationsdefiziten führt, ist es notwendig, Akteure aus
Wirtschaft, Gesellschaft und Parlamenten in die Tätigkeit interna-
tionaler Organisationen einzubeziehen. Grundsätzlich sollte im
Rahmen von public-private partnerships aber nur mit denjenigen
nichtstaatlichen Akteuren zusammen gearbeitet werden, die ihre
Fähigkeit zu einer zuverlässigen und beständigen Kooperation auf
der Basis geltenden Völkerrechts unter Beweis stellen. Bei der vom
UN-Generalsekretär im Jahre 2000 eingerichteten Partnerschaft der
Vereinten Nationen mit führenden Wirtschaftsunternehmen im
Rahmen des Globalen Pakts (Global Compact) gilt es sicherzustel-
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len, dass sich Unternehmen in glaubwürdiger Weise bemühen, den
Verpflichtungen des Pakts (Menschenrechte, Umwelt- und Sozial-
standards sowie Korruptionsbekämpfung) tatsächlich nachzukom-
men. Andernfalls stünde ein Missbrauch und damit Verlust des
Ansehens der Vereinten Nationen zu befürchten. Das Bewusstsein
des Privatsektors für die Relevanz universeller Normenerfüllung
muss geschärft werden. Der 2003 von der UN-Unterkommission
für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte verabschie-
dete Normenvorschlag für die Verantwortlichkeiten transnationa-
ler Unternehmen und anderer Wirtschaftsunternehmen in Hinblick
auf die Menschenrechte ergänzt den auf Freiwilligkeit basierenden
Globalen Pakt und richtet sich an diejenigen Zehntausende von
Unternehmen, die sich bislang einer Zusammenarbeit mit dem
Globalen Pakt verweigern. Dieser Normenvorschlag sollte weiter-
verfolgt werden. Dies ist auch zur Erhaltung der gemeinsamen Le-
bensgrundlagen unabdingbar.

(135) In den vergangenen drei Jahrzehnten kam es verstärkt zur
Gründung von nationalen und internationalen »Nichtregierungs-
organisationen« (NGOs) oder – nach neuem Selbstverständnis –
zivilgesellschaftlichen Initiativen mit Menschenrechts- und Gemein-
wohlzielen. Diese nahmen aktiv an den großen UN-Weltkonferen-
zen teil und entwickelten sich in den letzten Jahren im Bereich der
Setzung und Durchsetzung von Normen zu wichtigen Konsulta-
tionspartnern internationaler Organisationen. Zahlreiche NGOs –
darunter viele kirchliche Einrichtungen – streben nach Eingren-
zung willkürlicher staatlicher Herrschaft, prangern regelmäßig
Menschenrechtsverletzungen an, fordern Abhilfe und leisten Op-
ferschutz. Um die Interessen der Zivilgesellschaft wirksam vertre-
ten zu können, ist es nicht nur erforderlich, dass diese nichtstaat-
lichen Akteure über eine wirksame finanzielle Ausstattung verfügen,
ohne sich dabei in Abhängigkeit zu begeben, sondern auch, dass sie
gegenüber einer nationalen und internationalen Öffentlichkeit Re-
chenschaft ablegen, um ihre Tätigkeit zu legitimieren. Es hat sich
bewährt, wenn sich NGOs in Koalitionen und Netzwerken zu-
sammenschließen und gemeinsam ihr Expertenwissen im Rahmen
von Konferenzen und zwischenstaatlichen Treffen zur Verfügung
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stellen. Die entstehende Solidarität vernetzter NGOs untereinan-
der kann auch schwächere oder auch von ihrer Regierung unter-
drückte NGO-Vertreter in ihrer Tätigkeit unterstützen und sie
gegebenenfalls schützen. Wichtig ist die politische Unabhängigkeit
der NGOs, was insbesondere für die NGOs des Südens vielfach
ein Problem ist. Die Beteiligungsrechte von NGOs auf UN-Ebene
sollten weiter ausgebaut und die Tätigkeit des NGO-Verbindungs-
büros (UN-Nongovernmental Liaison Office), das sich um die Betei-
ligung von NGOs aus dem Süden Verdienste erworben hat, gesi-
chert werden.

(136) Ein für die humanitäre Friedensarbeit zentraler, nichtstaat-
licher Akteur ist die Internationale Rotkreuz- und Rothalbmond-
Bewegung, zu der neben den nationalen Gesellschaften und der
Internationalen Föderation auch das Internationale Komitee vom
Roten Kreuz (IKRK) mit Sitz in Genf zählt. Insbesondere letzteres
gewährt den Opfern bewaffneter Konflikte Schutz und Hilfe in
Situationen, in denen andere nichtstaatliche Organisationen aus
Sicherheitsgründen vielfach schon das Land verlassen haben. Ne-
ben der Hilfeleistung an die Bevölkerung besetzter Gebiete, dem
Besuch von Kriegsgefangenen, der Vermittlung von Informationen
über vermisste Personen und der Einrichtung von Krankenhäusern
setzt sich das IKRK bei den verfeindeten Regierungen beharrlich
für die Respektierung der Genfer Abkommen und seiner Zusatz-
protokolle ein. Die Internationale Rotkreuz- und Rothalbmond-
Bewegung zu unterstützen, bedeutet deshalb auch die Grundsätze
der Menschlichkeit, Unparteilichkeit und Neutralität in bewaffne-
ten Konflikten zu bejahen.

(137) Auch in dem Ausbau einer parlamentarischen Mitwirkung
auf globaler Ebene kann ein wichtiger Beitrag zur Stärkung univer-
saler Institutionen liegen. Die Vorschläge reichen von der Einrich-
tung globaler Ausschüsse, denen Abgeordnete aus den nationalen
Parlamenten angehören, bis hin zu einer Parlamentarischen Ver-
sammlung bei den Vereinten Nationen. Derartige Vorschläge sind
grundsätzlich geeignet, die Repräsentativität des internationalen
Systems zu verbessern und den Grundsatz der Gewaltenteilung auf
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globaler Ebene zu stärken. Angesichts vieler Tausend Akteure, die
potenziell ein Kooperationsinteresse haben, muss jedoch zugleich
auch die Arbeitsfähigkeit der Weltorganisation sichergestellt wer-
den. Es gilt daher sorgfältig zu klären, wo es sinnvoll ist, eigene
Beteiligungsrechte der nichtstaatlichen Akteure und parlamenta-
rischer Gremien auf Weltebene zu etablieren.

4.2 Europas Friedensverantwortung wahrnehmen

(138) Nach Jahrhunderten kriegerischer Gewalt im Innern und
kolonialer Expansion nach außen ist in Europa nach dem Zweiten
Weltkrieg – zunächst im Westen – ein großes Friedensprojekt in
Gang gekommen, das von den Menschenrechten und Normen der
UNO inspiriert und von stetig dichter werdenden ökonomischen
und zivilgesellschaftlichen Austauschprozessen getragen wird. Wel-
che positive friedenspolitische Bedeutung es hat, wenn Menschen
in vielfältige, rechtsbasierte Kooperationsbeziehungen miteinander
kommen, zeigt Europa. Die völkerrechtlichen Prinzipien der Ko-
operation und der Verständigung in Europa und auf der Ebene der
Weltgemeinschaft sind besonders nachhaltig ausgebaut worden.

4.2.1 Organisationen auf regionaler Ebene

(139) Die OSZE als eine von den Vereinten Nationen anerkannte
Regional-Organisation nach Kapitel VIII der UN-Charta über-
nimmt wichtige Funktionen etwa im Hinblick auf die Schaffung
von Rechtsstaatlichkeit, Frühwarnung, Wahlbeobachtung, den
Kampf gegen Terrorismus und organisiertes Verbrechen oder auch
den Aufbau von Polizeikomponenten. Die von der OSZE angebo-
tene Kooperation, speziell im Bereich des Krisenmanagements, er-
scheint grundsätzlich geeignet, stabilisierend zu wirken. Auch die
OSZE muss allerdings mit einem vergleichsweise niedrigen Budget
und einer relativ geringen Zahl von Mitarbeitern auskommen. Die
besonderen Stärken der OSZE im Zusammenwirken mit anderen
Organisationen sollten angemessene Beachtung finden und ausge-
baut werden.

Frieden 13.11. 13.11.2007, 11:27 Uhr89



90

(140) Die NATO versteht sich nach dem Ende des Ost-West-Kon-
flikts nicht mehr als reines Verteidigungsbündnis, sondern als eine
Sicherheitsorganisation, die neben der Aufrechterhaltung einer
Sicherheitsgarantie für ihre Mitglieder den Stabilitätsraum Europa
durch Kooperation und Aufnahme von Neumitgliedern ausweitete.
Mit ihren Truppen, ihrer Kommandostruktur und ihrer jahrzehnte-
langen Erfahrung in multinationaler militärischer Zusammenarbeit
hält sie sich darüber hinaus für Maßnahmen internationaler Krisen-
bewältigung und Friedenssicherung bereit. Nach dem Ende des Ost-
West-Konflikts und dem Wegfall der alle Mitglieder einigenden
Bedrohung ist allerdings unter ihnen Konsens über Rolle, Strate-
gien und konkrete Operationen des Bündnisses schwieriger gewor-
den. Auffassungsunterschiede müssen offener ausgetragen werden
und sollten nicht der Bündnistreue untergeordnet werden. In den
Einsatzgebieten, z.B. in Afghanistan, ist immer deutlicher erkenn-
bar, dass militärischer Einsatz allein nicht Frieden, wirtschaftlichen
Aufschwung und demokratisches Zusammenleben bewirkt, dass die
Herstellung eines »sicheren Umfelds« und der Wiederaufbau gleich-
zeitig und nicht nacheinander zu verwirklichen sind. Eine wesent-
lich engere Zusammenarbeit mit den Internationalen Organisatio-
nen, Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen sowie lokalen
Kräften ist erforderlich. Ein Einsatz der NATO außerhalb des Bei-
standsgebietes (oder gar weltweit) ohne Mandatierung durch die
UN entspricht nicht den oben genannten Anforderungen an den
Einsatz rechtserhaltender militärischer Gewalt.

(141) Der Friedensbeitrag des Europarats als der ältesten demokra-
tischen Organisation Europas ist nicht zu unterschätzen. Der Euro-
parat bietet die Möglichkeit, auf der Grundlage von Menschenrech-
ten und Rechtsstaatlichkeit an der Gestaltung eines gemeinsamen
Europas mitzuwirken. Im Kosovo ist er beispielsweise zum Schutz
der Menschenrechte und des Kulturerbes, bei der Wahlbeobachtung,
dem Aufbau der lokalen Selbstverwaltung und der Verhütung von
Kriminalität tätig. Mit dem Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte verfügt der Europarat für rund 800 Millionen Menschen über
ein gut funktionierendes, bindendes Kontrollsystem zur Über-
wachung der Grund- und Menschenrechte und damit über ein
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wichtiges, die Gerechtigkeit förderndes Instrument. Um die friedens-
politischen Ziele des Europarates zu befördern, sollte sich der
Rat der Außenminister künftig deutlicher äußern, wenn Mitglied-
staaten gegen ihre Pflichten zur Gewährleistung von Menschen-
rechten und Grundfreiheiten verstoßen.

4.2.2 Die Europäische Union als Friedensmacht

(142) Die Europäische Union (EU), entstanden aus den nach dem
Zweiten Weltkrieg gebildeten Europäischen Gemeinschaften, ist eine
epochale Friedensleistung, welche in der zweiten Hälfte des vori-
gen Jahrhunderts Geschicke und Zusammenleben der Staaten in
gänzlich andere Bahnen gelenkt hat als bis 1945. Mit ihren Werten
und Institutionen sowie dank gelungener Verrechtlichung und wirk-
samer Mechanismen der friedlichen Streitschlichtung ist sie ein
Modell für andere Regionen und von unverändert großer Anzie-
hungskraft. Durch die Aufnahme mittel- und osteuropäischer Staa-
ten kommt sie – im Zusammenwirken mit der NATO und deren
Konzept des Stabilitätstransfers durch Erweiterung und Friedens-
partnerschaften – einem freien Gesamteuropa immer näher. Dem
entspricht ein durch den konventionellen Rüstungskontrollvertrag
und das Wiener Dokument über Vertrauensbildende Maßnahmen
entstandener Raum von nie da gewesener Transparenz und Ver-
trauensbildung in militärischen Angelegenheiten. Gleichwohl sind
interne regionale Gewaltkonflikte bis heute nicht dauerhaft gelöst
(z.B. Nordirland, Baskenland, Ex-Jugoslawien), und vorhandenes
Misstrauen insbesondere im Verhältnis Russlands zur EU muss
weiterhin überwunden werden.

(143) Besonders das Unvermögen der Europäer, die Kriege auf dem
Gebiet des ehemaligen Jugoslawien zu verhindern und eine umfas-
sende Schutzverantwortung (responsibility to protect) auf dem Bal-
kan wahrzunehmen, war für die EU ein Auslöser dafür, sich ihrer
friedenspolitischen Verantwortung stärker zu stellen. Sie hat im
Rahmen der »Petersberg-Aufgaben« deutlich gemacht, dass sie auch
über Europa hinaus zur Übernahme von humanitären und Ret-
tungseinsätzen sowie zu Operationen der Friedenserhaltung und
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-erzwingung bereit ist. Die auf der Grundlage der »Gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik« (GASP) sich herausbildende »Eu-
ropäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik« (ESVP) hat sich
Instrumente und Strukturen für Entscheidungsprozesse und Ein-
satzführung geschaffen (u. a. das Politisch-sicherheitspolitische Ko-
mitee, Militärausschuss und -stab, den Zivilen Ausschuss sowie
Hauptquartiere) und entwickelt neben vielen anderen Mitteln auch
eine begrenzte militärische Handlungsfähigkeit. Erste Operationen
verschiedenen Typs hat die EU bereits durchgeführt, so z. B. in
Mazedonien, Bosnien und im Ost-Kongo.

(144) Die Europäische Sicherheitsstrategie von 2003 mit dem Titel
»Ein sicheres Europa in einer besseren Welt« fordert die Stärkung
internationaler Institutionen und des Völkerrechts und unterstreicht
das präventive Gesamtinstrumentarium der EU. Bisher vollzieht
sich aber der Prozess der steigenden Verantwortung der EU in der
Welt sowohl in militärischer als auch in ziviler Hinsicht wenig trans-
parent für Bürger und unter geringen Mitspracherechten der Parla-
mente. Vorwürfen einer Militarisierung ihrer Politik (z. B. durch
die Einrichtung von Battle Groups) muss die EU durch transpa-
rente, glaubwürdige Darlegung ihrer Lagebeurteilung und ihrer
friedenspolitisch relevanten Strategien entgegenwirken.

(145) Zur Stabilitätssicherung und zur Unterstützung von EU-Son-
derbeauftragten und Missionen betont die EU die Verbindung von
militärischer Kompetenz mit Polizeikräften, Rechtsstaatsexperten
und Fachkräften für Zivilverwaltung und Katastrophenschutz. Ein
Einsatz militärischer Gewalt als äußerstes Mittel zur Beendigung
von Gewaltkonflikten und zur Krisenbewältigung wird nicht aus-
geschlossen. Dazu werden Kampfverbände von jeweils ca. 1500
Mann (EU Battle Groups) mit kurzer Reaktionszeit für Operatio-
nen zur Befriedung von Krisenregionen aufgestellt. Als besonderes
Problem, das um der friedenspolitischen Glaubwürdigkeit willen
überwunden werden muss, erwies sich allerdings bisher immer
wieder die Bereitstellung einer ausreichenden Zahl von Polizeikräf-
ten. Wenn die europäische Außen- und Sicherheitspolitik ihrer er-
klärten Friedensverantwortung entsprechen soll, dürfen militäri-
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sche Einsätze im Rahmen der ESVP künftig nur in Übereinstim-
mung mit friedensethischen Kriterien und völkerrechtlichen Nor-
men beschlossen und durchgeführt werden und bedürfen eines
Mandats des UN-Sicherheitsrats. Eine Befolgung auch der Grund-
sätze des humanitären Völkerrechts muss selbstverständlich sein.
Deutlich weiter auszubilden und materiell zu stärken sind Struktu-
ren zur wirksamen Einbeziehung europäischer zivilgesellschaftlicher
Kompetenzen für zivile Konfliktbearbeitung. Ihr Aufbau in der
Perspektive einer umfassenden Präventionspolitik und nachhal-
tigen Friedenskonsolidierung ist dringend geboten und sollte um
der friedenspolitischen Glaubwürdigkeit willen aus allen Kompe-
tenzstreitigkeiten zwischen Kommission und Rat der EU herausge-
halten werden.

(146) Eine besondere friedenspolitische Stärke der EU liegt in ih-
ren diplomatischen Möglichkeiten und zivilen Fähigkeiten. »Zivile
Planziele« sollten daher konsequent weiterentwickelt werden. Das
Potenzial für die »Partnerschaft zur Prävention von Gewaltkonflik-
ten« im Rahmen der Göteborg-Agenda16 sollte ausgestaltet werden,
vor allem mit Blick auf Europäische Nachbarschaftspolitik, Unter-
stützung der »menschlichen Sicherheit« und Zusammenarbeit mit
der Zivilgesellschaft. In Spannungsgebieten und Nachkriegssitua-
tionen bedarf es des Ausbaus von Kapazitäten für ein umsetzungs-
orientiertes Monitoring unter Einschluss der Anhörung zivilgesell-
schaftlicher Kräfte vor Ort. Für die sorgfältige Ausbildung von
staatlichen Sicherheitskräften innerhalb der Regionen mit hoher
Gewaltträchtigkeit müssen ausreichend Mittel bereitgestellt wer-
den. Alle Erfahrungen mit bisherigen Friedenseinsätzen weisen auf
die Notwendigkeit hin, sehr genaue Kenntnisse vor Ort einzuho-
len, dabei zivilen Kräften starke Mitsprache zu geben und für ein
längerfristiges Engagement unter geklärten politischen Bedingun-
gen bereit zu sein. Zwischen Soldaten und zivilen Kräften kommt

16. Auf dem EU-Gipfel von Göteborg (15./16. Juni 2001) hat die EU in einer
Agenda Nachhaltigkeit als Kriterium festgeschrieben. Demnach müssen alle
ihre Förderprogramme wirtschaftlich, sozial und ökologisch nachhaltig ausge-
richtet sein.
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es auf situationsangemessene Kooperation an. Hier wie in anderen
Politikfeldern der EU sollte eine systematische Auswertung von
Erfahrungen, vor allem aber auch deren Umsetzung, die Politik
anleiten.17

(147) Die EU muss ihren Beitrag zur Prävention gewaltsamer Kon-
flikte insbesondere in der Behandlung von Gewaltursachen leisten.
Dazu ist hier wie auf der Ebene der Vereinten Nationen eine stim-
mige Politik in der Zielperspektive des gerechten Friedens und der
menschlichen Sicherheit nötig. Eine Politik kooperativer Sicher-
heit muss auch Nachbarstaaten einbeziehen, die nicht EU-Mitglie-
der sind, und insbesondere mit Russland ein Verhältnis entwickeln,
in dem in beider Wahrnehmung des einen Sicherheit nicht auf
Kosten des anderen geht. Der breiten nationalen wie internatio-
nalen Öffentlichkeit muss die EU ihre sicherheitspolitischen Ziele,
Interessen und Entscheidungen überzeugend darlegen. Die Über-
nahme wachsender Verantwortung im Weltmaßstab muss sich trans-
parent und unter Mitwirkung des Europäischen Parlaments und
der nationalen Parlamente vollziehen, um nicht auf dem Gebiet
von GASP und ESVP noch eher als im Hinblick auf europäische
Identität, Rechtssetzung oder Erweiterung, die Bürger Europas zu
»verlieren« und den Argwohn anderer zu erregen. Die Gestaltung
der EU als Friedensmacht ist eine Aufgabe, welche der Aufmerk-
samkeit und Unterstützung aller Bürger Europas und besonders
auch der Kirchen bedarf. Vielfältige Aktivitäten auf der Ebene der
Konferenz Europäischer Kirchen (KEK) liefern dazu wichtige Bei-
träge.

4.2.3 Rolle und Auftrag der Bundeswehr

(148) Überaus einschneidend waren für die deutschen Streitkräfte
die Veränderungen seit dem Ende des Ost-West-Konflikts. Damit

17. An dieser Stelle sei ausdrücklich auf den Beschluss der 5. Tagung der 10. EKD-
Synode in Würzburg vom November 2006 zur deutschen EU-Ratspräsident-
schaft 2007 verwiesen, der die Überschrift trägt: »Die Europäische Union als
Friedens- und Versöhnungsprojekt stärken«.
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erlosch ein Auftrag, der in der Bereitschaft zu grenznaher Landes-
verteidigung (im Zusammenwirken mit alliierten Stationierungs-
truppen) auf dem eigenen Territorium bestanden hatte. Auflösung
der Nationalen Volksarmee, Schaffung der »Armee der Einheit«, Re-
duzierung, Umgliederung und Standortschließungen fanden unter
den Bedingungen von Finanzenge, Planungsunsicherheit und sich
rasch ausweitenden Auslandseinsätzen statt. Heute hat die Bundes-
wehr als »Einsatzarmee« fast 8.000 Soldaten und Soldatinnen in neun
Friedensmissionen auf drei Kontinenten stehen, an die 200.000
haben bislang an Auslandseinsätzen teilgenommen. Die neuen Pri-
oritätensetzungen, darunter die, dass Gefährdungen wie der Terro-
rismus am Ursprungsort bekämpft werden sollen und Bedrohun-
gen »auf Abstand gehalten« werden müssten, unterstreichen die
Notwendigkeit einer breiten öffentlichen Diskussion über den Auf-
trag der deutschen Streitkräfte.

(149) Die Neuausrichtung der Bundeswehr vorwiegend auf Aus-
landseinsätze wirft viele ernste Fragen auf. Zwar ist aufgrund seiner
Größe, geographischen Lage, Bevölkerungszahl und Wirtschafts-
kraft die Mitverantwortung des vereinigten Deutschland für Frie-
den und Sicherheit in Europa und darüber hinaus unstrittig, und
die an es gerichteten Erwartungen sind offenkundig. Dies erfordert
jedoch ein friedens- und sicherheitspolitisches Gesamtkonzept, das
bisher noch nicht hinreichend erkennbar ist, jedenfalls keines, in
das sich militärische Mittel und die Teilnahme an Militäraktionen
überzeugend einfügen. Der Verdacht, es gehe bei Auslandsein-
sätzen vor allem ums »Dabeisein« oder um bündniskonformes Ver-
halten, bzw. die Außenpolitik greife aus Ratlosigkeit zum militäri-
schen Instrument, kann nur widerlegt werden, wenn ein klares völker-
rechtliches Mandat der Vereinten Nationen vorliegt und wenn
Gründe, Ziele, Aufträge sowie Erfolgsaussichten friedenspolitisch
plausibel dargelegt werden.

(150) Doch zeigen die bisherigen Erfahrungen mit militärischen
Interventionen unter deutscher Beteiligung (Kosovo, Bosnien,
Afghanistan) und die Situation im Irak, dass Rechtsstaatlichkeit und
Demokratie Ländern mit anderen Gesellschaftsstrukturen und
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geschichtlichen Traditionen nicht aufgezwungen werden können.
Aufwändig von UN, OSZE, NATO und EU organisierte, abgesi-
cherte und überwachte Wahlen sind noch keine Garantie für nach-
haltige Stabilisierung oder gar demokratische Strukturen. Zwar kann
Entwicklung in kriegsgeplagten Staaten nur in einem gesicherten
Umfeld gelingen, aber wenn die Bevölkerung keinen wirtschaft-
lichen und Entwicklungsfortschritt verspürt, droht der militärische
Schutz zum Selbstzweck zu werden, und die Soldaten der Friedens-
mission werden in zunehmendem Maße als »Besatzer« angesehen.
Die internationale Gemeinschaft muss für ein Land, in dem sie
militärisch interveniert, umfassend Verantwortung übernehmen,
und die Internationalen Organisationen, Nichtregierungsorganisa-
tionen und multinationalen Truppen müssen gut abgestimmt vor-
gehen. Für »Erfolg« im Sinne des Konzepts »Menschlicher Sicher-
heit« bedarf es angemessener Kriterien. Die Gleichzeitigkeit von
Kriegführung und Wiederaufbau, wie vermehrt in Afghanistan zu
beobachten, kann den Fortschritt in Entwicklung und Vertrauens-
bildung beinträchtigen, besonders wenn erhebliche Verluste der ein-
heimischen Bevölkerung zu beklagen sind. All dies spricht dafür,
dass ein friedenspolitisches Gesamtkonzept erarbeitet werden muss.

(151) Der Erörterung bedarf auch das gegenüber bisheriger Inter-
pretation des Artikel 87a GG erweiterte Verständnis von »Verteidi-
gung«. Einsätze der bundesdeutschen Streitkräfte, die über die Lan-
desverteidigung hinausgehen, sind auf der Grundlage des Artikel
24 Absatz 2 GG nur im Rahmen eines Systems gegenseitiger kol-
lektiver Sicherheit verfassungsgemäß. Dies ist in Anbetracht der
hier entfalteten ethischen, völkerrechtlichen und friedenspolitischen
Prinzipien nur im Falle eines durch den UN-Sicherheitsrat manda-
tierten Einsatzes legitimiert. Eine Ausrichtung der Bundeswehr auf
»Expeditions- und Interventionsfähigkeit« muss sich strikt dem
beschriebenen Rahmen einordnen, und die Implikationen einer
solchen Ausrichtung müssen öffentlich deutlich gemacht werden.

(152) Weiterhin ist problematisch, dass bei der gegenwärtigen
»Transformation« der Bundeswehr eine einseitige Prioritätensetzung
zugunsten der Auslandseinsätze erfolgt. Zwar haben die »Verteidi-
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gungspolitischen Richtlinien« und das Weißbuch von 2006 die in
der hergebrachten Form überholte »Landesverteidigung« durch die
Formel »Schutz Deutschlands und seiner Bürgerinnen und Bür-
ger« ersetzt. Dieser Aufgabe wird zwar ein hoher Stellenwert einge-
räumt, sie scheint aber konzeptionell noch wenig ausgestaltet und
der Öffentlichkeit nicht ausreichend bewusst zu sein. Angesichts
der verdichteten globalen Abhängigkeiten wird deutlich, dass dem
Schutzziel nicht mehr mit herkömmlichen Konzepten nationaler
Sicherheit gedient ist. Das hier angesprochene Verhältnis von inne-
rer und äußerer Sicherheit bedarf sorgfältiger Klärung.

(153) Bei ihrer »Transformation« wird die Bundeswehr in Eingreif-,
Stabilisierungs- und Unterstützungskräfte umgegliedert, und dies
bei knappem Haushalt und immer noch erheblichen Ausgaben für
während des Kalten Krieges konzipiertes Gerät. Wichtig bleibt dabei
die Bereitstellung geeigneter Ausrüstung und optimalen Schutzes
für die im Ausland eingesetzten Soldaten. Auch müssen die Trup-
pen für den Auslandseinsatz hinsichtlich ihrer Fähigkeiten, Ausrüs-
tung und Ausbildung in mancher Hinsicht zwischen Militär und
Polizei angesiedelt sein. Eine gründliche, offene Auswertung der
Erfahrungen in Einsatzregionen ist hierfür dringend erforderlich.
Auch das veränderte Anforderungsprofil und das »Bild des deut-
schen Soldaten« bedürfen großer Aufmerksamkeit. Verstärkt wer-
den interkulturelle Kompetenz, Vermittlungstätigkeit und Aufbau-
hilfe von ihnen verlangt. Fraglich ist, ob dieselben Truppen für
militärische Intervention ebenso wie für Stabilisierungsaufgaben
geeignet sind. Angesichts der friedenspolitischen Verpflichtungen
Deutschlands und seiner gewachsenen »Kultur militärischer Zu-
rückhaltung« ist es nicht wünschenswert, dass die Bundeswehr
ebenso »interventionistisch« wird wie manche Verbündeten-Streit-
kräfte. Aber auch das Entstehen einer »Zwei-Klassen-Bundeswehr«
aus »Kämpfern« und »Aufbauhelfern« sollte verhindert werden. Hier
stellen sich Fragen berufsethischer und kriegsvölkerrechtlicher Art
und besondere Aufgaben für die Ausbildung – nicht zuletzt auch
im Hinblick auf den Umgang mit privaten Militärunternehmen
(siehe unten, Kapitel 4.3.3) und Nichtregierungsorganisationen in
Einsatzgebieten. Untersuchungen gravierenden Fehlverhaltens auch
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auf Seiten der Angehörigen von UN-Friedensmissionen zeigen die
außerordentlich große Bedeutung kultureller und ethischer Sensi-
bilität.

(154) Das ethisch, historisch und rechtlich begründete Konzept
der Inneren Führung ist eine große Errungenschaft und ist in 50
Jahren zum Qualitätsmerkmal der neuen deutschen Streitkräfte
geworden. Das Leitbild vom »Staatsbürger in Uniform«, der Pri-
mat der Politik, der Grundrechtsschutz, die Gewissensfreiheit, Be-
fehlsgewalt und Gehorsamspflicht, die Integration der Streitkräfte
in die demokratische Ordnung, eine an der Menschenwürde orien-
tierte Ausgestaltung des Dienstes sowie zeitgemäße Menschenfüh-
rung – all dies ist in der Bundeswehr weitgehend verwirklicht.
Gleichwohl machen die in den jährlichen Berichten des Wehrbe-
auftragten des Deutschen Bundestages wiedergegebenen Verfehlun-
gen – auch von Vorgesetzten – die Notwendigkeit ständigen Ein-
übens der Grundsätze der Inneren Führung und der Überwachung
ihrer Befolgung durch konsequente Dienstaufsicht deutlich. Unter
den neuen Bedingungen multinationaler Einsätze und des damit
einhergehenden Strebens nach »Interoperabilität«, also der Befähi-
gung zu militärischem Zusammenwirken, dürfen auch angesichts
unterschiedlicher Wehrrechtssysteme die Prinzipien der Inneren
Führung nicht preisgegeben, relativiert oder nivelliert werden. Viel-
mehr sollten sie auch für multinationale Streitkräfte als wegwei-
send betrachtet und vertreten werden. Ein Aspekt der Inneren Füh-
rung, der angesichts der Auslandseinsätze Gewicht gewinnt, ist die
Fürsorge, und zwar in mehrfacher Hinsicht: Betreuung der Fami-
lien am Standort, Betreuung von Soldaten nach Einsätzen, besonders
solchen mit sehr belastenden Erlebnissen und Erfahrungen, Ver-
sorgung von verletzten und insbesondere von dauerhaft versehrten
Soldaten. Die Soldatenseelsorge leistet einen entscheidenden Bei-
trag dazu, dass Soldaten und ihre Angehörigen in schwierigen und
angefochtenen Lebenssituationen kompetente und qualifizierte
Begleitung und Unterstützung erfahren.

(155) Mit der allgemeinen Wehrpflicht werden die von ihr erfassten
Bürger einer einzigartigen Zwangspflicht, äußerstenfalls zum Ein-
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satz des eigenen Lebens im Kampf unterworfen. Die Wehrpflicht
ist mit so tiefen Eingriffen in die Grundfreiheiten, vor allem in das
elementare Recht auf Leben, verbunden, dass sie der demokratische
Rechtsstaat seinen Bürgern nur zumutet, wenn sie ausschließlich
auf die Aufgabe der Landesverteidigung bezogen und zu diesem
Zweck sicherheitspolitisch erforderlich ist. Deshalb setzt die Bun-
deswehr richtigerweise bei den Auslandseinsätzen nur Berufs- und
Zeitsoldaten sowie »Freiwillig zusätzlichen Wehrdienst Leistende«
(FWDL) ein. Falls die allgemeine Wehrpflicht auch künftig beibe-
halten werden soll, sind zwei Gesichtspunkte zu beachten: 1. Ge-
rechtigkeit bei der Heranziehung zum Wehrdienst, die auch so emp-
funden werden kann, 2. eine Gestaltung des Wehrdienstes, die den
Wehrpflichtigen eine gute Ausbildung vermittelt, angemessene Aus-
rüstung bereitstellt und das Bewusstsein gibt, gebraucht zu werden.
Beides besitzt entscheidende Bedeutung für eine weitere gesellschaft-
liche Akzeptanz der Wehrpflicht.

(156) Zu all diesen Themen sind eine breite öffentliche Debatte
und parlamentarische Erörterung nicht nur aus dem punktuellen
Anlass einer Mandatsverlängerung für die Entsendung von Trup-
pen erforderlich. Eine Enquetekommission zu Fragen der deutschen
Sicherheitspolitik wäre dafür nützlich. Auch innerhalb der Bun-
deswehr werden derartige Diskussionen zu wenig geführt, obwohl
diese Themen zentral für das Selbstverständnis einer »Armee im
Einsatz« sind und in engem Zusammenhang mit Aspekten der Le-
galität und Legitimität, der Rechtssicherheit der Soldaten und ih-
res politischen Rückhalts bei Auslandseinsätzen stehen.

4.3 Waffenpotenziale abbauen

(157) In der Zeit des Ost-West-Konflikts gab es eine lang anhalten-
de Prioritätendebatte darüber, was zuerst kommen müsse, Abrüs-
tung oder eine Friedensordnung: Wer auf die vorrangige Aufgabe
einer übergreifenden Friedensordnung setzte, argumentierte damit,
dass das klassische Sicherheitsdilemma von Staaten nur in einem
Rahmen kooperativer Beziehungen und gemeinsamer Sicherheit
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überwunden werden könne. Wer demgegenüber die Forderung nach
sofortigen Schritten zur Abrüstung stellte, konnte darauf verwei-
sen, dass die Weiterentwicklung von Rüstungstechnologien im In-
nern der Staaten eigenständige politisch-ökonomische Triebkräfte
einer inneren Rüstungsdynamik in Kraft setzt, deren Produkte der
jeweils anderen Seite bedrohlich erscheinen. Die Charta der Ver-
einten Nationen hatte auf die Frage der Vorrangigkeit allerdings
schon 1945 eine Antwort gegeben: Der Sicherheitsrat wird in Arti-
kel 26 »beauftragt […], Pläne auszuarbeiten, die den Mitgliedern
der Vereinten Nationen zwecks Errichtung eines Systems der Rüs-
tungsregelung vorzulegen sind«. In der Zeit des Ost-West-Kon-
flikts sah sich der Sicherheitsrat nicht in der Lage, diesen Auftrag zu
erfüllen. Große Abrüstungsschritte begannen Mitte der 1980er Jahre
kurz vor dem Ende des Ost-West-Konflikts und in den 1990er Jah-
ren. Dieser positive Trend ist etwa seit der Jahrhundertwende aus
verschiedenen Gründen in mancher Hinsicht beendet worden:
Offenbar trägt die Entwicklung neuer weltpolitischer Machtkon-
stellationen zu einem Trend erneuter Aufrüstung und wieder ver-
stärktem Rüstungshandel bei. Zudem ist unter dem Vorzeichen des
Kampfes gegen den internationalen Terrorismus – ausgehend von
der größten Militärmacht USA – eine neue Rüstungsdynamik in
Gang gesetzt worden. In dieser Situation ist es dringlich, den UN-
Sicherheitsrat an seine in Artikel 26 formulierte Aufgabe zur For-
mulierung von Plänen für die sog. »Rüstungsregelung« (ein Aus-
druck für Rüstungskontrolle und Abrüstung in der Sprache der
UN-Charta) zu erinnern. In Deutschland und Europa sollte den
Aufgaben der Rüstungsregelung vorrangige Bedeutung zugemes-
sen werden.

4.3.1 Rüstungsexporte

(158) Rüstungsexporte tragen zur Friedensgefährdung bei. In ex-
portierenden Ländern stärken sie eigenständige wirtschaftliche In-
teressenlagen an Rüstungsproduktion. In den importierenden Län-
dern können Waffeneinfuhren Konflikte verschärfen. Daher hat die
Bundesregierung »politische Grundsätze« für den Export von Kriegs-
waffen und sonstigen Rüstungsgütern aufgestellt, in die auch der
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EU-Verhaltenskodex für Rüstungsexporte integriert ist. Friede, Si-
cherheit und Entwicklung werden hier als Entscheidungskriterien
benannt. Gemäß den vom Stockholmer Internationalen Institut
für Friedensforschung (SIPRI) im Jahre 2006 vorgelegten Zahlen
sind die Weltrüstungsausgaben seit 1998 um 34 Prozent gestiegen.
Seit 2002 ist weltweit ein steigender Rüstungshandel festzustellen,
wobei Russland und USA mit ca. 27 bzw. 26 Milliarden US-Dollar
an der Spitze stehen, in deutlichem Abstand gefolgt von Frank-
reich, Deutschland und Großbritannien.

(159) Deutschland war in den ersten fünf Jahren des 21. Jahrhun-
derts im Weltmaßstab ein mittelgroßer Rüstungsexporteur.
Insgesamt spielen Schiffslieferungen bei den deutschen Rüstungs-
transfers die zweitwichtigste Rolle nach dem Export von Landfahr-
zeugen und dazugehörigen Komponenten. Allerdings gewinnt auch
die Lieferung von elektronischer Ausrüstung, Fertigungsanlagen mit
entsprechender Software und Technologie sowie Gerätschaften zur
militärischen Ausbildung mehr und mehr an Bedeutung. Die Mehr-
zahl der deutschen Rüstungsexporte sind für Industriestaaten be-
stimmt. Aber immerhin ein Drittel geht in Staaten, die offizielle
Entwicklungshilfe beziehen. Auch der Wert der genehmigten deut-
schen Rüstungsexporte in sog. »klassische« Entwicklungsländer hat
in den letzten Jahren drastisch zugenommen. Der zehnte Rüstungs-
exportbericht, mit dem die Gemeinsame Konferenz Kirche und
Entwicklung (GKKE) das Rüstungsexportgeschehen regelmäßig
beobachtet und kommentiert, beklagt zudem eine Abkehr vom
Grundsatz, deutsche Waffen nicht in Spannungsgebiete zu liefern,
und stellt Rüstungsexporte in den Nahen und Mittleren Osten
ebenso wie nach Südasien, Südostasien und in den Fernen Osten
fest.18 Die Problematik ambivalenter Verwendungsmöglichkeiten
(dual use) nimmt nicht nur bei den modernen wissenschaftsbasier-
ten Schlüsseltechnologien wie Elektronik, Biotechnik, Nanotech-
nik zu, sondern gilt auch für Kleinwaffen.

18. Vgl. den Rüstungsexportbericht 2006 der GKKE, Bonn und Berlin 2007 (epd
Nr. 1 vom 2. Januar 2007); dort etwa die instruktive Zusammenfassung der
Ergebnisse, S. 4–8.
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(160) Die große Gefahr, die mit Rüstungsexporten einhergeht, hat
seit je Kirchen und christliche Gruppen dazu bewogen, sich für
ihre Beendigung einzusetzen. Konzepte für Rüstungskonversion
waren dabei hilfreich. Ohne verbindliche internationale Überein-
kommen lässt sich allerdings die neue Dynamik von Rüstungspro-
duktion und Rüstungsexport nicht aufhalten. Das zeigt sich auch
daran, dass der EU-Verhaltenskodex nicht zur Eindämmung der
europäischen Rüstungsexporte geführt hat. Mit der GKKE ist ein-
dringlich davor zu warnen, sich bei rüstungsexportpolitischen Ent-
scheidungen von wirtschaftlichen Interessen an der Auslastung von
Kapazitäten leiten zu lassen.

4.3.2 Abrüstung und Rüstungskontrolle

(161) Zwar gibt es heute ein dicht geflochtenes Netz international
gültiger Abrüstungs- und Rüstungskontrollverträge, doch ist eine
partielle Aushöhlung der Rüstungskontrolle unübersehbar: Bei dem
im Chemiewaffenabkommen festgelegten Zeitplan für die Vernich-
tung chemischer Waffen sind die Chemiewaffenstaaten im Rück-
stand. Die Organisation für das Verbot chemischer Waffen (OVCW)
hat lediglich die Vernichtung von 9.600 Tonnen des deklarierten
Bestands von insgesamt 70.000 Tonnen Kampfstoffen verifiziert.
Das im Übereinkommen festgelegte Ziel, die chemischen Kampf-
stoffe bis 2012 vollständig zu vernichten, kann ohne erneuerten
politischen Willen nicht erreicht werden. Das Biowaffenübereinkom-
men wird durch die amerikanische Blockade eines Verifizierungs-
protokolls in seiner Bedeutung weitgehend entwertet. Besonders
dramatisch zeigen sich die Aushöhlungstendenzen im Falle des nu-
klearen Nichtweiterverbreitungsvertrags von 1970. Der Vertrag über
die Nichtweiterverbreitung von Kernwaffen, der 1995 unbefristet
verlängert wurde, ist in Gefahr, seine Wirksamkeit zu verlieren. Die
Überprüfungskonferenz im Jahr 2005 hat das Debakel des Nicht-
weiterverbreitungsregelwerks schonungslos offenbart. Dazu trägt
auch der Mangel an einem Kernwaffenstaaten und Nichtkernwaf-
fenstaaten einschließenden Vertrag über die Produktionseinstellung
von militärisch nutzbarem Spaltmaterial bei.
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(162) Die Rüstungsdynamik in Zeiten des Kalten Kriegs hatte zu
einem Bestand von etwa 50.000 nuklearen Sprengköpfen geführt.
Nach dem Ende des Ost-West-Konflikts wurde die Zahl nuklearer
Sprengköpfe und Einsatzsysteme in Ost und West, insbesondere in
Europa, drastisch verringert. Die Tauglichkeit der Strategie der
nuklearen Abschreckung ist jedoch in der Gegenwart überhaupt
fraglich geworden (siehe oben, Kapitel 3.3.1). Aus der Sicht evan-
gelischer Friedensethik kann die Drohung mit Nuklearwaffen heu-
te nicht mehr als Mittel legitimer Selbstverteidigung betrachtet wer-
den. Mit dieser Aussage wird – in einer veränderten historischen
Situation – bewusst eine friedensethische Position vertreten, die von
These VIII der Heidelberger Thesen von 1959 abweicht (siehe oben,
Ziffer 109, Anm. 14). Es bleibt allerdings umstritten, welche poli-
tischen und strategischen Folgerungen aus dieser gemeinsam getra-
genen friedensethischen Einsicht zu ziehen sind:

(163) Gemäß einer Argumentationslinie ist Drohung als notwen-
diger Bestandteil von Abschreckung eine Folge der Wahrnehmung
bereitgehaltener Waffenpotenziale und führt in einen Teufelskreis
wechselseitiger Bedrohungswahrnehmungen. Um der Glaubwür-
digkeit des Abschreckungsprinzips willen ließ sich die politische
Funktion von Nuklearwaffen noch nie von operativen Planungen
trennen, die – wenn die Abschreckung versagt – auch nukleare Krieg-
führung vorsehen. Nach aller Erfahrung ist Abschreckung notwen-
digerweise mit weiterer nuklearer Umrüstung, Aufrüstung und
Waffenmodernisierung verbunden, wozu auch neue Raketenabwehr-
technologien gehören. Die sich aus dem NPT ergebenden Abrüs-
tungsverpflichtungen werden auch dann untergraben, wenn die
Modernisierung auf der Basis verringerter Waffenpotenziale erfolgt.
Wenn es die traditionellen Nuklearmächte an Ernsthaftigkeit bei
der Befolgung ihrer Abrüstungsverpflichtungen fehlen lassen, ist
das NPT-Regelwerk insgesamt gefährdet. Denn die Anwendung von
Doppelstandards kann bei davon betroffenen Regierungen und
Bevölkerungen zu gefährlichen »Trotzreaktionen« führen und Be-
strebungen zum Erwerb von Atomwaffen noch verstärken. Frie-
densethisch geboten ist daher nach dieser Argumentationslinie die
vollständige nukleare Abrüstung. Konkrete Schritte dazu sind ein
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nuklearer Teststopp, die Beendigung der Produktion von spaltba-
rem Material für Waffenzwecke, die Einrichtung kernwaffenfreier
Zonen und die vollständige Beseitigung der noch aus Zeiten des
Ost-West-Konflikts stammenden nichtstrategischen Kernwaffen.

(164) Eine andere Argumentationslinie betont, man müsse sich, auch
ohne jemandem explizit zu drohen, mit potenziellen Bedrohungen
– nicht zuletzt durch die wachsende Zahl von atomar gerüsteten
Staaten und die Gefahr, dass auch Terrorgruppen mit Massenver-
nichtungswaffen ausgestattet werden könnten – auseinandersetzen.
Insofern bleibt die Abschreckung gültiges Prinzip. Ihr dienen kon-
ventionelle und nukleare Waffen, wobei nukleare Waffen als poli-
tische und nicht als Kriegführungswaffen angesehen werden. Das
Vorhandensein eines solchen Potenzials soll einen möglichen Geg-
ner davon abhalten, andere anzugreifen, zu erpressen oder unter
Druck zu setzen. Diese »Abhaltung« geschieht dadurch, dass der
Angreifer für den Fall des Einsatzes nuklearer Waffen mit inakzep-
tablem, unkalkulierbarem Schaden rechnen müsste. Dabei muss das
Risiko eines Versagens der Abschreckung verantwortlich mitgedacht
werden. Aber das Dilemma wäre nicht geringer, wenn man einseitig
darauf verzichtete, der Bewaffnung einer zunehmenden Zahl von
Atommächten Entsprechendes entgegenzusetzen. Machthabern, die
hauptsächlich an Überleben und Machterhalt interessiert sind, kann
nicht von vornherein Irrationalität unterstellt werden. Auch die Be-
fürworter dieser Argumentationslinie verweigern sich nicht dem ethi-
schen Postulat nach nuklearer Abrüstung. Aber sie sind der Über-
zeugung, dass selbst eine völlig nuklearwaffenfreie Welt keineswegs
stabil wäre, weil Atomwaffen nicht »wegerfunden« werden können.
Es ist in dieser Sichtweise schwer vorstellbar, wie im Falle von Span-
nungen das Ausbrechen eines erneuten, äußerst destabilisierenden,
nuklearen Rüstungswettlaufs um die wiederum »erste Atombom-
be« verhindert werden könnte.

(165) Die meisten Menschen, die durch Waffengewalt sterben, kom-
men durch sog. Kleinwaffen und leichte Waffen um. Zu diesen zäh-
len u.a. Revolver, Maschinenpistolen, schultergestützte Boden-Luft-
Raketen und Handgranaten. Dem in Oxford erscheinenden Small
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Arms Survey von 2005 zufolge sind etwa 639 Millionen solcher Klein-
waffen im Umlauf. Ihr hoher Verbreitungsgrad hat verschiedene
Ursachen. Sie reichen von der angebotsorientierten Lobbypolitik
einschlägiger Verbände über die Selbstbewaffnungsoptionen von
Bürgern, deren Regierungen unzureichend oder gar nicht für innere
Sicherheit sorgen, die Situation fragiler Staaten bis zum Missbrauch
von Kindern in Gewaltkonflikten. Nachdem der Versuch eines UN-
Aktionsprogramms, die Kontrolle von Produktion und Handel von
Kleinwaffen verbindlicher zu machen, missglückte, gibt es eine neue
Initiative für ein Waffenhandelsabkommen (Arms Trade Treaty),
ebenso wie Initiativen der EU. Die Bundesregierung unterstützt diese,
gleichzeitig hat sich jedoch nach Angaben des GKKE Rüstungsex-
portberichts 2006 der Wert deutscher Ausfuhrgenehmigungen für
Kleinwaffen militärischer Zwecke zwischen 1996 und 2005 versie-
benfacht. Auch von der Anhäufung und Verbreitung kleiner und
leichter Waffen gehen nicht zu unterschätzende Bedrohungen für
Frieden, Stabilität und nachhaltige Entwicklung aus. Die Verbrei-
tung dieser Waffenkategorie weltweit ernsthaft und verbindlich zu
bekämpfen, ist deshalb ein friedenspolitisches Ziel, das auch christ-
liche Initiativen unterstützen.

(166) Die Bedeutung zivilgesellschaftlicher Initiativen und christ-
lichen Engagements zeigt sich auch hinsichtlich der Antipersonen-
minen und der Streumunition, deren Schrecken im Sommer 2006
im Libanon erneut deutlich wurden. Das 1997 in Ottawa geschlos-
sene Abkommen über das Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der
Herstellung und der Weitergabe von Antipersonenminen und über
deren Vernichtung ergänzt durch das Protokoll über das Verbot oder
die Beschränkung des Einsatzes bestimmter konventioneller Waf-
fen, die übermäßiges Leid verursachen oder unterschiedslos wirken
können, hat gewisse Verbesserungen erreicht. Dem Übereinkom-
men gehören 144 Vertragsstaaten an. Die Weitergabe von Minen
wurde nahezu zum Stillstand gebracht, Bestände von 31 Millionen
Minen wurden vernichtet, große Landflächen schon von Minen
geräumt. Doch führen auch hier nicht alle Vertragsstaaten das Ab-
kommen vollständig durch, und bei den Nichtvertragsstaaten la-
gern riesige Minenbestände. Das Aktionsbündnis von Hunderten
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von Nichtregierungsorganisationen, in Deutschland darunter Brot
für die Welt, Christoffel-Blindenmission, Deutsche Welthunger-
hilfe, Deutscher Caritasverband, Diakonie, Katastrophenhilfe, EI-
RENE International (Mitglied in der AGDF), Justitia et Pax ver-
sucht gegenwärtig, den bisherigen Teilerfolg im Bereich der
Antipersonenminen auch auf die Problematik von Streumunition
auszudehnen. Diese Bemühungen sind mit Nachdruck zu unter-
stützen.

4.3.3 Privatisierung staatlicher Sicherheitsaufgaben,
Söldnertum und Paramilitärs

(167) Eine Politik, die eine Stärkung der internationalen Friedens-
ordnung als Rechtsordnung anstrebt, muss sich auch mit Tenden-
zen zur Erosion des staatlichen Gewaltmonopols durch Privatisie-
rung von Sicherheitsaufgaben auseinandersetzen. Diese Tendenz
findet sich in vielfältigen Versuchen verschiedener westlicher Staa-
ten, zuvor als Staatsaufgaben betrachtete Politikbereiche in private
Hände und Marktökonomie zu überführen (outsourcing). Die Streit-
kräfte der Bundesrepublik Deutschland sind auch unter diesem
Gesichtspunkt in Teilbereichen – mit ökonomisch unterschied-
lichen Ergebnissen – reformiert worden. Friedenspolitisch besonders
problematisch ist es, wenn militärbezogene Dienstleistungsunter-
nehmen Aufträge im Rahmen von Kriegsoperationen bekommen.
Weltweit publik geworden ist diese Praxis insbesondere durch Häft-
lingsmisshandlungen in Militärgefängnissen im Irak, an denen
Angehörige privater Militärfirmen der USA beteiligt waren. In an-
deren Fällen hat der Einsatz privater Militäranbieter internationale
Regelungen auf UN-Ebene unterlaufen, insofern das Lieferverbot
von Waffen umgangen wurde, wie beispielsweise in Sierra Leone
und in Bosnien.

(168) Befürworter privater Sicherheits- und Militärunternehmen
heben deren Effizienz hervor und einen möglichen positiven Bei-
trag auch im Rahmen von Friedensmissionen. Aus friedensethischer
Perspektive reicht es jedoch nicht, auf momentane Erfolge bei der
Stabilisierung in einem Land zu verweisen. Die internationale Ge-
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meinschaft bzw. westliche Staaten machen sich unglaubwürdig und
untergraben jede ernst zu nehmende Friedensstrategie, wenn priva-
tes Militär- oder Verhörpersonal außerhalb militärischer, bzw. poli-
zeilicher Befehlsstrukturen eingesetzt wird und nicht zur Verant-
wortung gezogen wird. Dies ist analog dem Verhalten von
Regierungen in Dritte-Welt-Ländern zu bewerten, die sich mit Pri-
vatarmeen umgeben, Paramilitärs bei der Bekämpfung von Auf-
ständischen einsetzen und so selbst zur Auflösung eines legitimen
staatlichen Gewaltmonopols beitragen. Im Einsatz von Zwangsmit-
teln im politischen Auftrag, aber ohne rechtsstaatliche Kontrolle ist
die Gefahr angelegt, das Fundament für verantwortliches staat-
liches Handeln und zwischenstaatliche Übereinkommen zu zer-
stören. Das demokratische Prinzip parlamentarischer Kontrolle und
Rechenschaftspflichtigkeit verlangt, dass entsprechenden Entwick-
lungen Einhalt geboten werden wird. Daher sollten, wie die GKKE
fordert, Verträge deutscher Sicherheitsfirmen zur Ausbildung, Ver-
mittlung und Entsendung bewaffneten Personals analog allgemei-
nen Rüstungsexportbestimmungen kontrolliert werden.

(169) Die hohe Bedeutung, die der Entwaffnung und Demobili-
sierung, vor allem aber der Reintegration ehemaliger Soldaten und
bewaffneter Kämpfer für den Aufbau von sozialen und wirtschaft-
lichen Friedensstrukturen zukommt, ist in Deutschland aus leid-
voller Erfahrung bekannt. Diesbezügliche Initiativen in von Ge-
walt zerrissenen Ländern – wie z. B. Kolumbien oder Liberia –
brauchen besondere Kompetenz. Es gilt zu sichern, dass der von
internationalen Institutionen unterstützte Aufkauf von Waffen tat-
sächlich so beschaffen ist, dass die Waffen aus dem Verkehr gezo-
gen werden, wodurch ein legitimes staatliches Gewaltmonopol ge-
stärkt werden kann. Frühere Kombattanten, insbesondere Kinder
und Jugendliche, bedürfen der Unterstützung, um erlittene Trau-
mata überwinden und neue zivile Selbstbilder entwickeln zu kön-
nen. Kinder als Soldaten zu halten und zu Kampfeinsätzen zu zwin-
gen, muss als eines der schwersten Verbrechen geächtet und von
nationalen und internationalen Strafgerichten verfolgt werden. Kir-
chen haben hier im Rahmen der Ökumene und des interreligiösen
Dialogs die Aufgabe, Wege zur Überwindung solcher Praktiken zu
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finden. Dazu gehört, das spirituelle Fundament für die Heilung
verwundeter Seelen bei Tätern und Opfern zu legen und die An-
bahnung neuer sozialer Beziehungen zu bewirken. Junge Männer,
die ihr männliches Selbstwertgefühl aus Waffenbesitz gezogen ha-
ben und auch ihre Wirtschaftsexistenz darauf aufbauten, brauchen
Perspektiven für ein ziviles, würdevolles Leben.

4.4 Zivile Konfliktbearbeitung ausbauen

(170) Im Rahmen des Konzepts des gerechten Friedens ist zivile
Konfliktbearbeitung eine vorrangige Aufgabe. In der Zeit der Hoch-
rüstung während des Ost-West-Konflikts galt die friedensethische
Aufmerksamkeit insbesondere Problemen der zwischenstaatlichen
Beziehungen und Abrüstung und damit dem Schutz vor Furcht
und Waffengewalt. Erst die Überwindung des Ost-West-Konflikts
öffnete den Blick wieder für die Bedingungen inneren Friedens. In
der EKD-Schrift »Schritte auf dem Weg des Friedens« von 1994
wurden unter dem Begriff der zivilen Konfliktbearbeitung verschie-
dene Aktivitäten beschrieben, denen sich vor allem auch christliche
Initiativen und Friedensgruppen widmen, um friedensförderliche
Strukturen innerhalb von Gemeinwesen zu ermöglichen. Unter-
stützt durch eine Reihe von Weltkonferenzen der Vereinten Natio-
nen und sie begleitende zivilgesellschaftliche Foren zu globalen Pro-
blemen werden in der Gesellschaftswelt und in der Staatenwelt neue
Konzeptionen entwickelt und Akzente gesetzt, die sich besonders
der Qualität der sozialen Beziehungen innerhalb von Gemein-
wesen widmen. Weltweit bilden sich Initiativen, Prozesse und Institu-
tionen zur zivilen Konfliktbearbeitung heraus. In Deutschland wird
dies exemplarisch deutlich am Beispiel des »Ökumenischen Diens-
tes im Konziliaren Prozess« (Schalomdiakonat), einer Mitglieds-
organisation der Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden (AGDF).

4.4.1 Aufgaben und Träger ziviler Konfliktbearbeitung

(171) Die Anerkennung von Konflikten als allgegenwärtigem Tat-
bestand in einer differenzierten und auf Vielfalt beruhenden dyna-
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mischen Gesellschaft ist in modernen Demokratien selbstverständ-
lich geworden, ebenso eine breit verankerte verinnerlichte Haltung
zur gewaltfreien Austragung von Konflikten. Im Innern von poli-
tisch stabilen, modernen Gemeinwesen gibt es in historischen Kämp-
fen entstandene institutionelle und emotionale Garantien für eine
verlässliche Sicherung und Vorbeugung gegen Gewalt – im Privat-
bereich, im gesellschaftlichen Verkehr und in öffentlichen Angele-
genheiten. Allerdings zeigen rassistisch und sexistisch motivierte
Gewalttaten sowie terroristische Anschläge an, dass in allen Gesell-
schaften, besonders aber solchen, die sich mit raschem sozialen
Wandel auseinandersetzen müssen, institutionalisierte und verin-
nerlichte Formen gewaltfreier Streitbeilegung unter veränderten
Umständen immer erneuter Bekräftigung bedürfen. Konfliktregu-
lierende Institutionen müssen ständig weiter entwickelt werden, um
ihre zivilisierende Funktion erfüllen zu können. Das Bewusstsein
für die politische Bedeutung eines gewaltfreien Umgangs mit un-
vermeidlichen Konflikten ist entsprechend in den letzten Jahren
verbreitet und geschärft worden. Schlichtungsverfahren und Kon-
fliktmediation finden in vielen gesellschaftlichen Bereichen (von der
Ausbildung von Konfliktlotsen in der Schule bis zu Vorkehrungen
konstruktiver Konfliktbearbeitung in Großorganisationen) zuneh-
mendes Interesse. Die vielfältigen kirchlichen und nichtkirchlichen
Aktionen zur Unterstützung und Befähigung jener Gesellschafts-
mitglieder, deren Interessen in bestehenden Institutionen bisher nur
schwach oder gar nicht vertreten werden, müssen gestärkt werden.

(172) Gewaltfreie Formen der Konfliktbearbeitung, wie wir sie im
Innern von intakten Gemeinwesen kennen, existieren zwischen Staa-
ten nur in beschränktem Maße. In der modernen Staatenwelt war es
vor allem die Aufgabe außenpolitischer Funktionsträger und der
Diplomatie, die Beziehungen zwischen den Staaten zu regeln. Mit
dem Ausbau eines sich nach Politikfeldern ausdifferenzierenden Völ-
kerrechts auf Grundlage der UN-Charta – vom Umweltschutz über
Rechte bei der Arbeit bis zum Konzept »Menschliche Sicherheit« –
ist nicht nur ein völkerrechtlich neues Konzept (eingeschränkter)
staatlicher Souveränität (new sovereignty) zum Tragen gekommen,
sondern die klassische Außenpolitik ist durch privatwirtschaftlichen
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und zivilgesellschaftlichen Einfluss auch vielfältig erweitert worden.
Dabei stellt sich als neue Aufgabe, eine kohärente Position in den
verschiedenen Außenbeziehungen Deutschlands und Europas aus-
zubilden. Z. B. dürfen nicht von Wirtschafts- und Kulturbeziehun-
gen, Sicherheitskooperation und Entwicklungszusammenarbeit
miteinander unvereinbare Signale ausgehen.

(173) Auf internationaler Ebene wird heute bei ziviler Konfliktbe-
arbeitung von verschiedenen »diplomatischen Pfaden« (multi-track
diplomacy) gesprochen: Neben dem klassisch-diplomatischen ers-
ten Pfad finden sich verschiedene nichtstaatliche Pfade von Kir-
chen und religiösen Organisationen, von Nichtregierungsorganisa-
tionen und politischen Stiftungen, aber auch von einzelnen Bürgern
und Wirtschaftsakteuren. Diese Vielzahl der Pfade und Akteure
verdeutlicht, dass die Einwirkung auf internationale Konfliktfelder
mehrdimensional ist. In diesem Zusammenhang ist auch auf das
Friedenspotenzial der Religionen hinzuweisen.19 Mit den Begriffen
der zivilen bzw. konstruktiven Konfliktbearbeitung wird ausge-
drückt, dass es nicht um Konfliktvermeidung an sich und auch nicht
nur um Konfliktvorbeugung in einem frühen Stadium drohender
Gewalteskalation geht (wie im Begriff conflict prevention nahege-
legt), sondern um die Vermeidung eskalationsträchtiger politischer
Konflikte und um die möglichst dauerhafte Vorbeugung gegen eine
gewaltträchtige Austragung von Konflikten in jedweder Phase eines
Konflikts, also auch um die Verhinderung eines Rückfalls in ge-
walttätige Formen der Auseinandersetzung.

(174) Wenn zivile Konfliktbearbeitung gelingen soll, muss allerdings
die Konfliktphase berücksichtigt werden: Wenn Auseinandersetzun-
gen eskalieren und bestehende Regeln der Konfliktbearbeitung sich
als unzureichend erweisen oder außer Kraft gesetzt werden, kommt
es vorrangig auf Verfahren an, die der Verhinderung gewalttätiger

19. Vgl. hierzu die ermutigende Studie des Mitarbeiters der Forschungsstätte der
Evangelischen Studiengemeinschaft (e.V.), Markus Weingardt: Religion Macht
Frieden: Das Friedenspotenzial von Religionen in politischen Gewaltkonflik-
ten, Stuttgart 2007.
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Auseinandersetzungsformen dienen. Im Fall schon eingesetzter
Gewalt geht es um Deeskalation von Gewalt. Und nach einer for-
malen Beendigung gewalttätiger Formen von Auseinandersetzung
muss eine dauerhafte Konsolidierung, also eine Verstetigung ge-
waltloser Konfliktbearbeitung durch Institutionen und verlässlich
befolgte Regeln angestrebt werden, sowie die Entwicklung neuer
Lebensperspektiven vor Ort durch Armutsbekämpfung und Auf-
bau einer Friedenswirtschaft. Von besonderer Bedeutung ist zivile
Konfliktbearbeitung beim Beginn einer krisenhaften Entwicklung
und in der Phase nach Beendigung kriegerischer Handlungen.

(175) Der Deutsche Bundestag hat mehrfach die Bedeutung ziviler
Konfliktbearbeitung unterstrichen. Mit dem ressortübergreifenden
Aktionsplan der Bundesregierung »Zivile Krisenprävention, Kon-
fliktbeilegung und Friedenskonsolidierung« sollen seit 2004 der
zivilen Konfliktbearbeitung mehr politisches Gewicht verschafft,
neue Wege für interministerielle Abstimmungen eingeschlagen und
zivilgesellschaftliche Kompetenzen besser beachtet werden. Diese
Aufgabe ist äußerst dringlich.

(176) Die vielfältigen Erfahrungen der unterschiedlichen friedens-
politisch aktiven Akteure müssen zusammengetragen und ausge-
wertet werden. Sinnvollerweise haben sich die beiden Verbünde für
Friedensdienst (die AGDF und das Forum ZFD) mit den aner-
kannten Trägerorganisationen für Entwicklungsdienst (darunter
Evangelischer Entwicklungsdienst/Dienste in Übersee, EIRENE)
zu einem »Konsortium Ziviler Friedensdienst« zusammengeschlos-
sen, um ihre Erfahrungen in Krisenregionen untereinander auszu-
tauschen. Als Beispiel für neue Formen der Zusammenarbeit zwi-
schen zivilgesellschaftlichen und staatlichen Akteuren sind neben
dem Aktionsplan »Zivile Krisenprävention, Konfliktbeilegung und
Friedenskonsolidierung« die Konstitution der Arbeitsgemeinschaft
Entwicklungspolitische Friedensarbeit (FriEnt) zu nennen. Weite-
re Möglichkeiten zum Erfahrungsaustausch und zur gemeinsamen
Sicht auf Problemlagen in Krisenregionen sollten erprobt werden
und folgenreich ausgewertet werden.
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(177) Die Vielfalt der Aktivitäten, die es zu vernetzen gilt, erstreckt
sich zum Beispiel auf:

– Unterstützung und Aufbau von zivilen Strukturen in Konflikt-
und Krisenregionen (z. B. Förderung von Nichtregierungsorga-
nisationen, Beratung und Begleitung beim Aufbau von Institu-
tionen)

– Förderung und Aufbau demokratischer Strukturen und Rechts-
organe (z. B. Wahlbeobachtung, Monitoring von Polizei, Gerichts-
verfahren und Gefängnissen, Beratung von Parteien und beim
Aufbau oder der Reform von Rechts- und Sicherheitssystemen)

– Verständigung über Werte und Maßstäbe für gesellschaftliches
Zusammenleben (z. B. Unterstützung von Wahrheitsfindung und
Versöhnung, interreligiöse Dialoge und Mediationsangebote)

– Einflussnahme auf politische Prozesse der Meinungs- und Ent-
scheidungsbildung (z. B. Monitoring bei Menschenrechtsverlet-
zungen, Ermutigung lokaler Akteure für friedenspolitische Ak-
tivitäten)

– Maßnahmen zur Deeskalation gewaltförmiger Konflikte (z. B.
Begleitung gefährdeter Personen, Dialoge mit Konfliktparteien),
friedenspädagogische Bildungsarbeit (z. B. Qualifizierungsange-
bote, gemeinsame Projekte mit Konfliktparteien)

– Netzwerkbildung und Förderung von Friedensallianzen (z. B.
Unterstützung von Erfahrungsaustausch auch zwischen verschie-
denen Konfliktregionen – wie etwa Nordirland und Kosovo –
Politikberatung)

– gezielte Öffentlichkeitsarbeit (z. B. Beratung bei Berichterstat-
tung, Ausbildung von Friedensberichterstattern)

– bildungspolitische Maßnahmen (z. B. Mediation in Schulen,
Veranstaltung von Malwettbewerben, wie in Mazedonien zum
Thema »Wie ich mir den Frieden vorstelle«)

– Demobilisierung und Reintegration von Exkombattanten (z. B.
durch Beratung, Traumaverarbeitung, Kampagnen gegen Klein-
waffen und Antipersonenminen)

– Förderung von Friedensforschung sowie Beachtung der sozio-
kulturellen Aspekte des Geschlechterverhältnisses für Fragen von
Gewalt und Frieden in den verschiedenen Handlungsfeldern.
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Im Sinne nachhaltiger Friedenspolitik kommt es darauf an, dass
die Gesamtheit der Aktivitäten gefördert und offiziell politisch ge-
stützt wird, einschließlich der Möglichkeit, aus Fehlern für die künf-
tige Praxis zu lernen. Noch kann nicht davon die Rede sein, dass
sich die politische Gesamtausrichtung von der Perspektive der zivi-
len Konfliktbearbeitung leiten lässt.

4.4.2 Anforderungen an zivile Konfliktbearbeitung von außen

(178) Erfolgreiche zivile Konfliktbearbeitung hat viele Vorausset-
zungen. Unabdingbar ist eine eingehende Kenntnis der konflikti-
ven Sachverhalte, der Streitparteien und der geltenden bzw. miss-
achteten Regeln am Ort des Geschehens, ferner eine enge
Zusammenarbeit mit den Kräften vor Ort, die sich selbst für ein
Ende von Gewalt und für friedensfördernde Innovationen enga-
gieren. So kann dem Tatbestand Rechnung getragen werden, dass
dauerhafter Friede zuallererst eine interne Angelegenheit ist (ow-
nership), die – auch bei aller gebotenen Umsicht – von außen
bestenfalls befördert werden kann.

(179) Der zunächst mit der UN-Kommission für Friedenskonsoli-
dierung verbundenen Idee der Prävention schlägt innerhalb der Staa-
tenwelt nach wie vor Skepsis entgegen; sie scheint nicht den Souve-
ränitätsansprüchen vieler Länder, besonders des Südens, zu genügen.
Innerhalb der UN-Friedensstrategien, zu denen auch peace keeping
(als Friedenssicherung durch Auseinanderhalten der bewaffneten
Konfliktparteien) sowie peace making (als Beendigung von Kampf-
handlungen) und peace enforcement (als militärische Sicherung des
Friedens) gehören, soll mit der neuen organisatorischen Einheit
insbesondere der Aufgabe des peace building, also der Friedenskon-
solidierung, Nachdruck verliehen werden. Bedenkt man, dass gera-
de die nicht gelungene Konsolidierung ein wichtiger Grund für
den Rückfall in gewaltsame Konfliktaustragung ist, kann in der
Entwicklung rechtsbasierter Grundsätze und Maßnahmen in Nach-
kriegssituationen allerdings auch eine Präventionsaufgabe gesehen
werden. Insbesondere die Zusammenarbeit der UN-Kommission
für Friedenskonsolidierung mit gemeinwohlorientierten zivilgesell-
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schaftlichen Akteuren, um die Bildung friedensfähiger Gesellschaf-
ten zu unterstützen, ist dringend geboten.

(180) Dabei hilft es, wenn die beteiligten Akteure ihren eigenen
besonderen Beitrag im Kontext der politischen Rahmenbedingun-
gen reflektieren: Zivilgesellschaftliche Organisationen, die vor al-
lem von den Idealen sozialer Bewegungen sowie von Menschen-
rechten inspiriert sind, müssen beachten, dass politischer Erfolg –
z. B. bei Kampagnen gegen Kleinwaffen oder gegen die Rekrutie-
rung von Kindersoldaten – nur dauerhaft ist, wenn die in den Kam-
pagnen angestrebten Ziele auch auf die Agenda der Regierungsor-
ganisationen gesetzt werden. Und für Organisationen, die in erster
Linie mit konkreten Hilfsangeboten vor Ort tätig sind, ist es wich-
tig, die Auswirkungen der eigenen Tätigkeiten auf die lokalen
Machtverhältnisse selbstkritisch zu beachten. Unterschiede in der
konkreten Ausrichtung der jeweiligen Tätigkeit sind unvermeid-
lich, bedürfen aber immer erneut der Verständigung. Gerade das
Aufgabenbündel: Demobilisierung, Entwaffnung und Reintegra-
tion zeigt, wie wünschenswert und notwendig ein abgestimmtes
Handeln zwischen den verschiedenen Akteuren ist, die von außen
auf Konfliktsituationen einwirken.

(181) Wenn zivile und militärische Akteure unter dem Vorzeichen
von UN-Friedensmissionen gleichzeitig an einem Ort tätig sind,
kommt es entsprechend dem Grundsatz des Vorrangs der zivilen
Mittel darauf an, alle Aktivitäten unter der Perspektive einer den
Frieden dauerhaft befördernden Umgestaltung innerer Beziehun-
gen von Gemeinwesen zu prüfen und vorausschauend aufeinander
abzustimmen. Unter dieser Perspektive muss konkret und im De-
tail geklärt werden, wie die je besonderen Kompetenzen der ver-
schiedenen Akteure zum Zuge kommen können, also beispielsweise
die Fähigkeit, neue Verbindungen zwischen Menschen zu knüp-
fen, Bildungsprozesse anzustoßen und zivile Strukturen in Ökono-
mie und Verwaltung zu unterstützen oder aber das überlebenswich-
tige Know-how für den Schutz gegen bewaffnete Übergriffe.
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4.4.3 Förderung von Lernprozessen

(182) Entscheidend sind Lernprozesse bei allen Beteiligten, damit –
insbesondere in Krisengebieten und Notsituationen – nicht das
Eigeninteresse externer Akteure (Hilfsorganisationen eingeschlossen)
im Vordergrund steht, sondern die Prozesse des materiellen und so-
zialen Wiederaufbaus der von Gewalt und Not zerrissenen Gemein-
wesen unterstützt werden. In den 1996 vorgelegten »Konzeptionel-
len Überlegungen zur Zukunft christlicher Friedensdienste«20 war
die Notwendigkeit steten Überdenkens eigener Praktiken und einer
Haltung der Lernbereitschaft unterstrichen worden. Eine im Jahr
2005 vorgelegte Selbstauswertung von sechs Jahren Praxiserfahrung
mit Zivilem Friedensdienst zeigt die Bemühungen um systema-
tische Selbstreflexion. Selbstkritisch hervorgehoben werden mangelnde
Verfahren zur Wirkungsabschätzung des eigenen Tuns. Als proble-
matisch gilt zudem das Fehlen von Kontakten zu lokalen Kriegs-
allianzen, die den dauerhaften Erfolg von aufgebauten Friedens-
allianzen verhindern. Angesichts dieser kritischen Selbstreflexion
muss allerdings auch auf die vergleichsweise immer noch äußerst
geringen finanziellen Mittel verwiesen werden, die in Deutschland
und anderenorts für zivile Konfliktbearbeitung zur Verfügung
stehen. Die gebotenen Lernprozesse sollten bei der öffentlichen Fi-
nanzierung mitberücksichtigt werden. Allerdings bedarf es für die
Vermeidung von schönfärberischen Projektbewertungen auch einer
entsprechenden Führung und Förderung, die eine Benennung von
(eigenen) Fehlern und Verbesserungsvorschlägen honoriert und nicht
bestraft.

(183) Die Kooperationsmöglichkeiten zwischen staatlicher Politik
und den gesellschaftlichen Trägern für zivile Konfliktbearbeitung
werden noch längst nicht im Sinne einer ressortübergreifenden
Querschnittsaufgabe genutzt. Auf nationaler, europäischer und in-
ternationaler Ebene sind noch keine ausreichenden institutionellen

20. Diese Überlegungen bildeten die Basis für die Beschlüsse der EKD-Synode
von Borkum (1996) zur Zukunft christlicher Friedensdienste und zum zivilen
Friedensdienst.
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Grundlagen geschaffen worden, um unvermeidbare Zielkonflikte
– z. B. zwischen notwendigerweise interner Konfliktbearbeitung
(ownership) und notwendiger Veränderung politischer Machtver-
hältnisse – auf friedensförderliche Weise zu bewältigen. Kompe-
tente zivile Konfliktbearbeitung von außen erfordert, dass örtliche
Gegebenheiten zu keinem Zeitpunkt aus dem Blick geraten, damit
dort zivile Konfliktbearbeitung »internalisiert« werden kann: Zivi-
le Konfliktbearbeitung bedeutet, auf Weitsicht und Langfristigkeit
zu setzen. Von außen sind dafür möglichst widerspruchsfreie Sig-
nale in die Krisen- und Gewaltregionen hinein notwendig. Konti-
nuität und Verlässlichkeit sind gerade auch angesichts wechselnder
Personen im Einsatz unabdingbar. Von besonderer Bedeutung ist
es, dass auch alltägliche Strategien und Aktivitäten mächtiger in-
ternationaler Organisationen und privatwirtschaftlicher Akteure
hinsichtlich ihrer faktisch friedenspolitisch relevanten Folgewirkun-
gen auf die lokale zivilgesellschaftliche Ebene untersucht und be-
wertet werden: Deren Aktivitäten können hilfreich sein, aber auch
zu Verwerfungen führen. Respekt und Konfliktsensibilität müssen
für alle Politikfelder gelten, auch für alle Beziehungsfelder der Zi-
vilgesellschaft und Handlungen religiös motivierter Gruppierun-
gen. Die Kirche hat hier eine herausragende Verantwortung. Zivile
Konfliktbearbeitung kann, so viel ist sicher, nur dann gelingen, wenn
sie nicht in erster Linie als Reparaturaufgabe verstanden wird, son-
dern als vorrangiges politisches Handlungsprinzip und als Quer-
schnittsaufgabe. Der Aktionsplan der Bundesregierung zur Krisen-
prävention formuliert diesen Anspruch; zu seiner Umsetzung bedarf
es aber geeigneter neuer Kapazitäten.

4.5 Menschliche Sicherheit und
menschliche Entwicklung verwirklichen

(184) Das Streben nach »Gerechtigkeit und Menschlichkeit«, das
politische Ziel, »Weltfrieden und Welteintracht« durch entsprechende
soziale Bedingungen zu verankern und das Interesse an fairen Rah-
menbedingungen für wirtschaftliche Tauschbeziehungen waren
schon 1919 für die Gründung der Internationalen Arbeitsorganisa-
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tion (ILO) handlungsleitend. Auch die 1945 angenommene Charta
der Organisation der Vereinten Nationen enthält in Artikel 55 wirt-
schaftliche und soziale Ziele, »um jenen Zustand der Stabilität und
Wohlfahrt herbeizuführen, der erforderlich ist, damit zwischen den
Nationen friedliche und freundschaftliche, auf der Achtung vor dem
Grundsatz der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völ-
ker beruhende Beziehungen herrschen.« Menschenrechtlich sind
diese Ziele 1966 im Internationalen Pakt für wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Rechte (Sozialpakt) verankert worden. Die interna-
tionalen Wirtschaftsbeziehungen sind aber nach wie vor von dem
Grundsatz der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völ-
ker weit entfernt. Die gewaltträchtige Situation skandalös großer
und immer weiter wachsender Unterschiede in den Lebensbedin-
gungen der Menschen im Norden und Süden muss entschlossen
überwunden werden.

4.5.1 Menschliche Sicherheit und menschliche Entwicklung

(185) Das vom Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen
(UNDP) in seinem Bericht von 1990 entwickelte Konzept »Mensch-
liche Entwicklung« (human development) stellt die Verbesserung der
Lebens- und Entfaltungsmöglichkeiten von Menschen in den Vor-
dergrund und misst die Erfolge einzelstaatlicher und internationa-
ler Wirtschafts-, Entwicklungs- und Sicherheitspolitik an diesem
Maßstab. Es ist darauf angelegt, Statistiken und ökonomische Kenn-
ziffern unter dem Gesichtspunkt der Befriedigung menschlicher
Bedürfnisse und Rechte zu analysieren und Wissensbestände aufzu-
bauen, die dem Ansatz der Befähigungsgerechtigkeit entsprechen.
Die im UNDP-Bericht 1994 vorgenommene Verknüpfung des
Konzepts »Menschliche Entwicklung« mit dem Konzept »Mensch-
liche Sicherheit« (human security) hebt auf Sicherheitsbedürfnisse
der Menschen in ihrem Alltagsleben ab und basiert auf der Idee,
dass es zu den Aufgaben der Staaten und der internationalen Ge-
meinschaft gehört, die einzelnen Menschen sowohl vor Gewalt als
auch vor Not zu schützen. Aus dieser zentralen Perspektive kom-
men die unterschiedlichen Existenzbedrohungen im konkreten Le-
bensalltag der Menschen in den Blick: Waffensysteme beispielsweise
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ebenso wie die katastrophalen Folgen globaler Finanztransaktionen
für die soziale Existenz vieler Menschen.

(186) Seit den 1990er Jahren ist das Konzept »Menschliche Sicher-
heit« auf unterschiedliche Weise konkretisiert worden: Beispielhaft
ist hierfür die Kampagne gegen Antipersonenminen zu nennen.
2005 erschien in Kanada außerdem ein erster Human Security Re-
port, der auf die Fortschritte bei den Bemühungen der UNO um
Verminderung der Gewaltkonflikte aufmerksam machte. Eine an-
dere Schwerpunktsetzung bei der Konkretisierung menschlicher
Sicherheit ist unter japanischer Führung erfolgt, die angesichts der
Erfahrungen mit der asiatischen Finanzkrise 1998 auf den Schutz
vor Not, die Sicherung des »Überlebens und die Würde der Einzel-
nen« im Alltag abhebt.

(187) Die im UNDP-Ansatz miteinander verbundenen Konzepte
»Menschliche Entwicklung« und »Menschliche Sicherheit« richten
das Augenmerk auf die Überlebens- und Entfaltungsmöglichkei-
ten der einzelnen Menschen unter den verschiedenen gesellschaft-
lichen und staatlichen Rahmenbedingungen. Die Verknüpfung
beider Konzepte entspricht dem auf der menschlichen Würde ba-
sierenden Konzept des Gerechten Friedens. Darin liegt ihre poli-
tische Neuerungskraft: In einer vernetzten, aber sozial zerklüfteten
Welt, in der Schutz für die Einzelnen nicht (mehr) nur innerhalb
staatlicher Grenzen, sondern auch von der internationalen Koope-
ration erwartet werden muss, kommt es u. a. bei Investitionsent-
scheidungen öffentlicher Finanzmittel darauf an, gleichermaßen
unmittelbare Gefahrenquellen (bewaffnete Gewalt, Hungerkatastro-
phen, Umweltzerstörung) zu beachten und die Förderung langfris-
tig unabdingbarer Entfaltungsmöglichkeiten zu berücksichtigen. Die
Konzepte »Menschliche Sicherheit« und »Menschliche Entwicklung«
geben Anlass zu differenzierenden Fragen wie: Wessen Sicherheit
und wessen Entwicklung werden gefördert bzw. ignoriert? Werden
gleichermaßen Belange des Südens und des Nordens, der Frauen
und der Männer, der Menschen in verschiedenen Schichten und
Lebenslagen berücksichtigt (auch hierzulande)? Nur wenn solche
Fragen ernsthaft gestellt und beantwortet werden, ist jenes Maß an
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Weitblick und Beharrlichkeit gegeben, das friedenspolitisch gebo-
ten ist.

(188) Handlungsermächtigung und Befähigung (empowerment) be-
zeichnen Strategien, um grundlegende Rechte praktisch zur Gel-
tung zu bringen und zu verwirklichen. Sie knüpfen an Ideen der
Hilfe zur Selbsthilfe an. Für den kirchlichen Entwicklungsdienst
spielt heute der Gedanke, dass Menschen ermächtigt werden und
Mittel an die Hand bekommen müssen, um ihre grundlegenden
Rechte tatsächlich in Anspruch nehmen zu können, eine zentrale
Rolle. Wenn grundlegende Rechte im Sinne der Befähigungsgerech-
tigkeit verstanden werden, so ist es – wie in Kapitel 3 dargelegt –
möglich, sowohl ihre Unveräußerlichkeit als auch die Tatsache ent-
gegenstehender, aber veränderbarer soziokultureller Gewohnheiten
und Rechtsverhältnisse in den Blick zu nehmen. Dem Anspruch
von Frauen auf Gleichberechtigung in den Rechtssystemen kommt
dabei eine hohe Bedeutung zu.

(189) Die dauerhafte Befähigung Einzelner und die Stärkung ihrer
sozialen Rechte ist allerdings ohne Aufbau und Ausbau geeigneter
Institutionen zur Gewährleistung öffentlicher Güter nicht möglich.
Solange zentrale Politikfelder wie Handel und Finanzen nicht auf
kohärente Weise im System der Vereinten Nationen miteinander
verbunden werden, ist eine systematische UN-Politik mit einem kla-
ren Fokus auf allen Menschenrechten sowie Umweltschutzzielen
nicht möglich. Im Rahmen einer friedensförderlichen Entwicklungs-
politik kommt es vor allem darauf an, mit Hilfe geeigneter Refor-
men für widerspruchsfreies Handeln zu sorgen, so dass nicht in ei-
ner Verhandlungsarena (z. B. Internationale Arbeitsorganisation,
ILO) die »Grundlegenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit«
(also Vereinigungsfreiheit und Recht auf Kollektivverhandlungen,
Beseitigung von Zwangsarbeit, Abschaffung von Kinderarbeit so-
wie Verbot der Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf ) de-
klaratorisch unterstützt und in der anderen Arena (z. B. Weltwäh-
rungsfonds, IMF oder Welthandelsorganisation, WTO) tatsächlich
ignoriert oder faktisch behindert werden. Das gilt ebenso für die
bilateralen staatlichen Beziehungen, bei denen es um entsprechende
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Zusammenarbeit zwischen den Ressorts der Administrationen geht,
wie für die globalen Institutionen.

4.5.2 Verantwortung und Rechenschaftspflicht

(190) Angesichts globaler Wirtschaftsverflechtungen ist es unab-
weisbar, dass transnational tätige Wirtschaftsakteure, die für ihre
unmittelbar eigenen Belange (z. B. Eigentumsrechte) völkerrechtli-
chen Schutz in Anspruch nehmen, sich ihrerseits zur Einhaltung
anderer grundlegender Prinzipien des Völkerrechts verpflichten.
Wenn der Globale Pakt – wie beabsichtigt – als ein Lern- und Di-
alogforum funktionieren soll, sind öffentliche Debatten und eine
kritische Begutachtung der erzielten Ergebnisse erforderlich. Nati-
onale Beobachtungsnetzwerke (die in Deutschland z. B. durch die
Gesellschaft für technische Zusammenarbeit, GTZ, koordiniert
werden) haben nur dann eine Ausstrahlungskraft zur Verbesserung
der weltweiten Soziallage, wenn Berichte der Unternehmen über-
prüfbar und öffentlich diskutierbar sind, wie es – wenn auch nur
ansatzweise – schon jetzt bei Beschwerden im Zusammenhang mit
den Leitsätzen für multinationale Unternehmen der Organisation
für Entwicklung und Zusammenarbeit (OECD) der Fall ist.
Daneben bedarf es auf der Grundlage der bereits vorformulierten
UN-Normen für multinationale Unternehmen der Ausarbeitung
verbindlicher Bestimmungen, um die Rechte und Pflichten der
Mehrheit transnationaler Unternehmen zu konkretisieren, die sich
bislang freiwilligen Ansätzen zur Selbstregulierung im Sinne einer
»Corporate Social Responsibility« verschließt.

(191) Zur Beobachtung und Überprüfung des Geschäftsgebarens
weltweit tätiger Unternehmen, insbesondere von Markenfirmen,
haben sich auch Initiativen wie beispielsweise die »Kampagne für
saubere Kleidung« (Clean Cloth Campaign) und andere Projekte
für soziale Gütesiegel (z. B. Kaffee, Teppiche, Blumen) gebildet, die
darauf dringen, dass Unternehmen ihre gesellschaftsbezogene Ver-
antwortung wahrnehmen und über Folgen ihres weltweiten Han-
delns zur Rechenschaft gezogen werden. Hier kommt den christli-
chen Gruppen in der Entwicklungszusammenarbeit eine wichtige
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Aufgabe zu. Benachteiligte und besonders verwundbare Gruppen
brauchen anwaltschaftliche Stimmen, die sich für ihre Rechte ein-
setzen. Entsprechende Bestrebungen können allerdings nur erfolg-
reich sein, wenn die Beachtung der Menschenrechte und der grund-
legenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit von allen am
Wirtschaftsleben beteiligten Akteuren eingefordert wird. Vor allem
darf die soziale Rechenschaftspflicht nicht ausgerechnet bei Wirt-
schaftsaktivitäten zur Gewinnung strategischer Rohstoffe ausgesetzt
werden. Die Gewinnung und Vermarktung industrie-relevanter
Rohstoffe ist im Süden vielerorts mit Gewaltkonflikten verbunden,
während die Industriestaaten im Norden den Zugang zu Rohstof-
fen zu ihrem Sicherheitsinteresse erklären. Die Glaubwürdigkeit
friedenspolitischer Deklarationen der Industrieländer, auch der
Bundesrepublik Deutschland, erweist sich beim Thema Rohstoffe.
An den kriegswirtschaftlichen Kreisläufen21 sind auch Unterneh-
men der OECD-Welt durch Ankauf, Transport und gegebenenfalls
Endfertigung strategischer oder seltener Rohstoffe beteiligt. Um
Kriegsökonomien auszutrocknen, sollte eine Rechenschaftspflicht
von Unternehmen für ihre Zahlungen an Regierungen und Rebel-
lengruppen verbindlich gemacht werden. Ein entsprechendes in-
ternationales Regelwerk könnte auf Vorarbeiten von Nichtregie-
rungsorganisationen wie Human Rights Watch und einschlägigen
Sachverständigenausschüssen der Vereinten Nationen aufbauen. Die
vorhandene Nachfragemacht der Industrieländer nach seltenen
Rohstoffen sollte friedenspolitisch so genutzt werden, dass Gewalt-
spiralen unterbrochen werden und verantwortliche Staatsführung
Unterstützung findet.

4.5.3 Menschliche Sicherheit und Friede im Innern

(192) Neue technische Möglichkeiten haben die Bedeutung räum-
licher Entfernungen nicht nur für Unternehmen stark verringert.
Die enormen Unterschiede in den Lebenschancen sind weltweit

21. Vgl. hierzu die Studie der EKD-Kammer für Entwicklung und Umwelt: Rich-
te unsere Füße auf den Weg des Friedens. Gewaltsame Konflikte und zivile
Intervention an Beispielen aus Afrika, EKD-Texte 72, Hannover 2002.
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auch für Menschen in armen und elenden Umständen sichtbar ge-
worden. Durch Migration22 versuchen viele – ähnlich denjenigen,
die aus Deutschland auswanderten – ihr Schicksal in die eigene
Hand zu nehmen. Heute beherbergen viele Großstädte auch in
Deutschland Menschen aus zahlreichen Herkunftsländern. Selbst
im kleinsten deutschen Bundesland (Bremen) leben Menschen aus
etwa 170 Staaten – freiwillig oder unfreiwillig aufgrund von Krieg,
Vertreibung, aber auch wegen sozialer Not im Herkunftsland. Un-
ter diesen Umständen gewinnen universale soziale Rechte als Teil
allgemeiner bürgerschaftlicher Rechte auch in der Bundesrepublik
eine zentrale Bedeutung für den inneren Frieden.

(193) Gewaltübergriffe im Innern reicher Industrieländer haben
nicht erst seit der Jahrhundertwende verstärkte Aufmerksamkeit auf
sich gezogen, insbesondere, wenn sie politisch aufgeladen sind.
Schutz vor Gewalt im Alltag der Menschen ist ein gemeinsames
Bedürfnis Alteingesessener und Zugewanderter, Wohlhabender und
Armer. Kein Gemeinwesen darf die Grundbedürfnisse der einen
oder anderen Gruppe vernachlässigen. Aber die Armen bedürfen in
besonderer Weise des Schutzes vor Not. Die Förderung der Freiheit
gebietet es, dass Menschen ungeachtet ihrer Herkunft ihre Stim-
men öffentlich zu Gehör bringen können. Dabei gilt es, die kultu-
relle Vielfalt anzuerkennen und eine Kultur der konstruktiven Be-
arbeitung oder Lösung von Konflikten zu fördern. Religiöse und
kulturelle Unterschiede sollten dabei nicht in eins gesetzt werden.
Aber Geschichte und Gegenwart lehren: Eine soziokulturelle Ver-
festigung ungleicher Lebenschancen fördert – potenziell gewalttä-
tige – Konflikte entlang ethnischer oder religiöser Linien. Strate-
gien zur Verständigung und Kooperation zwischen Staaten sind

22. Vgl. hierzu grundlegend das Gemeinsame Wort der Kirchen zu den Heraus-
forderungen durch Migration und Flucht: »... und der Fremdling, der in dei-
nen Toren ist«, hg. vom Kirchenamt der EKD und dem Sekretariat der Deut-
schen Bischofskonferenz in Zusammenarbeit mit der Arbeitsgemeinschaft
Christlicher Kirchen in Deutschland, Bonn/Frankfurt am Main/Hannover
1997; ferner: Zusammenleben gestalten. Ein Beitrag des Rates der EKD zu
Fragen der Integration und des Zusammenlebens mit Menschen anderer Her-
kunft, Sprache und Religion, EKD-Texte 76, Hannover 2002.
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glaubwürdig, wenn sie auch das Innere der Gemeinweisen prägen.
Der gewaltfreie Umgang mit den Konflikten innerhalb der Indus-
triegesellschaften ist gewissermaßen die Schule, in der Fähigkeiten
gelernt werden, die es ermöglichen, mit den großen sozialen Her-
ausforderungen der Welt in der Perspektive des gerechten Friedens
umzugehen.
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Schluss

(194) Wer den Frieden will, muss den Frieden vorbereiten. Der
Wunsch nach Frieden ist stärker als je zuvor in den erklärten Ziel-
setzungen wichtiger Institutionen der internationalen Gemeinschaft
und in der deutschen Gesellschaft verankert. Die beobachtbare
Abnahme der Zahl und Opfer von Kriegen und Gewaltkonflikten,
insbesondere solcher von höchster Intensität, gibt Hoffnung, dass
eine erhöhte friedenspolitische Aufmerksamkeit und entsprechend
verstärkte Bemühungen tatsächlich Frieden auf der Welt befördern
können. Friede ist keine Selbstverständlichkeit, aber möglich und
kostbar.

(195) Wer aus dem Frieden Gottes lebt, tritt für den Frieden in der
Welt ein. Das christliche Friedenszeugnis konkretisiert sich in Ver-
kündigung und Gottesdienst, in Bildung und Erziehung, im Ein-
treten für das Grundrecht der Gewissensfreiheit, für Versöhnung
statt Vergeltung und für einen gerechten Frieden als Leitbild einer
kooperativen Weltordnung. Friede ist ein – immer erneut zu ge-
währleistender – Prozess der Förderung der Freiheit, des Schutzes
vor Gewalt, des Abbaus von Not und der Anerkennung kultureller
Verschiedenheit. Er basiert auf der Fähigkeit, unausweichliche Kon-
flikte konstruktiv bearbeiten zu können. Die Einübung in diese
Fähigkeit beginnt im alltäglichen Leben der Menschen. Vertrau-
ensbildung und Verständigungsversuche sind Wege dazu.

(196) Gerechter Friede in der globalisierten Welt setzt den Ausbau
der internationalen Rechtsordnung voraus. Sie muss dem Vorrang
ziviler Konfliktbearbeitung verpflichtet sein und die Anwendung
von Zwangsmitteln an strenge ethische und völkerrechtliche Krite-
rien binden. Menschenrechte und Demokratie müssen in den lo-
kalen Traditionen verankert sein oder zumindest zwanglos mit ih-
nen verbunden werden können. Jede noch so wohlgemeinte
Intervention in Gewaltkonflikte von außen muss das beachten. Auch
neue Herausforderungen wie der internationale Terrorismus recht-
fertigen keine Wiederbelebung der Lehre vom »gerechten Krieg«;
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ihnen kann und muss vielmehr im Rahmen des Regelwerks der
UN begegnet werden.

(197) Staatliche Sicherheits- und Friedenspolitik muss von den
Konzepten der »Menschlichen Sicherheit« und der »Menschlichen
Entwicklung« her gedacht werden. Diese Konzepte sollten zu Prüf-
kriterien auch für friedenspolitische Stimmigkeit und Folgenabschät-
zung in verschiedenen Politikfeldern werden. Ohne Beachtung der
Sicherheitsbedürfnisse der Menschen jenseits der Konfliktlinien hat
Friedenspolitik keine Basis. Ohne Beachtung der Interessen der je
Anderen können sich Vertrauen und Zusammenarbeit nicht ent-
wickeln. Daher dürfen Sicherheitsvorkehrungen im Interesse eines
Landes – insbesondere militärische – nicht an die Stelle koopera-
tiver Bemühungen um Frieden treten. Auch bewaffneter Schutz für
Gruppen, die unter Gewaltkonflikten leiden, darf diese Perspek-
tive nachhaltigen Friedens nicht aus den Augen verlieren. Frieden
zu bezeugen und für Versöhnung auch dort zu arbeiten, wo Miss-
trauen, Gewalt und Unterdrückung herrschen, gehört unabding-
bar zu den Aufgaben der Christen. Die Kirche Jesu Christi ist dazu
berufen.
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Abkürzungsverzeichnis

1. Abkürzungen für biblische Bücher

Eph Der Brief des Apostels Paulus an die Epheser
Hos Der Prophet Hosea
Jak Der Brief des Apostels Jakobus
Jer Der Prophet Jeremia
Jes Der Prophet Jesaja
Joh Das Evangelium nach Johannes
Kol Der Brief des Apostels Paulus an die Kolosser
1 Kor Der erste Brief des Apostels Paulus an die Korinther
2 Kor Der zweite Brief des Apostels Paulus an die Korinther
Lk Das Evangelium nach Lukas
Mi Das Buch Micha
Mk Das Evangelium nach Markus
1 Mose Genesis (Das erste Buch Mose)
2 Mose Exodus (Das zweite Buch Mose)
4 Mose Numeri (Das vierte Buch Mose)
5 Mose Deuteronomium (Das fünfte Buch Mose)
Mt Das Evangelium nach Matthäus
Phil Der Brief des Apostels Paulus an die Philipper
Ps Buch der Psalmen / Der Psalter
Röm Der Brief des Apostels Paulus an die Römer

2. Sonstige Abkürzungen

AU Afrikanische Union
AGDF Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden (e.V.)
BSLK Bekenntnisschriften der Evangelisch-Lutherischen Kirche (Göt-

tingen 1930, 12. Aufl. 1998)
GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai

1949
EAK Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Kriegsdienstverweigerer

(e.V.)
EED Evangelischer Entwicklungsdienst
EKD Evangelische Kirche in Deutschland
ESVP Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik
EU Europäische Union
FriEnt Arbeitsgemeinschaft Entwicklungspolitische Friedensarbeit
FWDL Freiwillig zusätzlichen Wehrdienst Leistende
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GASP Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der EU
GKKE Gemeinsame Konferenz Kirche und Entwicklung
GTZ Deutsche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GmbH)
Forum ZFD Forum Ziviler Friedensdienst (e.V.)
ICJ International Court of Justice

Der Internationale Gerichtshof, Den Haag
IKRK Internationales Komitee vom Roten Kreuz
ILO International Labour Organization

Internationale Arbeitsorganisation
IMF International Monetary Fund

Weltwährungsfonds
KEK Konferenz Europäischer Kirchen
NATO North Atlantic Treaty Organization

Nordatlantikvertrag-Organisation
NPT Treaty on the Non-proliferation of Nuclear Weapons

Atomwaffensperrvertrag, Nichtverbreitungsvertrag
NGO Non-Governmental Organization

Nichtregierungsorganisation
KSZE Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
OECD Organization for Economic Cooperation and Development

Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung

ÖRK Ökumenischer Rat der Kirchen
OVCW Organisation für das Verbot chemischer Waffen
SIPRI Stockholm International Peace Research Institute

Stockholmer Internationales Institut für Friedensforschung
UN United Nations

Vereinte Nationen
UNO United Nations Organization

Organisation der Vereinten Nationen
UNDP United Nations Development Programme

Entwicklungsprogramm der UNO
UNESCO United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization

Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft,
Kultur und Kommunikation

UNSAS UN-Stand-by Arrangements System
(Planungssystem der UNO zur Verkürzung der Reaktionszeit
für die Aufstellung von Friedensmissionen)

WTO World Trade Organization
Welthandelsorganisation
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